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1. Mietwohnungen 
 

1.1. Angemessenheit 
 

1.1.1. Grundsatz 
 
Zur Beurteilung der Angemessenheit der Kosten einer Mietwohnung ist allein die Miethöhe zu 
betrachten. Ist die Wohnfläche unangemessen groß, die Miethöhe hingegen angemessen, han-
delt es sich um eine angemessene Unterkunft i.S.v. § 22 SGB II. Eine unangemessen große 
Wohnfläche wirkt sich lediglich auf die Höhe der zu gewährenden Heizkosten aus. 
 
Zu den zu berücksichtigenden KdU bei Mietwohnungen gehören in erster Linie die Kaltmiete 
und die üblichen Nebenkosten (wie Wasser, Abwasser, Müllgebühren etc.). Die Gewährung von 
Unterkunftskosten kann weiter die Übernahme von Einlagerungskosten beinhalten, wenn an-
ders (z.B. durch eine exorbitant kleine Unterkunft) nicht sichergestellt werden kann, dass der 
Hilfebedürftige die Gegenstände, welche seinen persönlichen Grundbedürfnissen oder dem 
Wohnen dienen, nicht verwahren kann. Dazu zählt nicht die Einlagerung von Gegenständen, die 
das Ergebnis von Sammelleidenschaft oder unvernünftiger Vorratshaltung sind, oder die der 
Hilfebedürftige als nicht geschützte Vermögensgüter verwerten muss. Die Miete für den zusätz-
lichen Lagerraum gemessen am Wert der eingelagerten Güter muss wirtschaftlich sein.2 Die 
Prüfung der Angemessenheit der Unterkunftskosten insgesamt muss auch hier erfolgen. 
 
Der Bedarf eines Hilfeberechtigten, der aus einem Fehlgebrauch der Wohnung herrührt, gehört 
nicht zum Bedarf der Unterkunft und Heizung im Sinne des § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II. Daher sind 
Kosten für die notwendige Grundreinigung und Renovierung einer sog. Messiewohnung nicht 
als Kosten der Unterkunft zu übernehmen. Dieses gilt auch dann, wenn der Vermieter diese 
Kosten als Schadenersatzansprüche gegenüber dem Hilfebedürftigen geltend macht. Beschädi-
gungen an der Wohnung oder vertragliche oder deliktische Ansprüche des Vermieters gegen 
den Mieter wegen eines Fehlgebrauchs der Wohnung sind lediglich aus Anlass der Nutzung der 
betreffenden Wohnung entstanden, sie sind aber kein Bedarf für die Unterkunft.3 
 

1.1.2. Wohnfläche 
 
Die Höchstgrenzen der Wohnfläche richten sich nach der Ziff. 15 der Richtlinien über die Soziale 
Wohnraumförderung in Niedersachsen:4 
 

1 Person stehen bis zu 50 m² zu 

2 Personen stehen bis zu 60 m² zu 

3 Personen stehen bis zu 75 m² zu 

4 Personen stehen bis zu 85 m² zu 

 
Für jeden weiteren Bewohner werden 10 m² mehr angesetzt.  

 
 
2 BSG v. 16.12.2008 - B 4 AS 1/08 R 
3 LSG Niedersachsen-Bremen v. 08.03.2012 - L 13 AS 22/12 BER 
4 vgl. Ziffer 15 der niedersächsischen Wohnraumförderbestimmungen (WFB), Nds. MBl. 2019, 1075 
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Zur Beurteilung der Angemessenheit der Kosten einer Mietwohnung ist allein die Miethöhe zu 
betrachten. Ist die Wohnfläche unangemessen groß, die Miethöhe hingegen angemessen, han-
delt es sich um eine angemessene Unterkunft i.S.v. § 22 SGB II. Eine unangemessen große 
Wohnfläche wirkt sich lediglich auf die Höhe der zu gewährenden Heizkosten aus. 

 
 Der in den Wohnraumförderrichtlinien des Landes Niedersachsen für Alleinerziehende und 

Menschen mit schweren Behinderungen ausgewiesene pauschale Wohnflächenmehrbe-
darf von 10 m² ist nach der Rechtsprechung des BSG bei der Bedarfsberechnung nach dem 
SGB II nicht zu berücksichtigen.5 Eine größere angemessene Wohnfläche und damit höhere 
Kosten für Unterkunft und Heizung können danach nur gewährt werden, sofern und soweit 
im Einzelfall ein konkreter Flächenmehrbedarf vom Leistungsberechtigten nachgewiesen 
wird.  

 
 Auch bei der Ausübung eines Umgangsrechtes ist nicht pauschal ein Mehrbedarf anzuer-

kennen, sondern nur dann, wenn die Ausübung des Umgangsrechtes andernfalls gefährdet 
würde. Dies ist grundsätzlich nicht der Fall, wenn eine Übernachtung des Kindes beim zu 
besuchenden Elternteil nicht stattfindet bzw. das Kind den Elternteil lediglich sporadisch 
besucht und die Wohnung des Elternteiles mindestens 2 Zimmer aufweist. Anderes kann 
gelten, wenn sich das Kind mindestens jedes 2. Wochenende und die hälftigen Ferien beim 
zu besuchenden Elternteil aufhält; erst recht, wenn sich die Eltern das Sorgerecht derart 
teilen, dass das Kind je hälftig bei der Mutter und beim Vater lebt (z.B. im 2-Wochen-Rhyth-
mus). 

 
Falls der Umgang in Form des sog. familienrechtlichen Wechselmodells praktiziert wird (die 
Kinder leben bei beiden Elternteilen zu zeitlich gleichen Anteilen) und sich ein Lebensmit-
telpunkt des Kindes damit tatsächlich nicht bestimmen lässt, hat das Kind einen gleichwer-
tigen Wohnbedarf in den Wohnungen seiner beiden Elternteile und ist grundsicherungs-
rechtlich bei beiden Elternteilen als weiteres Haushaltsmitglied zu berücksichtigen.6 

 
1.1.3. Abstrakte Angemessenheitsgrenze 

 
Im Landkreis Göttingen sind ab dem 01.08.2025 folgende Bruttokaltmieten als maximal ange-
messen anzusehen: 
 

 
 
 

Angemessene 
Wohnfläche 

(Personenzahl) 

Angemessene Unterkunftskosten (in Euro, Bruttokaltmiete) – Fortschreibung von IWU 2023 

Vergleichsraum I 
 

Göttingen (Stadt), 
Kernort Bovenden, 

Kernort Rosdorf 

Vergleichsraum II 
 
Göttingen Umland, 

inkl. Gemeinde 
Bovenden und Ge-

meinde Rosdorf 
(ohne Kernorte) 

Vergleichsraum III 
 

Hann. Münden, 
Staufenberg 

Vergleichsraum IV 
 
Duderstadt, Giebolde-

hausen 

 

Vergleichsraum V 
 
Altkreis Osterode 

50 m² (1) 549 434 403 447 470 

60 m² (2) 629 516 496 528 535 

75 m² (3) 687 579 525 566 600 

85 m² (4) 800 632 594 578 655 

95 m² (5) 1031 730 703 713 763 

105 m² (6) 1139 806 777 788 844 

 
 
5 BSG v. 22.08.2012 - B 14 AS 13/12 R 
6 BSG, Urteil vom 11.07.2019, B 14 AS 23/18 R. 
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115 m² (7) 1247 883 851 863 923 

125 m² (8) 1356 960 925 937 1004 

135 m² (9) 1464 1037 998 1012 1084 

145 m² (10) 1573 1113 1072 1087 1165 

 
Die nach Indexvergleich erfolgte Fortschreibung der KdU-Beträge von IWU 2023 hat den Ände-
rungsfaktor 1,0741, mit welchem die Bruttokaltmiete nach einem nicht erforderlichen Umzug 
innerhalb desselben Wohnungsmarktes zu dynamisieren ist (s. Punkt 7.2.1.4). 
 
Dynamisierung der Bruttokaltmiete: 
Bruttokaltmiete alt   x   Änderungsfaktor   =   Bruttokaltmietenanteil nach Dynamisierung 
 

1.1.4. Vergleichsräume  
 

 
 
 
Differenzierung bzgl. der Gemeinden Bovenden und Rosdorf: 
 
Zum Vergleichsraum I gehören die „Kern“-Orte Bovenden und Rosdorf (37120 Bovenden – Orts-
teil Bovenden und 37124 Rosdorf – Ortsteil Rosdorf).7 
 
Dem Vergleichsraum II sind die übrigen, in den Gemeindegebieten Bovenden und Rosdorf ge-
legenen Orte zugeordnet.8 
 

 
 
7 Die Differenzierung im Einzelfall erfolgt nach den diesen Ortsteilen zugeordneten Adressen, vgl. hierzu 
das Postleitzahlen- und Straßenverzeichnis der Deutschen Post AG. 
8 Siehe vorherige Fußnote. 
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1.1.5. Prüfungszeitpunkt und Informationspflichten  
 
Die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung werden vor Erlass des Leistungsbescheids auf 
ihre Angemessenheit hin überprüft. Übersteigen die Aufwendungen für Unterkunft und Hei-
zung den angemessenen Umfang, ist dies dem Leistungsberechtigten mitzuteilen. Gleichzeitig 
ist er über die Dauer und die Voraussetzungen für die Anerkennung unangemessener Aufwen-
dungen zu unterrichten.9 
Die Anerkennung unangemessener Aufwendungen erfolgt dabei in der Regel aufgrund (noch) 
laufender Karenzzeit oder während der sechsmonatigen Kostensenkungsfrist. Näheres hierzu 
ist den jeweiligen Kapiteln zu entnehmen. 
 
Umsetzung in OPEN/PROSOZ 
Die Unterrichtung erfolgt im Rahmen der Leistungsbescheide mit den Textbausteinen: 
 
Gewährung_unangem_KdU_inKarenzzeit 
oder 
Gewährung_unangem_KdU_inKostensenkungsV 
Und/oder 
Gewährung_unangem_HK_inKostensenkungsV 
 

1.1.6. Klimabonus 
 
Seit 01.09.2017 wird ein Zuschlag zu den angemessenen Unterkunftskosten für Wohnungen 
gewährt, die einen niedrigen Energiebedarf haben (sog. Klimabonus). 
 
 

1.1.6.1. Energieausweis 
 
Im Energieausweis wird die Energieeffizienz eines Gebäudes ausgewiesen. Bezugspunkt ist da-
bei die Heizenergie. Seite 1 des Ausweises enthält die allgemeinen Informationen des Gebäudes 
(u. a. Baujahr, Anschrift, Anzahl der Wohneinheiten, Datum der Ausstellung des Ausweises). Auf 
Seite 2 bzw. Seite 3 sind die Energieeffizienzklassen auf einer Farbskala den Energiewerten 0 – 
250 Kilowattstunden pro Quadratmeter und Jahr (kWh/(m²*a)) zugeordnet. 
 
Der Energiewert in kWh/(m²*a) und die 
Energieeffizienzklassen lassen den 
Schluss darauf zu, dass die durchschnitt-
lichen Heizenergiekosten pro m² und 
Jahr  umso geringer sein werden, je bes-
ser die Energieeffizienzklasse bzw. je 
niedriger der Energiewert in 
kWh/(m²*a) ist. 
 
 
 

 
 
9 Vgl. § 22 Abs. 1a (n.F. ab 01.07.2026) 
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Maßgeblich für die Beurteilung, ob ein 
Klimabonus gewährt werden kann, ist 
der Endenergiekennwert, der im Ener-
gieausweis im Regelfall mit einem Pfeil 
auf der Oberseite der Farbskala markiert 
und zusätzlich dort mit einem Wert in 
kWh/(m²*a) angegeben ist. Auf der Un-
terseite der Farbskala wird in der Regel 
der Primärenergiekennwert angegeben, 
der für die Ermittlung der Gewährung ei-
nes Klimabonus nicht herangezogen 
wird.  
 

1.1.6.2. Unterschiede: Energieverbrauchsausweis und Energiebedarfsausweis 
 
Energieverbrauchsausweise und Energiebedarfsausweise werden unter dem Oberbegriff Ener-
gieausweis zusammengefasst, sind jedoch auf Grund der unterschiedlichen Kriterien zur Ermitt-
lung des Energiekennwerts (Energieverbrauch oder Energiebedarf) nicht identisch. 
 
Der Energiekennwert für einen Energieverbrauchsausweis wird aus den Verbrauchsdaten des 
Gebäudes der letzten drei Jahre ermittelt. Grundlage für den ausgewiesenen Energieverbrauch 
ist also eine statistische Erhebung. 
 
Im Gegensatz dazu wird der Energiekennwert für einen Bedarfsausweis durch eine Berechnung 
ermittelt, in die unter anderem das Baujahr, Anzahl der Wohnungen, Gesamtwohnfläche und 
Heizungsdaten einfließen. Vorteil der Ermittlung des Energiebedarfs durch eine Berechnung ist, 
dass ein objektiver Wert ermittelt wird, der nicht durch das individuelle Verbrauchsverhalten 
beeinflusst wird. 
 
Während das vergangene Nutzungsverhalten (Energieverbrauch) keinen Rückschluss auf ein zu-
künftiges Nutzungsverhalten zu lässt, kann aus dem Energiebedarf zumindest mit hinreichender 
Genauigkeit abgeleitet werden, welche Verbräuche aus einem durchschnittlichen Nutzungsver-
halten resultieren werden. Deswegen und auf Grund möglicher Unschärfen bei der Ermittlung 
von Energieverbräuchen (z. B. bei längerem Leerstand oder unökonomischen Nutzungsverhal-
ten) kann die Gewährung eines Klimabonus nicht anhand eines Energieverbrauchsausweises, 
sondern nur anhand des Energiebedarfsausweises erfolgen. 
 
Unterscheidung Energieverbrauchsausweis und Energiebedarfsausweis: 
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1.1.6.3. Pflicht zur Erstellung, Vorlage und Aushändigung des Energieausweises 
 
Bei Vermietung oder Verkauf eines Wohngebäudes oder einer Wohnung bestehen seit dem 
Jahr 2014 folgende Pflichten (vgl. bereits § 16 EnEV 2014 sowie aktuell § 80 GEG): 
 

• Der Verkäufer oder Vermieter hat bei Besichtigungsterminen (Verkauf oder Vermietung) 
Einsicht in den Energieausweis zu gewähren 

• Der Energieausweis (Kopie) ist spätestens bei der Übergabe des Gebäudes bzw. der Woh-
nung auszuhändigen 

 
Die folgende Übersicht zeigt, für welche Gebäude die Pflicht zur Erstellung von Energieauswei-
sen besteht (Energieverbrauchsausweis oder Energiebedarfsausweis): 
 

Anzahl der Wohneinheiten und Alter des Wohngebäu-
des 

Bedarfsausweis Verbrauchsausweis 

• Gebäude mit 1 – 4 Wohneinheiten 

• Bauantrag vor dem 01.11.1977 

• Anforderungen an die 1. WärmeschutzVO sind nicht 
erfüllt 

X  

• Gebäude mit 1 – 4 Wohneinheiten 

• Bauantrag vor dem 01.11.1977 

• Anforderungen an die WärmeschutzVO sind erfüllt 

X X 

• Gebäude mit 1 – 4 Wohneinheiten 

• Bauantrag nach dem 01.11.1977 

X X 

• Gebäude fünf und mehr Wohneinheiten X X 

• Neubauten* X  

• Kleingebäude bis 50m²**   

• Baudenkmäler**   

 

*    Für Neubauten kommt die Ausstellung eines Verbrauchsausweises nicht in Betracht, da keine statistische Er-
hebung der Verbrauchsdaten für einen Zeitraum über drei Jahre vorliegen kann 

 
**  Für Kleingebäude und Baudenkmäler müssen weder Energiebedarfs- noch –verbrauchsausweise ausgestellt 

werden, vgl. § 79 Abs. 4 i. V. m. § 1 Nr. 3 und Nr. 17 GEG 
 
Quelle: Verbraucherzentrale NRW e. V., Stand 05/2021 
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1.1.6.4. Auswirkungen des Klimabonus auf KdU und Heizkosten 
 
Der Klimabonus führt zu einer Erhöhung der als max. an-
gemessen angesehenen Bruttokaltmiete. Gleichzeitig 
verringert der Klimabonus die als max. angemessen an-
gesehenen Heizkosten (vgl. die Abbildung rechts: Die 
schraffierte Fläche stellt den Klimabonus dar). 
 
Der Klimabonus wird begrenzt durch die Summe der 
max. angemessenen KdU und der max. angemessenen 
Heizkosten (vgl. die obere Linie in der Abbildung rechts). 
Nur innerhalb dieser Grenze kann der Klimabonus ge-
währt werden. Die Gesamtangemessenheitsgrenze wird 
durch den Klimabonus nicht erhöht. 
 
Übersteigt die Summe aus tatsächlichen KdU und tat-
sächlichen Heizkosten (KdH) die Gesamtgrenze, ergeben 
sich Besonderheiten bei der Durchführung eines Kosten-
senkungsverfahrens, wenn ein Klimabonus gewährt wird 
(s. u. Ziffer 1.1.6.7.2.). 
 

1.1.6.5. Vorteil des Klimabonus gegenüber der Gesamtangemessenheitsgrenze nach § 22 Abs. 10 SGB II 
 
Unter Berücksichtigung der Ausführungen unter Ziffer 0. stellt sich die Frage danach, welchen 
Vorteil die Gewährung eines Klimabonus bietet, wenn die KdUH in derselben Höhe auch unter 
Bildung einer Gesamtangemessenheitsgrenze nach § 22 Abs. 10 SGB II übernahmefähig sind. 
 

• Geplanter Umzug: Kann ein Klimabonus gewährt werden, gilt die Bruttokaltmiete auch 
dann als angemessen, wenn sie die vergleichsraumspezifische Angemessenheitsgrenze ei-
gentlich überschreitet, jedoch innerhalb der Grenze aus max. angemessenen KdU nach Ver-
gleichsraum zzgl. Klimabonus liegt. Solche Wohnungen sind zusicherungsfähig nach § 22 
Abs. 4 SGB II (Bruttokaltmiete angemessen). 

 

• Anzahl angemessener Wohnungen: Leistungsbezieher wird ermöglicht, energetisch sa-
nierte Wohnungen jüngerem Baudatums anzumieten. Die Anzahl grds. angemessener Woh-
nungen auf dem für Leistungsbezieher zugänglichen Wohnungsmarkt wird vergrößert. 

 

• Energetische Sanierungen: Durch den Klimabonus werden Anreize zur energetischen Sanie-
rung von Wohnraum geschaffen, da solche Sanierungen i. d. R. warmmietenneutral erfol-
gen. Der Klimabonus kann die Verschiebung der Mietanteile innerhalb der Warmmiete (Er-
höhung KdU, Absenkung Heizkosten) ggf. abfangen (Sozialverträglichkeit der energetischen 
Sanierung). 

 
1.1.6.6. Höhe des Klimabonus 

 
Der Klimabonus wird nur dann gewährt, wenn der Energiebedarf eines Gebäudes unterhalb von 
150 kWh/m² pro Jahr liegt. Für die Gewährung des Klimabonus darf ausschließlich der Energie-
bedarf eines Gebäudes, nicht jedoch der Energieverbrauch herangezogen werden. 
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Für Bedarfsgemeinschaften, die in Wohnungen leben, die laut Energieausweis einen Energie-
bedarf von unter 150 kWh/m² pro Jahr haben, wird ein monatlicher Zuschlag von 0,26 Euro pro 
m² der jeweils maximal angemessenen Wohnfläche gewährt (Klimabonus Stufe 1). 
 
Für Bedarfsgemeinschaften, die in Wohnungen leben, die laut Energieausweis einen Energie-
bedarf von unter 75 kWh/m² pro Jahr haben, wird ein monatlicher Zuschlag von 0,54 € pro m² 
der jeweils maximal angemessenen Wohnfläche gewährt (Klimabonus Stufe 2). 
 
Der Klimabonus ist nicht anhand der tatsächlichen Wohnfläche individuell zu berechnen. Bei 
Vorliegen der Voraussetzungen werden anhand der Haushaltsgröße bzw. der maximal ange-
messenen Wohnfläche folgende Gesamtzuschlagsbeträge gewährt: 
 

Haushaltsgröße Klimabonus Stufe 1 Klimabonus Stufe 2 

1-Personenhaushalt (50m²) +13 € +27 € 

2-Personenhaushalt (60 m²) +16 € +33 € 

3-Personenhaushalt (75 m²) +20 € +41 € 

4-Personenhaushalt (85 m²) +23 € +46 € 

5-Personenhaushalt (95 m²) +25 € +52 € 

6-Personenhaushalt (105 m²) +28 € +57 € 

7-Personanhaushalt (115 m²) +30 € +63 € 

8-Personenhaushalt (125 m²) +33 € +68 € 

9-Personenahushalt (135 m²) +36 € +73 € 

10-Personenhaushalt (145 m²) +38 € +79 € 

 
Bei der Gewährung des Zuschlages wird zugunsten der Leistungsberechtigten nicht unterschie-
den, ob die Warmwasseraufbereitung über die Heizung erfolgt oder nicht. 
 
Den Nachweis des geringen Energiebedarfes ihrer Wohnung können Leistungsberechtigte 
durch Vorlage des Energiebedarfsausweises für das Gebäude, in dem sich ihre Wohnung befin-
det, führen. Der für die Prüfung, ob ein Klimabonus gewährt werden kann, relevante Wert ist 
im folgenden Screenshot durch den Pfeil markiert. 
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1.1.6.7. Berechnung der übernahmefähigen Kosten der Unterkunft und Heizung unter Berücksichti-
gung des Klimabonus 
 

• Wenn ein Klimabonus gewährt werden kann, werden Kosten der Unterkunft bis zur Höhe 
der angemessenen Unterkunftskosten im Vergleichsraum zzgl. des Klimabonus-Zuschlages 
gewährt. 

 

• Wenn die tatsächlichen Unterkunftskosten bereits bei Gewährung eines Teilbetrages des 
Klimabonus übernommen werden können, wird auch nur dieser Teilbetrag des Klimabonus 
der angemessenen Unterkunftskosten gewährt. 

 

• Die Angemessenheitsgrenze bei den Heizkosten wird um den Betrag verringert, um den die 
tatsächlichen KdU durch den Klimabonus erhöht werden. 

 
1.1.6.7.1. Klimabonus im Zusicherungsverfahren nach § 22 Abs. 4 SGB II 

 
Die Zusicherung für eine Unterkunft nach § 22 Abs. 4 SGB II ist zu erteilen, wenn die KdU ange-
messen sind. Auf die Höhe der Heizkosten kommt es für die Erteilung der Zusicherung nicht an 
(vgl. zur Zusicherung unten 7.1.). 
 
Sind die tatsächlichen KdU niedriger als die Summe aus max. angemessene KdU im Vergleichs-
raum zzgl. Klimabonus, sind die KdU angemessen und die Zusicherung erfolgt gem. § 22 Abs. 4 
S. 3 SGB II. 
 
Beispiel: 
 
Beantragt wird die Zusicherung gem. § 22 Abs. 4 SGB II für eine Person. Die tatsächlichen KdU 
betragen 560,00 Euro. Ein Klimabonus Stufe 1 kann gewährt werden. 
 

 max. angemessene KdU im Vergleichsraum (1 Person) 549,00 Euro 

+ Klimabonus Stufe 1 (1 Person) 13,00 Euro 

= max. angemessene KdU zzgl. Klimabonus 562,00 Euro 

  berücksichtigungsfähige KdU = tatsächliche KdU  
(da geringer als max. angemessen KdU zzgl. Klimabonus) 

560,00 Euro 

 • davon Anteil Klimabonus 11,00 Euro 

 
Ergebnis: Die tatsächlichen KdU können übernommen werden. Die Zusicherung nach § 22 Abs. 
4 SGB II ist zu erteilen. 

 
1.1.6.7.2. Klimabonus in Bestandsfällen 

 

• Beispiel 1 
 

o Tatsächliche KdU sind mit Klimabonus angemessen (Unterschreitung der max. ange-
messenen KdU im Vergleichsraum zzgl. Klimabonus), 

o Heizkosten sind angemessen 
o Kosten der Unterkunft und Heizung sind gesamtangemessen i. S. d. § 22 Abs. 10 SGB II 
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Die tatsächlichen KdU betragen 560,00 Euro (1-Personen-BG). Die Heizkostenvorauszah-
lung beträgt 60,00 Euro. Ein Klimabonus Stufe 1 kann gewährt werden. 
 

Kosten der Unterkunft:   

 max. angemessene KdU im Vergleichsraum (1 Person) 549,00 Euro 

+ Klimabonus Stufe 1 (1 Person) 13,00 Euro 

= max. angemessene KdU zzgl. Klimabonus 562,00 Euro 

  berücksichtigungsfähige KdU = tatsächliche KdU  
(da geringer als max. angemessen KdU zzgl. Klimabonus) 

560,00 Euro 

 • davon Anteil Klimabonus 11,00 Euro 

    
Heizkosten   

 max. angemessene Heizkosten laut Heizkostenspiegel 75,00 Euro 

- bereits auf KdU gewährter Klimabonus 11,00 Euro 

= max. angemessene Heizkosten abzgl. Klimabonus 64,00 Euro 

  Berücksichtigungsfähige Heizkosten = tatsächliche Heizkosten 
(da unterhalb der Grenze „max. angemessene Heizkosten abzgl. 
Klimabonus“) 

60,00 Euro 

 

• Beispiel 2 
 

o Tatsächliche KdU sind mit Klimabonus angemessen (Unterschreitung der max. ange-
messenen KdU im Vergleichsraum zzgl. Klimabonus) 

o Heizkosten sind unangemessen 
o Kosten der Unterkunft und Heizung sind gesamtunangemessen i. S. d. § 22 Abs. 10     

SGB II 
 
Die tatsächlichen KdU betragen 560,00 Euro (1-Personen-BG). Die Heizkostenvorauszah-
lung beträgt 83,00 Euro. Ein Klimabonus Stufe 1 kann gewährt werden. 
 

Kosten der Unterkunft:   

 max. angemessene KdU im Vergleichsraum (1 Person) 549,00 Euro 

+ Klimabonus Stufe 1 (1 Person) 13,00 Euro 

= max. angemessene KdU zzgl. Klimabonus 562,00 Euro 

  berücksichtigungsfähige KdU = tatsächliche KdU  
(da geringer als max. angemessen KdU zzgl. Klimabonus) 

560,00 Euro 

 • davon Anteil Klimabonus 11,00 Euro 

    
Heizkosten   

 max. angemessene Heizkosten laut Heizkostenspiegel 75,00 Euro 

- bereits auf KdU gewährter Klimabonus 11,00 Euro 

= max. angemessene Heizkosten abzgl. Klimabonus 64,00 Euro 
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  Tatsächliche Heizkosten in Höhe von 83,00 Euro sind unangemessen, 
da sie die Differenz aus den max. angemessenen KdU und dem 
Klimabonus überschreiten. 

  

 Angemessen/berücksichtigungsfähig unter Abzug des Klimabonus 
sind Heizkosten in Höhe von 

 
64,00 

 
Euro 

 
Der Klimabonus wird auch bei Unangemessenheit der Heizkosten weiterhin gewährt. Es ist 
ein Kostensenkungsverfahren hinsichtlich der Heizkosten einzuleiten, sofern die Gesamtan-
gemessenheitsgrenze nach § 22 Abs. 10 SGB II überschritten wird. 
 
In diesem Fall wird die Absenkung auf die max. angemessenen Heizkosten abzüglich des 
gewährten Klimabonus gefordert (hier 64,00 Euro). Dies ist deswegen sachgerecht, da die 
Heizkosten in der Wohnung mit einem günstigen Energiebedarf bei durchschnittlichem 
Nutzungsverhalten niedriger sein müssten, als die Werte für „zu hohe“ Heizkosten nach 
dem Heizkostenspiegel (rechte Spalte). 

 

• Beispiel 3 
 

o Tatsächliche KdU sind auch unter Berücksichtigung des Klimabonus unangemessen 
(Überschreitung der max. angemessenen KdU im Vergleichsraum zzgl. Klimabonus) 

o Heizkosten sind angemessen 
o Kosten der Unterkunft und Heizung sind gesamtangemessen i. S. d. § 22 Abs. 10 SGB II 
 
Die tatsächlichen KdU betragen 570,00 Euro (1-Personen-BG). Die Heizkostenvorauszah-
lung beträgt 45,00 Euro. Ein Klimabonus Stufe 1 kann gewährt werden. 
 

Kosten der Unterkunft:   

 max. angemessene KdU im Vergleichsraum (1 Person) 549,00 Euro 

+ Klimabonus Stufe 1 (1 Person) 13,00 Euro 

= max. angemessene KdU zzgl. Klimabonus 562,00 Euro 

  tatsächliche KdU i. H. v. 570,00 Euro sind unangemessen, da sie die 
Summe aus max. angemessenen KdU im Vergleichsraum zzgl. 
Klimabonus überschreiten 

  

 berücksichtigungsfähig sind KdU in Höhe von 562,00 Euro 

 • davon Anteil Klimabonus 13,00 Euro 

    
Heizkosten   

 max. angemessene Heizkosten laut Heizkostenspiegel 75,00 Euro 

- bereits auf KdU gewährter Klimabonus 13,00 Euro 

= max. angemessene Heizkosten abzgl. Klimabonus 62,00 Euro 

  Berücksichtigungsfähige Heizkosten = tatsächliche Heizkosten 
(da unterhalb der Grenze „max. angemessene Heizkosten abzgl. 
Klimabonus“) 

45,00 Euro 

 
Ein Kostensenkungsverfahren hinsichtlich der unangemessenen KdU erfolgt nicht, da die 
Aufwendungen für die Unterkunft gesamtangemessen sind. 
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• Beispiel 4 
 

o Tatsächliche KdU sind auch unter Berücksichtigung des Klimabonus unangemessen 
(Überschreitung der max. angemessenen KdU im Vergleichsraum zzgl. Klimabonus) 

o Heizkosten sind unangemessen 
o Kosten der Unterkunft und Heizung sind gesamtunangemessen i. S. d. § 22 Abs. 10 

SGB II 
 
Die tatsächlichen KdU betragen 570,00 Euro (1-Personen-BG). Die Heizkostenvorauszah-
lung beträgt 85,00 Euro. Ein Klimabonus Stufe 1 kann gewährt werden. 
 

Kosten der Unterkunft:   

 max. angemessene KdU im Vergleichsraum (1 Person) 549,00 Euro 

+ Klimabonus Stufe 1 (1 Person) 13,00 Euro 

= max. angemessene KdU zzgl. Klimabonus 562,00 Euro 

  tatsächliche KdU i. H. v. 520,00 Euro sind unangemessen, da sie die 
Summe aus max. angemessenen KdU im Vergleichsraum zzgl. 
Klimabonus überschreiten 

  

 Angemessen/berücksichtigungsfähig sind KdU in Höhe von 562,00 Euro 

 • davon Anteil Klimabonus 13,00 Euro 

    
Heizkosten   

 max. angemessene Heizkosten laut Heizkostenspiegel 75,00 Euro 

- bereits auf KdU gewährter Klimabonus 13,00 Euro 

= max. angemessene Heizkosten abzgl. Klimabonus 62,00 Euro 

  tatsächliche Heizkosten in Höhe von 85,00 Euro sind unangemessen, 
da sie die Differenz aus den max. angemessenen KdU und dem 
Klimabonus überschreiten. 

  

 Angemessen/berücksichtigungsfähig unter Abzug des Klimabonus 
sind Heizkosten in Höhe von 

 
62,00 

 
Euro 

 
Über Kostensenkungsverfahren sind die Unterkunfts- und die Heizkosten zu verringern: 

• Die KdU sind auf den Betrag max. angemessene KdU zzgl. Klimabonus zu verringern 
(hier 562,00 Euro) 

• Die Heizkosten sind auf den Betrag max. angemessene Heizkosten abzgl. gewährter 
Klimabonus zu verringern (hier 62,00 Euro). Die Absenkung der Heizkosten unter den 
Wert des Heizkostenspiegels (hier 75,00 Euro) ist sachgerecht, da die durchschnittli-
chen Heizkosten in der Wohnung mit dem günstigen Energiebedarf jedenfalls niedriger 
liegen müssten, als die Werte für „zu hohe“ Heizkosten des Heizkostenspiegels (rechte 
Spalte). 
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1.1.7. Wohngemeinschaften 
 

1.1.7.1. Grundlagen 
 
Unter einer Wohngemeinschaft ist das Zusammenleben mehrerer unabhängiger- meist nicht 
verwandter- Personen in einer Wohnung zu verstehen, ohne dass ein gemeinschaftliches Wirt-
schaften vorliegt. 
 
Bei Hilfeempfängern, die in einer Wohngemeinschaft leben, sind die tatsächlichen, höchstens 
jedoch die angemessenen Kosten der Unterkunft für eine Einzelperson (50 qm Wohnfläche) 
anzuerkennen.10  
 

1.1.7.2. Wohngemeinschaft unter Verwandten 
 
Von einer Wohngemeinschaft ist auch dann auszugehen, wenn Verwandte, die keine Bedarfs-
gemeinschaft im Sinne des § 7 Abs. 3 SGB II bilden, eine Wohnung gemeinsam nutzen.11 Aus 
Gründen der Rechtssicherheit sind hinsichtlich der Gewährung von angemessenen Kosten der 
Unterkunft die Regelungen für eine Bedarfsgemeinschaft nur dann anzuwenden, wenn auch 
tatsächlich eine Bedarfsgemeinschaft im Sinne des § 7 Abs. 3 SGB II vorliegt.12 Daher ist auch 
die Haushaltsgemeinschaft hinsichtlich der Gewährung von angemessenen Kosten der Unter-
kunft wie eine Wohngemeinschaft zu behandeln. 
 

1.1.8. Kopfteilige Kostenverteilung 
 
Wird eine Unterkunft von mehreren Personen gemeinschaftlich genutzt, sind die Kosten regel-
mäßig nach Kopfzahl aufzuteilen. Dies gilt insbesondere dann, wenn auch nicht leistungsbe-
rechtigte Personen die Unterkunft nutzen.13 Das sogenannte Kopfteilprinzip ist ebenfalls anzu-
wenden, wenn Leistungsberechtigte in einer Bedarfsgemeinschaft oder in einer Haushaltsge-
meinschaft mit anderen Leistungsberechtigten zusammenleben. Die Aufteilung nach Kopfzahl 
erfolgt aus Praktikabilitätsgründen und unabhängig vom Alter, vom konkreten Wohnflächenbe-
darf oder der Nutzungsintensität.14 Sie erfolgt nicht, wenn wirksame Untermietverhältnisse 
oder andere rechtlich verbindliche Regelungen bestehen -dann sind diese maßgeblich.15 Dies 
gilt insbesondere in Fällen, in denen Personen in einer Wohnung zusammenleben, ohne eine 
Bedarfsgemeinschaft zu bilden. Hier haben wirksame vertragliche Abreden über die Kostenauf-
teilung Vorrang.16 
 

1.1.9. Schwangere/junge Mütter 
 
Nach dem Schwangeren- und Familienhilfegesetz sind die Eltern von Schwangeren bzw. jungen 
Müttern mit Kindern bis 6 Jahre nicht mehr unterhaltspflichtig. Diese Regelung spiegelt sich in 
§ 9 Abs. 3 SGB II wider. Dies bedeutet, dass für junge Schwangere und Mütter unabhängig vom 

 
 
10 BSG v. 08.06.2008 - B 14/11b AS 61/06 R 
11 BSG v. 07.05.2009 - B 14 AS 14/08 R 
12 LSG Niedersachsen-Bremen v. 13.06.2012 - L 13 AS 246/09 
13 BSG v. 24.02.2011 - B 14 AS 61/10 R 
14 BSG v. 27.02.2008 - B 14/11b AS 55/06 R; BSG v. 15.04.2008 - B 14/7b AS 58/06 R 
15 BSG v. 29.11.2012 - B 14 AS 161/11 R und B 14 AS 36/12 R 
16 BSG v. 22.08.2013 - B 14 AS 85/12 R 
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Einkommen ihrer Eltern der Regelbedarf und Mietkosten anerkannt werden. Unterkunftskos-
ten werden in Höhe der kopfteiligen Miete übernommen (eigene Mietverträge mit den Eltern 
werden nur in Einzelfällen anerkannt, s. Ziffer 1.3.2.). 
 

1.1.10. Inhaftierte und sich im Ausland Befindende 
 
Inhaftierte sind gem. § 7 Abs. 4 S. 2 SGB II vom SGB II-Leistungsbezug ausgeschlossen. Ebenfalls 
keinen Anspruch auf Leistungen haben nach § 7 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SGB II Personen, die sich für 
längere Zeit im Ausland aufhalten, da sie nicht mehr ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutsch-
land begründen. Handelt es sich um eine alleinstehende Person, können Kosten für die Woh-
nung maximal nach dem SGB XII übernommen werden.  
 
Eine zuvor bestandene Bedarfsgemeinschaft des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen mit einem 
Kind oder einem unverheirateten Partner wird gem. § 7 Abs. 3 Nr. 2, Nr. 3 c, Nr. 4 SGB II mit 
Haftantritt oder Antritt des Auslandsaufenthaltes aufgelöst, da ein gemeinsamer Haushalt nicht 
mehr besteht. Die KdU sind auf die verbleibenden Personen aufzuteilen.17 Wird die Wohnung 
dadurch unangemessen, muss die Familie zur Senkung der Kosten aufgefordert werden. Da 
häufig bereits längere Zeit vorher feststeht, dass der Partner ins Ausland oder in Haft gehen 
wird und sobald die verbleibende Familie weiß, dass ihre Wohnung unangemessen wird und in 
welcher Höhe (eine Belehrung ist notwendig), sind nicht für volle weitere sechs Monate die 
bisher gewährten KdU zu bewilligen, sondern die Frist zur Kostensenkung angemessen zu ver-
kürzen (vgl. zum Ganzen Ziffer 4.3.). Etwas anderes gilt, wenn von vornherein feststeht, dass 
der Auslandsaufenthalt oder die Inhaftierung auf weniger als 6 Monate beschränkt ist (Prog-
nose); dann sind die KdU in unveränderter Höhe ab Beginn des Aufenthaltes bzw. der Inhaftie-
rung nur noch auf die im Haushalt verbleibenden Mitglieder der Haushaltsgemeinschaft aufzu-
teilen. 
  
Ist der Inhaftierte bzw. im Ausland Befindliche verheiratet, bleibt er gem. § 7 Abs. 3 Nr. 3 a) SGB 
II auch während der Haft bzw. des Auslandsaufenthaltes Mitglied der Bedarfsgemeinschaft, da 
es bei Ehegatten auf einen gemeinsamen Haushalt gerade nicht ankommt. Zeichnet sich bereits 
bei Beginn ab, dass sich der Ehegatte länger als sechs Monate im Ausland oder in Haft befindet, 
muss die in der Wohnung verbleibende Bedarfsgemeinschaft zur Kostensenkung aufgefordert 
werden, wenn ihre KdU durch den Auszug des Ehegatten unangemessen geworden sind. Weiß 
die Familie bereits seit längerem vom Haftantritt bzw. Auslandsaufenthalt, ist ihr bekannt, dass 
die Wohnung damit unangemessen wird und kennt sie den angemessenen Betrag, sind die tat-
sächlichen KdU nicht für volle 6 Monate zu übernehmen. Da der Ehegatte Mitglied der Bedarfs-
gemeinschaft bleibt, ist sein übersteigendes Einkommen weiter auf die anderen Mitglieder der 
Bedarfsgemeinschaft anzurechnen. Der in der Wohnung verbleibende Partner hat einen An-
spruch auf den Mehrbedarf aufgrund Alleinerziehung, wenn Kinder vorhanden sind. 
 

1.1.11. Im Pflegeheim untergebrachte BG-Mitglieder 
 
Wird ein BG-Mitglied in einem Pflegeheim untergebracht und aus diesem Grund gem. § 7 Abs. 
4 SGB II von Leistungen nach dem SGB II ausgeschlossen, müssen die Kosten der Unterkunft und 
Heizung in unveränderter Gesamthöhe auf die übrigen BG-Mitglieder aufgeteilt werden. Wer-
den die Kosten der Unterkunft und Heizung hierdurch unangemessen, ist die Einleitung eines 
Kostensenkungsverfahrens zu prüfen. 

 
 
17 (vgl. LSG Berlin-Brandenburg v. 05.11.2008 - L 20 B 1902/08 AS ER, BSG v. 19.10.2010 - B 14 AS 50/10 
R) 
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1.1.12. KdU bei Leistungsminderungen 
 
Durch eine Leistungsminderung dürfen die KdU nicht verringert werden (§ 31a Abs. 4 S. 2). Dies 
gilt sowohl bei Pflichtverletzungen nach § 31 SGB II als auch bei Meldeversäumnissen nach § 32 
SGB II. 
 

1.2. Besondere Mietanteile 
 

1.2.1. Mobiliar 
 
Mietanteile für die Gebrauchsüberlassung von Mobiliar und Einrichtungsgegenständen sind im 
Rahmen des § 22 Abs. 1 SGB II als Unterkunftskosten zu übernehmen, wenn 
 

• die Wohnung ohne diese Gegenstände nicht hätte angemietet werden können 

• und die Bruttokaltmiete auch unter Berücksichtigung dieser Beträge angemessen ist. 
 
Ein Abzug für (Teil)möblierung ist daher nur dann vorzunehmen, wenn die Wohnung auch ohne 
das entsprechende Nutzungsentgelt für die Einrichtung anzumieten war.  
 
Wird in diesem Fall für die Gebrauchsüberlassung vom Vermieter ein genauer Betrag angege-
ben, ist dieser monatlich von der Grundmiete (Kaltmiete ohne Nebenkosten) abzuziehen. So-
fern ein solcher Betrag vom Vermieter nicht eindeutig beziffert wird, kann für die Möblierung 
kein pauschaler, am Möblierungsanteil der Regelleistung orientierter Abzug von der Grund-
miete vorgenommen werden, da ein Abzug von den zu übernehmenden KdU aufgrund bloßer 
Schätzungen unzulässig ist.18 
 

1.2.2. Kabelfernsehen 
 
Bislang konnten Vermieter bei Anbietern von Breitbandkabelanschlüssen Verträge für die von 
Ihnen vermieteten Wohnungen abschließen. Dabei handelte es sich um sog. Mehrnutzerver-
träge oder auch Sammelverträge. Bei derartigen Verträgen ist der Vermieter zwar alleiniger 
Vertragspartner, den Mietern wird jedoch ein Nutzungsrecht des Kabelanschlusses gewährt.  
Die Kosten für diesen Vertrag wurden dann mit der Jahresnebenkostenabrechnung auf sämtli-
che Mieter des Hauses umgelegt, ob der Anschluss genutzt wurde oder nicht (vgl. § 2 Nr. 15 der 
Betriebskostenverordnung [BetrKV] – sog. Nebenkostenprivileg). 
 
Dieses Nebenkostenprivileg endet nun zum 30.06.2024. Eine Umlage der Kosten für den Breit-
bandkabelanschluss über die Nebenkostenabrechnung kann damit nur noch für Zeiträume bis 
zum 30.06.2024 erfolgen. Aufgrund des Wegfalls des sog. Nebenkostenprivilegs können Ver-
mieter die zuvor abgeschlossenen Mehrnutzerverträge im Rahmen eines gesetzlichen Sonder-
kündigungsrechts mit Wirkung zum 01.07.2024 kündigen (§ 230 Abs. 5 des Telekommunikati-
onsgesetzes [TKG]). Kündigt der Vermieter den Vertrag nicht, kann er die Kosten ab dem 
01.07.2024 jedenfalls nicht mehr auf die Mieter im Rahmen der Nebenkostenabrechnung um-
legen. 
 
Mit Wegfall des sog. Nebenkostenprivilegs für Breitbandkabelanschlüsse zum 30.06.2024, wer-
den ab dem 01.07.2024 grundsätzlich keine Kosten hierfür mehr übernommen. 

 
 
18 BSG v. 24.11.2011 - B 14 AS 151/10 R 
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Werden Nebenkostenabrechnungen eingereicht, die diesen Kostenpunkt noch über den 
30.06.2024 hinaus enthalten, sind diese Kosten (anteilig für den Zeitraum ab dem 01.07.2024) 
herauszurechnen. 
Dies gilt auch, wenn sich etwa individualvertraglich mit dem Vermieter verständigt wurde, den 
Kabelanschluss beizubehalten. 
 
Der Fernsehempfang liegt danach nunmehr vollständig im Verantwortungsbereich des Bürger-
geldempfängers. Die einseitige Privilegierung des Breitbandkabelanschlusses im Vergleich zu 
anderen Empfangsmöglichkeiten, wofür die Leistungsberechtigten schon in der Vergangenheit 
selbst aufkommen mussten, entfällt.    
 

1.2.3. Stellplatz, Garage 
 
Die Kosten für einen Stellplatz oder eine Garage sind nur dann zu übernehmen, wenn die Woh-
nung nicht ohne den Stellplatz oder die Garage angemietet werden kann bzw. eine Teilkündi-
gung nicht möglich ist. 
 

1.2.4. Kosten für die Mitbenutzung von Gemeinschaftseinrichtungen (z. B. Garten) 
 
Siehe oben Ziffer 1.2.3. entsprechend. 
 

1.2.5. Haushaltsstrom bei Pauschal-/Inklusivmieten 
 
In Einzelfällen wird eine Pauschal-/Inklusivmiete vereinbart, mit der auch die Kosten für Haus-
haltsstrom abgegolten werden. 
 
Pauschal-/Inklusivmieten sind inklusive der Stromkosten als KdU-Bedarf zu berücksichtigen, 
eine Kürzung des Regelsatzes um den Stromanteil ist unzulässig.19 Ggf. eintretende Doppelzah-
lungen von Stromkosten (als Teil der KdU sowie über die Regelleistung) sind hinzunehmen. 
 

1.2.6. Haftpflichtversicherung 
 
Aufwendungen für eine Privathaftpflichtversicherung gehören dann zu den Kosten der Unter-
kunft, wenn der Vermieter den Abschluss einer solchen Versicherung vertraglich verlangt.20  
 

1.3. Mietvertragliche Zahlungsverpflichtung 
 

1.3.1. Grundlagen 
 
Übernahmefähig sind die tatsächlichen Mietkosten (soweit diese angemessen sind), ihre Höhe 
ergibt sich im Normalfall aus einem Mietvertrag,21 für den in der Regel die Schriftform verein-
bart sein wird, der aber auch formlos (mündlich) abgeschlossen werden kann. 
An die Stelle von Mietzahlungen können auch Nutzungsentschädigungen oder sonstige die Un-
terkunft sichernde Zahlungen treten. Entscheidend ist allein, dass Aufwendungen für Unter-
kunft und Heizung tatsächlich entstanden und Zahlungen erfolgt sind.22 

 
 
19 vgl. BSG v. 24.11.2012 – B 14 AS 151/10 R 
20 vgl. BSG v. 30.06.2021 – B 4 AS 76/20 R 
21 BSG v. 07.05.2009 - B 14 AS 31/07 R 
22 LSG Niedersachsen-Bremen v. 22.06.2006 - L 8 AS 165/06 ER, LSG Nordrhein-Westfalen v. 23.09.2010 
- L 7 AS 918/10 
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Tatsächliche Aufwendungen für Unterkunft und Heizung sind nicht nur entstanden, wenn be-
reits Zahlungen erfolgt sind, sondern auch dann, wenn der Hilfebedürftige im jeweiligen Leis-
tungszeitraum einer wirksamen und nicht dauerhaft gestundeten Mietzinsforderung ausgesetzt 
ist.23 Gleiches gilt für Forderungen auf Nutzungsentschädigungen. 
 
Die Wirksamkeit eines Untermietvertrages hängt nicht davon ab, dass der Vermieter dem 
Hauptmieter die Untervermietung gestattet hat.24 Dennoch ist dem Untermieter zu raten, sich 
vor Abschluss des Untermietvertrages zu vergewissern, ob der Vermieter dem Hauptmieter den 
Abschluss eines Untermietvertrages genehmigt hat. 
 

1.3.2. Mietverträge mit Familienmitgliedern 
 
Sofern eine leistungsberechtigte Person mit Familienmitgliedern während des Leistungsbezu-
ges oder kurz vor der Antragstellung einen Mietvertrag abschließt, ist allein von Bedeutung, ob 
und in welcher Höhe der Hilfebedürftige im jeweiligen Leistungszeitraum einer wirksamen 
Mietzinsforderung ausgesetzt ist. Dabei liegen nicht nur dann tatsächliche Aufwendungen für 
eine Wohnung vor, wenn der Hilfebedürftige die Miete bereits gezahlt hat und nunmehr deren 
Erstattung verlangt, vielmehr reicht es aus, dass der Hilfebedürftige im jeweiligen Leistungszeit-
raum einer wirksamen und nicht dauerhaft gestundeten Mietzinsforderung ausgesetzt ist. Ent-
scheidend ist der entsprechende rechtliche Bindungswille der beteiligten Vertragsparteien.25 
 
Ein Mietvertrag unter Familienmitgliedern ist jedoch sozialleistungsrechtlich dann nicht zu be-
rücksichtigen, wenn ein Missbrauchsfall naheliegt. Dies gilt insbesondere dann, wenn vorher 
ein unentgeltliches Wohnrecht gewährt und der Mietvertrag in dem Bewusstsein abgeschlos-
sen wurde, dass die Miete nur aufgrund von Sozialleistungen finanziert werden kann.26 Dies gilt 
jedoch nicht, wenn die mietfordernde Partei glaubhaft darlegt, dass die Mieteinnahmen von ihr 
zur Sicherstellung des Lebensunterhaltes benötigt werden.  
 
Ebenfalls liegt ein Missbrauchsfall dann nahe, wenn Eltern anlässlich der Rückkehr des eigenen 
Kindes vorhandenen Wohnraum im eigenen Haus erstmalig kommerzialisieren und eine Ver-
mietung an eine dritte, nicht familienangehörige Person nicht erfolgen würde.27 
 

1.3.3. Gesamtschuldnerische Haftung 
 
Sofern mehrere Personen einen Mietvertrag unterschreiben, entsteht eine Gesamtschuldner-
schaft im Sinne des § 421 BGB. Bei Eheleuten entsteht die Gesamtschuldnerschaft auch dann, 
wenn beide Personen in dem Mietvertrag benannt werden und nur einer diesen unterschreibt. 
 
Gesamtschuldnerische Haftung bedeutet, dass der Vertragspartner (Vermieter) die Forderung 
von jedem der Gesamtschuldner in voller Höhe verlangen kann. Hierfür bedarf es des gemein-
samen Vertragsschlusses mehrerer Parteien mit dem Vermieter. Wohnen mehrere Personen 
gemeinsam in einer Wohnung und hat nur eine Person den Mietvertrag unterschrieben, so kann 
der Vermieter die Zahlung auch nur von dieser Person verlangen. 
 

 
 
23 BSG v. 03.03.2009 - B 4 AS 37/08 R 
24 BGH v. 09.10.1985 - VIII ZR 198/84, vgl. auch LSG Niedersachsen-Bremen v. 22.06.2006 - L 8 AS 165/06 
ER 
25 vgl. BSG v. 03.03.2009 - B 4 AS 37/08 R, und v. 07.05.2009 - B 14 AS 31/07 R 
26 VG Frankfurt a. M. v. 05.12.2000 - 3 E 2466/00 (V) und v. 03.07.2002 - 3 G 2313/02 (V) 
27 SG Stuttgart v. 23.03.2017 - S 2 AS 7218/13 
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Die gesamtschuldnerische Haftung bezieht sich auf alle Forderungen des Vermieters aus dem 
Mietverhältnis. Die gesamtschuldnerische Haftung wird auch bei Abschluss eines Mietvertrages 
durch mehrere unverheiratete Personen (Wohngemeinschaft, eheähnliche Lebensgemein-
schaft) ausgelöst. 
 

1.3.4. Auszug einer Mietpartei 
 
Durch den Auszug einer Mietpartei ändert sich nichts an den mietvertraglichen Verpflichtun-
gen. Der Vermieter kann jeden Vertragspartner in Anspruch nehmen und die Zahlung der ge-
samten Miete von dieser Person fordern (Außenverhältnis). 
 
Im Innenverhältnis hat die Partei, die die gesamte Miete erbringt, einen Anspruch auf die Er-
stattung der anteiligen Aufwendungen durch die andere Mietpartei. Liegt eine Vereinbarung 
hinsichtlich der Verteilung der Pflichten aus dem Mietvertrag zwischen den Schuldnern nicht 
vor, so haften sie untereinander im Rahmen des Ausgleichsanspruchs nach § 426 BGB zu glei-
chen Teilen. 
 
Da der Vermieter die Miete in voller Höhe von jeder Mietpartei verlangen kann, sind der in der 
Wohnung verbleibenden Mietpartei zunächst die tatsächlichen bzw. die bisher berücksichtigten 
Unterkunftskosten zu gewähren. 
 
Sofern die Unterkunftskosten den Höchstbetrag für die Anzahl der verbliebenen Personen über-
steigen, greift § 22 Abs. 1 S. 9 SGB II. Demnach ist die Gelegenheit zum Nachweis von Kosten-
senkungsbemühungen (mit kurzer Fristsetzung: 3 bis 4 Monate) zu geben. Spätestens nach Ab-
lauf der Regel-Höchstfrist von 6 Monaten oder bei fehlendem Nachweis der Bemühungen sind 
die Unterkunftskosten auf den angemessenen Höchstbetrag zu senken.28 
 
Auf den Ausgleichsanspruch nach § 426 BGB wird hingewiesen. 
 

1.3.5. Tatsächliche Nutzung der Unterkunft 
 
Ein Anspruch auf Kosten der Unterkunft besteht nur für eine Unterkunft, die auch tatsächlich 
genutzt wird. Für eine nicht (mehr) bewohnte Wohnung besteht kein Anspruch auf Leistungen 
für KdU. Die Beibehaltung einer früheren Wohnung wird nicht durch § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II 
sichergestellt.29 
 

1.3.6. Mietminderungen 
 
Mietminderungen, die Leistungsberechtigte gegenüber ihren Vermietern vornehmen, verrin-
gern auch die Leistungspflicht des Sozialleistungsträgers,30 so dass entsprechend geringere 
KdU-Leistungen zu gewähren sind. 
 

1.3.7. Mieterhöhungen 
 
Grundsätzlich gibt es für einen Vermieter zwei Möglichkeiten, die Miete zu erhöhen: 
 

 
 
28 BSG v. 16.04.2013 - B 14 AS 28/12 R 
29 LSG Niedersachsen-Bremen v. 09.01.2017 - L 11 AS 1138/16 B ER 
30 LSG NRW v. 23.09.2010 - L 7 AS 918/10 
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1.3.7.1. Mieterhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete, § 558 BGB 
 
Voraussetzungen (§§ 558a, 558b BGB) 
 

• schriftliche Erklärung und Begründung des Mieterhöhungsverlangens (Mietspiegel, Mietda-
tenbank, Gutachten eines öffentlich bestellten Sachverständigen, mind. 3 Vergleichswoh-
nungen) 

• Das Erhöhungsverlangen darf frühestens 1 Jahr nach der letzten Mieterhöhung geltend ge-
macht werden. 

• Miete mindestens 15 Monate unverändert 

• Mieterhöhung maximal 15 Prozent innerhalb von 3 Jahren im Bereich der Stadt Göttingen 
und maximal 20 Prozent innerhalb von 3 Jahren im Bereich des übrigen Landkreises Göttin-
gen (für den Bereich der Stadt Göttingen ist die Kappungsgrenze für Mieterhöhungen von 
20 % auf 15 % reduziert worden).31 

• stimmt der Mieter der Mieterhöhung zu, schuldet er die erhöhte Miete mit Beginn des 3. 
Kalendermonats nach Zugang des Erhöhungsverlangens 

• stimmt der Mieter nicht innerhalb von zwei Monaten zu, kann / muss der Vermieter die 
Zustimmung innerhalb von drei weiteren Monaten einklagen 

• generell nicht bei Staffel- oder Indexmieten 
 

1.3.7.2. Mieterhöhung nach Modernisierungsmaßnahmen, § 559 BGB 
 
Voraussetzungen (§§ 555b-f, 559-559b BGB) 
 

• bauliche Wohnsitzänderungen (energetische Sanierung, Reduzierung des Wasserver-
brauchs, nachhaltige Erhöhung des Gebrauchswertes der Mietsache, dauerhafte Verbesse-
rung der allgemeinen Wohnverhältnisse, vom Vermieter nicht zu vertretende Gründe (z.B. 
gesetzliche Vorgaben)), § 555b BGB 

• schriftliche Ankündigung mind. 3 Monate vor Beginn der Arbeiten 

• Darlegung von Art und Umfang der Maßnahmen, des voraussichtlichen Beginns und der 
Dauer der Arbeiten 

• Benennung der zu erwartenden Mieterhöhung sowie der voraussichtlichen künftigen Be-
triebskosten 

• Hinweis auf die Form und die Frist des Härteeinwands nach §§ 559 Abs. 4, 555d Abs. 3 S. 1 
BGB 

• Erhöhung der jährlichen Miete um 11 Prozent der für die Wohnung aufgewendeten Kosten 

• auf die Wohnung entfallende Kosten sind grundsätzlich konkret zu ermitteln, hilfsweise sind 
die Gesamtkosten angemessen auf alle Wohnungen umzulegen 

• Regelung gilt auch für Maßnahmen, die keine Modernisierung darstellen, aber vom Vermie-
ter nicht zu vertreten sind (z.B. Maßnahmen, die aufgrund einer gesetzlichen oder behörd-
lichen Anordnung erfolgen: denkmalschutzrechtliche Auflagen, Einbau von Heizkostenver-
teilern, Kostenumlage einer Kanalisation). 

• Abzug von Kosten, die für Erhaltungsmaßnahmen hätten aufgewendet werden müssen so-
wie von Drittmitteln (z.B. öffentliche Zuschüsse und Fördergelder, Zinsvergünstigungen 
etc.) 

• der Mieter schuldet die erhöhte Miete grundsätzlich mit Beginn des 3. Monats nach Zugang 
der Erhöhungserklärung  

• nicht für Staffelmieten 
 

 
31 Niedersächsische Mieterschutzverordnung vom 08.11.2016, Nds. GVBl. 2016, S. 252 



Leitfaden  gültig ab: 01.07.2026 

Unterkunftskosten - § 22 SGB II gültig bis:   

 

29 
 

• für Indexmieten nur, wenn der Vermieter die Maßnahmen nicht zu vertreten hat (z.B. Denk-
malschutz, gesetzliche Vorgaben etc.) 

• formelle, schriftliche Mieterhöhungserklärung nach Abschluss der Maßnahmen; konkrete 
Berechnung und Erläuterung der Maßnahmen und Kosten 

• der Mieter schuldet die erhöhte Miete grundsätzlich mit Beginn des 3. Monats nach Zugang 
der Erhöhungserklärung 

 
1.3.7.3. Vorgehen bei Mieterhöhungen nach § 558 BGB und nach § 559 BGB 

 
Sind in den Varianten 1. und 2. (s. o. Ziffern 1.3.7.1. und 1.3.7.2) alle Voraussetzungen erfüllt, 
ist die erhöhte Miete im Rahmen der KdU zu berücksichtigen. 
  
Im Fall des Mieterhöhungsverlangens durch den Vermieter nach § 558 BGB spricht bei Vorliegen 
aller Voraussetzungen der §§ 558 BGB ff. nichts dagegen, dass die Leistungsberechtigten dem 
Mieterhöhungsverlangen des Vermieters zustimmen. 
 
Beansprucht der Vermieter hingegen rechtswidrig eine höhere Miete, ist es den Leistungsemp-
fängern zuzumuten, dagegen (mit anwaltlicher oder gerichtlicher Hilfe) vorzugehen bzw. dürfen 
die Leistungsempfänger einem Mieterhöhungsverlangen des Vermieters nicht zustimmen. Eine 
Erstattung rechtswidriger Forderungen aus öffentlichen Mitteln ist nicht gerechtfertigt.  
 
Die erhöhte Miete ist jedoch dann im Rahmen der KdU zu berücksichtigen, wenn der Leistungs-
berechtigte bereits schriftlich die Zustimmung zu einem Mieterhöhungsverlangen des Vermie-
ters nach § 558 BGB erklärt hat. Grund hierfür ist, dass der Kunde rechtswirksam der Zahlung 
einer höheren Miete zugestimmt hat. Dieses gilt auch dann, wenn die Voraussetzungen zur 
Mieterhöhung nach §§ 558 ff. BGB nicht erfüllt waren, da die wirksame Zustimmung zur Miet-
erhöhung etwaige Mängel am Inhalt oder an der Form des Mieterhöhungsverlangens heilt. Auf-
grund seiner rechtswirksamen Erklärung ist der Kunde einer höheren Mietzinsforderung ausge-
setzt.  
 

1.3.7.4. Einvernehmliche Mieterhöhung gem. § 557 BGB 
 
Außer den unter Ziffern 1.3.7.1. und 1.3.7.2. dargestellten Möglichkeiten der Mieterhöhung 
durch den Vermieter besteht die Möglichkeit, dass Vermieter und Mieter eine höhere Miete 
vereinbaren, vgl. § 557 BGB. Diese Möglichkeit ist Ausfluss der Vertragsfreiheit und unterliegt, 
da es sich um eine beiderseitige Vereinbarung handelt, nicht den strengen Voraussetzungen, 
die §§ 558 BGB ff. an ein Mieterhöhungsverlangen durch den Vermieter stellen. 
 
In der Praxis wird bei einer Vereinbarung über eine höhere Miete im Sinne des § 557 BGB jedoch 
zumeist nicht zwischen Vermieter und Mieter individuell über die Zahlung eines höheren Miet-
zinses verhandelt, sondern der Vermieter legt dem Mieter ein Schreiben vor, in dem er diesem 
vorschlägt, ab einem bestimmten Zeitpunkt einen höheren Mietzins zu entrichten. Diese Schrei-
ben über die Vereinbarung einer höheren Miete sind oftmals ähnlich wie die Schreiben über 
eine Mieterhöhung im Sinne des § 558 BGB aufgebaut, berufen sich jedoch auf die Möglichkeit 
des § 557 BGB.  
 
Möchte der Vermieter mit dem Mieter eine Vereinbarung zur Mieterhöhung im Sinne des § 557 
BGB treffen, besteht die Schwierigkeit, dass mangels detaillierter Angaben unklar ist, ob der 
Vermieter auch nach den §§ 558 ff. BGB das Recht auf eine Mieterhöhung hätte. Aus diesem 
Grund sind Leistungsberechtige grundsätzlich dahingehend zu beraten, sich nicht ohne weitere 
rechtliche Prüfung zur Zahlung eines höheren Mietzinses zu verpflichten.  
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Den Leistungsberechtigten soll empfohlen werden, sich fachkundigen Rat (Mieterbund, Mieter-
verein, Verbraucherzentrale, Rechtsanwalt) dahingehend einzuholen, ob der Vermieter das 
Recht hätte, auch einseitig eine Mieterhöhung in dem angestrebten Umfang vorzunehmen. In 
diesem Fall wäre eine Verpflichtung zur Zahlung eines höheren Mietzinses leistungsrechtlich 
unschädlich, sofern die individuell für den Leistungsberechtigten geltende Angemessenheits-
grenze durch die höhere Miete nicht überschritten würde.  
Lediglich dann, wenn offensichtlich ist, dass der Vermieter ohne weiteres die Miete einseitig 
erhöhen könnte, etwa weil die letzte Mieterhöhung vor geraumer Zeit erfolgt ist, die Mieterhö-
hung einen geringen Betrag ausmacht und der Kaltmietzins pro m² auch nach Erhöhung ersicht-
lich unter dem ortsüblichen Mietpreis liegt, spricht nichts dagegen, dass sich der Leistungsbe-
rechtigte ohne weitergehende Beratung im Sinne des § 557 BGB zur Zahlung eines höheren 
Mietzinses verpflichtet. 
 
Die erhöhte Miete ist ebenfalls dann im Rahmen der KdU zu berücksichtigen, wenn sich der 
Leistungsberechtigte bereits aufgrund eines Vorschlages des Vermieters, im Sinne des § 557 
BGB die Zahlung eines höheren Mietzinses zu vereinbaren, schriftlich zur Zahlung einer höheren 
Miete verpflichtet hat. Aufgrund seiner rechtswirksamen Erklärung ist der Kunde einer höheren 
Mietzinsforderung ausgesetzt. 
 

1.3.7.5. Rechtsfolgen der Verpflichtung zur Zahlung der höheren Miete 
 
Hat der Leistungsberechtigte sich schriftlich zur Zahlung einer höheren Miete verpflichtet, ohne 
sich zuvor mit dem Jobcenter in Verbindung zu setzen, ist anhand des individuellen Sachverhal-
tes zu prüfen, ob der Leistungsberechtigte die Beträge für die höhere Miete nach § 34 Abs. 1 S. 
2 SGB II (Erhöhung der Hilfebedürftigkeit) zu erstatten hat, etwa dann, wenn er einem Mieter-
höhungsverlangen seines Vermieters nach § 558 BGB zugestimmt hat, obwohl die Vorausset-
zungen hierfür nicht vorlagen.  
 
Übersteigt die Miete nach einer Mieterhöhung oder in Folge der Vereinbarung einer höheren 
Miete die für sie maßgebliche Angemessenheitsgrenze, ist nach Durchführung der entsprechen-
den Vorprüfungen (Klimabonus, Gesamtangemessenheitsgrenze, Wirtschaftlichkeitsprüfung) 
ein Kostensenkungsverfahren durchzuführen (vgl. zum Ganzen Ziff. 4.3.). 
 

1.3.8. Kosten der Rechtsverfolgung (Beratungshilfegebühr, Beitrag Mieterverein) 
 
Bei der Abwicklung von Mietverträgen kann es zu Fallgestaltungen kommen, in denen geltend 
gemachte Ansprüche rechtlich zweifelhaft sind. 
Nehmen Leistungsberechtigte aufgrund entsprechender Beratung durch den Leistungsträger 
Beratungshilfe oder rechtliche Beratung durch einen Mieterverein in Anspruch, kann im Einzel-
fall die Übernahme des Eigenanteils bei der Beratungshilfe oder die Übernahme der Aufnahme-
gebühr nebst Jahresbeitrag für den Mieterverein, geboten sein.    
 
Dies ist insbesondere der Fall, 
 

• wenn die Mietpartei sich einem Mieterhöhungsverlangen des Vermieters ausgesetzt 
sieht und dessen Rechtmäßigkeit in Frage stellt, 

• wenn eine Mietpartei eine Ankündigung einer Mieterhöhung erhält und dieser zustim-
men soll und diesbezüglich Beratungsbedarf hat, 

• wenn die Mietpartei eine Nebenkostennachzahlung (Betriebs- und Heizkosten) zu be-
gleichen hat und diese nicht für gerechtfertigt hält, 
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• wenn Beratungsbedarf besteht im Zusammenhang mit einer Modernisierungsankündi-
gung der angemieteten Unterkunft und diese ggf. mit einer Mieterhöhung verbunden 
ist. 

 
Im Rahmen der Entscheidung über den jeweils vorliegenden Antrag ist der Einzelfall zu beurtei-
len. Der Antragstellende hat zur Beurteilung des Sachverhalts konkret vorzutragen, welche Fra-
gestellungen mietrechtlicher Art bestehen. Außerdem wird vorausgesetzt, dass ein erstes klä-
rendes Gespräch zwischen den Mietparteien in der Sache bereits stattgefunden hat. Andere 
Selbsthilfemöglichkeiten (Bsp. Inanspruchnahme vorhandener Rechtsschutzversicherung o.ä.) 
dürfen nicht gegeben sein. 
Die Entscheidungsgründe sind in der Akte zu Vermerken. 
 
Umsetzung in OPEN/PROSOZ: 
 

Der Eigenanteil bei Inanspruchnahme der Beratungshilfe oder der Jahresbeitrag und die Auf-
nahmegebühr für den Mieterverein ist im Monat des Antrages in den Berechnungsbogen ein-
zustellen. Hierfür ist im Bereich „Kosten der Unterkunft“, die Nebenkostenart „Kosten für 
Rechtsberatung KdU (SGB II)“ neu anzulegen. Der Gültigkeitszeitraum für die einmalige Leistung 
ist zu beachten. Dem Kunden ist ein Änderungsbescheid zuzusenden, in den der Textbaustein 
„Eigenanteil Beratungshilfe“ bzw. „Beitrag Mieterverein“ aufgenommen wird. 
 

1.4. Zahlung an den Vermieter oder Dritte, § 22 Abs. 7 SGB II 
 
Die Kosten für Unterkunft und Heizung sollen an den Vermieter oder andere Empfangsberech-
tigte gezahlt werden, wenn die zweckentsprechende Verwendung durch die hilfebedürftige 
Person nicht sichergestellt ist oder wenn der Leistungsberechtigte dies beantragt, § 22 Abs. 7 
SGB II.  
 
In folgenden Fällen ist die direkte Zahlung regelmäßig vorzunehmen: 
 

1. Mietrückstände bestehen, die zu einer außerordentlichen Kündigung des Mietvertra-
ges berechtigen (zwei Monatsmieten bzw. entsprechender Betrag), 

2. Energierückstände bestehen, die zu einer Unterbrechung der Energieversorgung be-
rechtigen, 

3. es konkrete Anhaltspunkte für ein krankheits- oder suchtbedingtes Unvermögen des 
Leistungsberechtigten gibt, die Mittel zweckentsprechend zu verwenden, 

4. konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der im Schuldnerverzeichnis eingetra-
gene Leistungsberechtigte die Mittel nicht zweckentsprechend verwendet, 

5. in Fällen des §7b Abs. 4 eine nicht erreichbare Person mit einer anderen Person in einer 
Bedarfsgemeinschaft lebt. 

 
Der Leistungsberechtigte ist über die Direktzahlungen schriftlich zu informieren. 
 
§ 22 Abs. 7 SGB II erfasst lediglich die Kosten für Unterkunft und Heizung, die im Rahmen des 
§ 22 Abs. 1 SGB II bei den Leistungen nach dem SGB II berücksichtigt werden. Darüberhinaus-
gehende Aufwendungen z.B. für unangemessene Kosten können nach dieser Ermächtigungs-
norm vom Regelbedarf an einen Dritten nicht weitergeleitet werden. 
 
Liegen die Voraussetzungen des § 22 Abs. 7 SGB II nicht vor (insbesondere bei unangemessenen 
Aufwendungen, die im Rahmen des § 22 Abs. 1 SGB II nicht berücksichtigt werden), ist die di-
rekte Mietzahlung in voller Höhe an den Vermieter erst aufgrund einer Abtretung oder einer 
schriftlichen Einverständniserklärung der leistungsberechtigten Person möglich. Allein der 
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Wunsch des Vermieters, die Mietzahlungen direkt vom Leistungsträger zu erhalten, oder ledig-
lich verspätete Mietzahlungen begründen die direkte Zahlung der Miete an den Vermieter 
nicht. 
 
Im Falle der Nr. 5, ist der auf die nicht erreichbare Person entfallende Anteil der Bedarfe für 
Unterkunft und Heizung auf die übrigen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft zu verteilen.32 So 
wird der Erhalt der Wohnung für die übrigen BG-Mitglieder sichergestellt.  
Da die Anzahl der BG-Mitglieder allerdings grundsätzlich gleichbleibt, auch wenn ein Mitglied 
der BG nicht erreichbar sein sollte, findet kein Kostensenkungsverfahren bezogen auf eine ver-
meintlich geringere Personenanzahl der BG statt. Im Rahmen eines möglichen Folgeantrags ist 
dann zu prüfen, ob die Hilfebedürftigkeit der nicht erreichbaren Person tatsächlich nachgewie-
sen wurde oder ob diese zukünftig nicht mehr als Teil der BG zu berücksichtigen ist. Sodann ist 
die Angemessenheit der Wohnung im Rahmen der Folgebewilligung anhand der dann verblei-
benden BG-Mitglieder zu prüfen.  
 
Stromzahlungen für Haushaltsenergie sind von dem Tatbestand des § 22 Abs. 7 SGB II nicht 
erfasst. Sofern jedoch Energieschulden entstehen, können die monatlichen Vorauszahlungen 
nach Maßgabe des § 42 Abs. 4 SGB II vom Regelbedarf direkt an den Energieversorger überwie-
sen werden. Bei entstandenen Energieschulden ist Ziff. 5.7.6. zu beachten. 
 
Hat das Jobcenter das dem Wohnungsmieter zustehende Arbeitslosengeld II als Bedarf für Un-
terkunft und Heizung versehentlich auch noch nach der Beendigung des Mietverhältnisses im 
Wege der Direktzahlung nach § 22 Abs. 7 Satz 1 SGB II an den bisherigen Vermieter gezahlt, 
kann es von diesem – unter dem Gesichtspunkt einer fehlenden (widerrufenen) Anweisung- 
unmittelbar die Herausgabe der ohne rechtlichen Grund erfolgten zu viel Zahlung verlangen (im 
Wege der Nichtleistungskondiktion, § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 2 BGB33). 
 

2. Eigenheime (Hausgrundstücke, Eigentumswohnungen) 
 

2.1. Unterkunftsbedarf 
 
Als Unterkunftsbedarf ist 1/12 der Jahresbelastung anzusetzen. Zu diesem Bedarf gehören die 
üblichen Nebenkosten und der Zinsbelastung (Kreditzinsen). Tilgungsleistungen für Kredite sind 
nicht als Unterkunftskosten zu berücksichtigen, da das Arbeitslosengeld II nicht der Vermögens-
bildung dient.34 
 
Angemessene Gebäudeversicherungen sind als Nebenkosten zu berücksichtigen. 
 
Soweit bei selbstgenutzten Eigenheimen Zinsen eines Darlehens im Rahmen der Unterkunfts-
kosten als Bedarf anerkannt werden, ist auch die Kontoführungsgebühr zu berücksichtigen, die 
von der Bank für die Führung des Darlehnskontos jährlich erhoben wird (nicht jedoch die ein-
malige Kontoabschlussgebühr). 
 
Nicht anzuerkennen sind hingegen geltend gemachte monatliche Instandhaltungspauschalen,  
mit denen der Eigenheimbesitzer eine Rücklage zur Ausführung künftiger Erhaltungsmaßnah-
men bilden möchte, da es dabei nicht um einen tatsächlichen Bedarf handelt.35  

 
 
32 Vgl. § 22 Abs. 7 S. 4 SGB II 
33 vgl. BGH v. 31.01.2018 – VIII ZR 39/17 
34 vgl. BSG v. 07.11.2006 – B 7b AS 8/06 R 
35 BSG v. 03.03.2009 - B 4 AS 38/08 R 
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Siehe noch unten Ziff. 2.3. zu tatsächlichen Instandhaltungs- und Reparaturaufwendungen. 
 
Anders ist dies bei Wohnungseigentum. Eine von der Wohnungseigentümerversammlung be-
schlossene Instandhaltungsrücklage36, bzw. eine Umlage, die der Erhaltung des Gebäudes 
dient37, ist als weiterer Unterkunftsbedarf zu berücksichtigen. Der Wohnungseigentümer kann 
sich einer solchen Umlage nicht entziehen (vgl. §§ 19, 21 WEG). 
 
Gleiches gilt für anderweitige Kosten, die für den Eigentümer unvermeidbar und unmittelbar 
mit der Nutzung des Grundstücks zusammenhängen. Das sind etwa solche, die aus dem ge-
meindlichen Anschluss- und Benutzungszwang erwachsen, dem der Grundstückseigentümer 
unterworfen ist, wie insbesondere die Straßenausbaubeiträge.38 
Soweit solche Kosten in einer Summe fällig werden, sind sie als tatsächlicher, aktueller Bedarf 
im Zeitpunkt ihrer Fälligkeit zu berücksichtigen und nicht auf längere Zeiträume zu verteilen.39 
Ein per Bescheid geltend gemachter Straßenbaubeitrag ist somit vollständig im Monat seiner 
Fälligkeit berücksichtigungsfähig.40 
 
Hat sich eine leistungsberechtigte Person vertraglich verpflichtet, z.B. den Eltern ein unentgelt-
liches Wohnrecht in seinem Eigenheim zu gewähren und ggf. sämtliche Nebenkosten zu tragen, 
so sind die Betriebs- und Heizkosten auch der begünstigten Eltern als eigene Unterkunfts- und 
Heizkosten des Leistungsberechtigten im Rahmen der Angemessenheitsgrenzen zu überneh-
men.41 
 

2.2. Angemessenheit der Kosten und Maßnahmen zur Kostensenkung 
 
Bei der Beurteilung der Angemessenheit der Unterkunftskosten eines Eigenheimes ist als Maß-
stab eine den Verhältnissen entsprechende angemessene Wohnungsmiete als Obergrenze zu 
Grunde zu legen (vgl. Ziff. 1.1.3.). 
 
Der berücksichtigungsfähige KdU-Bedarf zzgl. der zuvor beschriebenen unvermeidbaren und 
unmittelbar mit dem Grundstück zusammenhängenden Kosten sind ohne Einschränkungen als 
Bedarf zu berücksichtigen, solange diese noch innerhalb der auf das Jahr hochgerechneten An-
gemessenheitsgrenzen liegen.   
 
Entsprechend § 22 Abs. 1 S. 7 SGB II ist bei unangemessen hohen Unterkunftskosten zunächst 
die Gelegenheit zur Senkung dieser zu geben. Die Ausführungen unter Ziff. 4.3. sind zu beach-
ten.  
Denn auch bei einem Eigenheim, das aufgrund hoher Zinsleistungen unangemessene Unter-
kunftskosten verursacht, ist der Verweis auf angemessene verfügbare Mietwohnungen  
zulässig.42  
Dies bedeutet, dass auch (einmalig) auftretende (hohe) Kosten (wie z.B. Straßenausbaubei-
träge) ohne oder während eines laufenden Kostensenkungsverfahren bis zur Absenkung auf 

 
 
36 Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 26. Januar 2007 – L 12 AS 3932/06 –, Rn. 22, juris 
37 BSG, Urteil vom 18. September 2014 – B 14 AS 48/13 R –, SozR 4-4200 § 22 Nr 79 
38 Ernst-Wilhelm Luthe in: Hauck/Noftz SGB II, 9. Ergänzungslieferung 2024, § 22 SGB 2, Rn. 209 
39 BSG, Urteil vom 24. Februar 2011 - B 14 AS 61/10 R -, juris, Rn. 14 
40 LSG Mecklenburg-Vorpommern Beschl. v. 10.1.2019 – L 8 AS 247/18 B ER, BeckRS 2019, 7276 Rn. 21, 
beck-online 
41 BSG v. 29.11.2012 - B 14 AS 36/12 R 
42 LSG Nordrhein-Westfalen, Beschluss v. 28.02.2006 – Az.: L 9 B 99/05 AS ER; LSG Hessen, Beschluss v. 
21.09.2006 – Az.: L9 AS 125/06 ER; LSG Sachsen, Beschluss vom 26.07.2006 – Az.: L 3 B 301/05 AS-ER 
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den angemessenen Betrag, vollständig als Bedarf zu berücksichtigen sind.43 Wird die auf das 
Jahr hochgerechnete Angemessenheitsgrenze durch derartige Beträge absehbar überschritten, 
ist unverzüglich ein Kostensenkungsverfahren einzuleiten. Erst im Rahmen eines eingeleiteten 
Kostensenkungsverfahrens kann der eLb dazu aufgefordert werden, eine Stundungs- und Ra-
tenzahlungsvereinbarung mit der kostenfestsetzenden Behörde zu erreichen. 
 
Soweit die Größe der Wohnfläche unangemessenen ist, dass Wohngrundstück jedoch aufgrund 
des geringen Wertes dennoch als Schonvermögen anerkannt wird (unterschreitet den Grund-
freibetrag), werden folglich die Unterkunftskosten nur dann übernommen, soweit die monatli-
che Unterkunftskostenhöhe angemessen ist.  
 

2.3. Instandhaltungs- und Reparaturaufwendungen, § 22 Abs. 2 SGB II 
 
Gem. § 22 Abs. 2 SGB II werden als Bedarf für die Unterkunft konkrete unabweisbare Aufwen-
dungen für Instandhaltung und Reparatur bei selbst bewohntem Wohneigentum im Sinne des 
§ 12 SGB II (Schonvermögen) anerkannt, soweit diese unter Berücksichtigung der im laufenden 
sowie den darauffolgenden elf Kalendermonaten anfallenden Aufwendungen insgesamt ange-
messen sind. Für Instandhaltungs- und Reparaturaufwendungen gilt keine Karenzzeit, sodass 
für diese Aufwendungen in jedem Fall eine Angemessenheitsprüfung erfolgt (vgl. § 22 Abs. 2 S. 
3 SGB II). 
 
Die unangemessene Größe eines nicht als Vermögen zu berücksichtigenden selbst bewohnten 
Wohneigentums steht der Übernahme von Aufwendungen für Instandhaltung und Reparatur 
nicht entgegen, soweit es sich um geschütztes, bzw. nicht zu verwertendes Hausgrundstück 
handelt.44 Diese ist etwa dann der Fall, wenn sich das unangemessen große Hausgrundstück 
nachweislich nicht (wirtschaftlich) verwerten lässt oder die Berücksichtigung als Vermögen eine 
besondere Härte bedeuten würde.  
 
Die Beurteilung der konkreten Unabweisbarkeit richtet sich nach folgenden Kriterien: 
 

• Maßgebend ist dabei, ob der Erhaltungsaufwand geeignet und erforderlich ist, dem Leis-
tungsberechtigten sein Eigentum zu Wohnzwecken zu erhalten. So ist zu prüfen, ob eine 
kostengünstigere Reparatur durchgeführt werden kann oder ob ggf. neue Geräte bzw. Ma-
terialien angeschafft werden müssen.  

• Eine Absenkung des Wohnstandards ohne erstattungsfähige Erhaltungsarbeiten ist hinzu-
nehmen, solange der für Leistungsberechtigte nach dem SGB II genügende einfache, ein 
menschenwürdiges Leben sicherstellende Ausstattungsstandard gewahrt bleibt. 

 
Zudem ist die Angemessenheit der Reparaturkosten zu prüfen. Dafür sind der Antragsmonat 
sowie die darauffolgenden 11 Kalendermonate zu betrachten und der Betrag, welcher monat-
lich noch im Rahmen der Angemessenheit übernommen werden kann, auf ein volles Kalender-
jahr hochzurechnen. Es ist hierbei allein auf die maximal angemessenen Kosten der Unterkunft 
abzustellen und keine Gesamtangemessenheit zu bilden.45  Der sich daraus ergebende ange-
messene Betrag ist gem. § 22 Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 SGB II als Beihilfe im Rahmen der KdU über-
nommen werden.  

 
 
43 LSG Mecklenburg-Vorpommern Beschl. v. 10.1.2019 – L 8 AS 247/18 B ER, BeckRS 2019, 7276 Rn. 23, 
beck-online 
44 BSG, Urteil vom 21. Juni 2023 – B 7 AS 14/22 R –, BSGE (vorgesehen), SozR 4-4200 § 22 Nr 120 (vorge-
sehen) 
45 Landessozialgericht Sachsen-Anhalt, Urteil vom 9. November 2022 – L 5 AS 34/20 –, juris 
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 Zu beachten ist, dass damit die Angemessenheitsgrenze der Bedarfsgemeinschaft für ein 

volles Jahr ausgeschöpft ist. D.h. dass für den Antragsmonat sowie die folgenden 11 Monate 
keinerlei Nebenkostennachzahlungen, Zinserhöhungen, Reparaturen, Erhöhungen der Ver-
sicherungsbeiträge etc. mehr als Beihilfe übernommen werden können. Die Bedarfsge-
meinschaft ist darüber zu belehren. 

 
Überschreiten die notwendigen Kosten die angemessenen Aufwendungen i. S. v. § 22 Abs. 1 
SGB II, können die übersteigenden unangemessenen Kosten gem. § 22 Abs. 2 S. 2 SGB II als 
Darlehen gewährt werden. Hier ist Ermessen auszuüben und zu dokumentieren. Die dingliche 
Sicherung des Darlehens ist vorzunehmen. Darlehensnehmer sind dabei alle Personen der Be-
darfsgemeinschaft. Zu beachten bleibt, dass Personen, die in Haushaltsgemeinschaft mit der 
Bedarfsgemeinschaft leben, mit in die Angemessenheitsgrenze der zu gewährenden Kosten ein-
fließen, dass aber das Darlehen nur dem Eigentümer bzw. den Eigentümern der Immobilie ge-
währt werden kann, sofern dieser/diese Leistungen nach dem SGB II bezieht/beziehen. Für die 
Tilgung des Darlehens gilt § 42a SGB II. 
 

3. Kampfmittelbeseitigung (Bombenentschärfung) – Vorübergehende Ersatzunterbringung 
 
Befindet sich die Unterkunft im Sperrbereich für eine Kampfmittelbeseitigungsmaßnahme, wer-
den die betroffenen Personen in der Regel für die Dauer der Beseitigungsmaßnahmen durch 
die zuständige Gefahrenabwehrbehörde in einem Evakuierungszentrum untergebracht. Die Un-
terbringung in einem Evakuierungszentrum ist für die Betroffenen kostenfrei. 
 
Sofern eine anderweitige (kostenpflichtige) Unterbringung erforderlich ist (z. B. Hotelzimmer), 
können die hierfür entstehenden Kosten nicht aus dem SGB II übernommen werden. Kosten-
träger ist die Körperschaft (Gemeinde), deren Gefahrenabwehrbehörde die Evakuierungsmaß-
nahme durchführen muss. Betroffene sind in diesem Fall also an die zuständige Gefahrenab-
wehrbehörde zu verweisen. 
 

4. Umgang mit unangemessenen Unterkunfts- und/oder Heizkosten 
 

4.1. Karenzzeit 
 

4.1.1. Grundlagen 
 
Mit Einführung des Bürgergeldes gilt ab dem 01.01.2023 für die Kosten der Unterkunft eine 
Karenzzeit in vielen, jedoch nicht in allen Fällen (§ 22 Abs. 1 S. 2 bis 4 SGB II).  
Durch das 13. Änderungsgesetz zum SGB II erfahren die mit der Bürgergeldreform eingeführten 
Regelungen zur Karenzzeit weitreichende Einschränkungen. Die Karenzzeit bleibt zwar dem 
Grunde nach bestehen, die Kostenübernahme wird allerdings der Höhe nach begrenzt und be-
stimmte Fallgestaltungen werden von der Karenzzeit ausgenommen.  
 
Soweit die Karenzzeit zur Anwendung kommt, werden die Kosten der Unterkunft in Höhe der 
tatsächlichen Aufwendungen für ein Jahr übernommen, auch wenn sie unangemessen sein soll-
ten. 
Die Karenzzeit gilt nicht für die Heizkosten. Unangemessene Heizkosten werden wie bisher nur 
so lange übernommen, wie es dem Leistungsberechtigten nicht möglich oder zumutbar ist, die  
Kosten auf den angemessenen Rahmen zu verringern, in der Regel höchstens für sechs Monate 
(§ 22 Abs. 1 S. 7 SGB II). Zu beachten ist bei Heizkosten-Kostensenkungsverfahren, dass die an-
gemessenen Heizkosten während der Karenzzeit in der Regel nicht anhand der angemessenen, 
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sondern der tatsächlichen Wohnfläche berechnet werden müssen. Siehe zu den Einzelheiten 
Ziffer 5.2.. 
 

4.1.2. Ausnahmen von der Karenzzeit 
 
Eine Karenzzeit gilt nicht und die tatsächlichen Unterkunftskosten gelten als unangemessen, 
soweit 
 

• in dem für die Angemessenheitsprüfung maßgeblichen Gebiet eine Obergrenze für tat-
sächliche Aufwendungen bezogen auf einen Quadratmeter Wohnfläche bestimmt ist 
und die tatsächlichen Aufwendungen darüber liegen oder 
 

• die vereinbarte Miete die nach § 556d des Bürgerlichen Gesetzbuches zulässige Miet-
höhe übersteigt; in diesem Fall ist die Mieterin oder der Mieter im Rahmen eines Kos-
tensenkungsverfahrens aufzufordern, den angenommenen Verstoß gegen die §§ 556d 
bis 556g des Bürgerlichen Gesetzbuches zu rügen.46 

 
Wichtig!: 
Die Karenzzeit und damit einhergehend die Übernahme der tatsächlichen Kosten der Unter-
kunft gilt nur für den Anteil der Aufwendungen nicht, der die festgelegte Quadratmeterhöchst-
grenzte oder die zulässige Miethöhe nach den Vorgaben der Mietpreisbremse überschreitet. 
Näheres hierzu ist den folgenden Abschnitten zu entnehmen.  
 

4.1.2.1. Begrenzung der tatsächlichen Quadratmeterhöchstpreise (§ 22 Abs. 1 S. 8 lt. a SGB II)   
 
Mit dieser Regelung soll vornehmlich der Ausschöpfung der Angemessenheitsgrenzen bei 
Kleinstwohnungen mit der Konsequenz horrender Quadratmeterpreise entgegengetreten wer-
den.  
Dafür ist es erforderlich, dass der kommunale Träger schlüssig begründet, ab welcher Höhe die 
auf einen Quadratmeter Wohnfläche bezogenen Aufwendungen als „überhöht“ gelten.47 
Eine derartige Obergrenze für Quadratmeterpreise ist für den Zuständigkeitsbereich des Job-
centers des Landkreises Göttingens momentan noch nicht bestimmt. Die Regelung findet daher 
derzeit keine Anwendung.   
 

4.1.2.2. Übersteigen der zulässigen Miethöhe - Mietpreisbremse (§ 22 Abs. 1 S. 8 lt. b SGB II) 
Diese Regelung soll der sog. Mietpreisbremse mehr Wirkung verleihen. Sie kommt dementspre-
chend allein in Gebieten zur Anwendung, in dem ein Mietvertrag über Wohnraum abgeschlos-
sen wurde, der in einem durch Rechtsverordnung bestimmten Gebiet mit einem angespannten 
Wohnungsmarkt liegt (vgl. § 556d Abs. 1 BGB). 
 
 

Exkurs: Mietpreisbremse (§§ 556d BGB ff.) 
 
Gem. der Niedersächsischen Mieterschutzverordnung sind im Zuständigkeitsbereich des 
Jobcenters des Landkreises Göttingens Gebiete mit angespannten Wohnungsmärkten 
allein die Stadt Göttingen und der Flecken Bovenden.48 

 
 
46 Vgl. § 22 Abs. 1 S. 8 SGB II 
47 BT-Drucksache 21/3541, S. 67, Zu Nummer 20 (§ 22) 
48 Vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 3 & 4 Niedersächsische Mieterschutzverordnung vom 20.12.2024 
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Der Anwendungsbereich des § 22 Abs. 1 S. 8 lit. b SGB II beschränkt sich daher allein auf 
Mietverhältnisse über Wohnungen in diesen Gebieten. 
 
Wird ein Mietvertrag in einem Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt ge-
schlossen. So darf die Miete bezogen auf die Kaltmiete zu Beginn des Mietverhältnisses 
die ortsübliche Vergleichsmiete höchstens um 10 % übersteigen.49 
Die ortsübliche Vergleichsmiete wird gebildet aus den üblichen Entgelten, die in der Ge-
meinde oder einer vergleichbaren Gemeinde für Wohnraum vergleichbarer Art, Größe, 
Ausstattung, Beschaffenheit und Lage einschließlich der energetischen Ausstattung und 
Beschaffenheit in den letzten sechs Jahren vereinbart oder, von Erhöhungen der Be-
triebskosten abgesehen, geändert worden sind.50 
 
Zur Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete kann insbesondere Bezug genommen 
werden auf 
1. einen Mietspiegel (§§ 558c, 558d), 
2. eine Auskunft aus einer Mietdatenbank (§ 558e), 
3. ein mit Gründen versehenes Gutachten eines öffentlich bestellten und vereidigten 

Sachverständigen, 
4. entsprechende Entgelte für einzelne vergleichbare Wohnungen; hierbei genügt die 

Benennung von drei Wohnungen. 
 

Für die Stadt Göttingen existiert ein einfacher Mietspiegel. Dieser ist auf der TS „Ange-
messenheit der Bruttokaltmiete“ abrufbar. Die Verwendung des Mietspiegels wird in 
dem Dokument erläutert. Zudem ist auf der Website der Stadt Göttingen ein interaktiver 
Mietspiegelrechner verfügbar, in den die zugrunde liegenden Daten eingeben werden 
können: 
https://omsp.analyse-konzepte.de/goettingen/ 
 
Ist die Miete, die der vorherige Mieter zuletzt schuldete (Vormiete), höher als die nach 
§ 556d Absatz 1 zulässige Miete, so darf eine Miete bis zur Höhe der Vormiete vereinbart 
werden. Bei der Ermittlung der Vormiete unberücksichtigt bleiben Mietminderungen so-
wie solche Mieterhöhungen, die mit dem vorherigen Mieter innerhalb des letzten Jahres 
vor Beendigung des Mietverhältnisses vereinbart worden sind.51 

 
Die Vorschrift über die Begrenzung der Miethöhe (§ 556d) ist nicht anzuwenden auf eine 
Wohnung, die nach dem 1. Oktober 2014 erstmals genutzt und vermietet wird. Die Vor-
schrift über die Begrenzung der Miethöhe (§ 556d) und die Vorschrift über die Begren-
zung der Miethöhe bei bereits unzulässiger Vormiete (§ 556e) sind nicht anzuwenden 
auf die erste Vermietung nach umfassender Modernisierung.52 
 
Beruht die aktuelle Miete auf den Regelungen zur Vormiete oder den aufgezeigten Aus-
nahmen von der Mietpreisbremse so hat der Vermieter hierüber vor Vertragsschluss 
entsprechende Auskünfte zu erteilen: 
 
1. im Fall des § 556e Absatz 1 darüber, wie hoch die Vormiete war, 

 
 
49 Vgl. § 556d Abs. 1 BGB 
50 Vgl. § 558 Abs. 2 BGB 
51 Vgl. § 556e Abs. 1 BGB 
52 Vgl. § 556f BGB 

https://omsp.analyse-konzepte.de/goettingen/
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2. im Fall des § 556e Absatz 2 darüber, dass in den letzten drei Jahren vor Beginn des 
Mietverhältnisses Modernisierungsmaßnahmen durchgeführt wurden, 

3. im Fall des § 556f Satz 1 darüber, dass die Wohnung nach dem 1. Oktober 2014 
erstmals genutzt und vermietet wurde, 

4. im Fall des § 556f Satz 2 darüber, dass es sich um die erste Vermietung nach umfas-
sender Modernisierung handelt.53 

 
 
Übersteigt die vereinbarte Miete die gesetzlich zulässige, gelten die Unterkunftskosten in Höhe 
des übersteigenden Betrags als unangemessen. Auch dann, wenn die Unterkunftskosten an sich 
der geltenden abstrakten Angemessenheitsgrenze entsprechen oder darunter liegen. Die Ka-
renzzeit gilt für diesen übersteigenden Betrag nicht. 
Zu beachten ist dabei, dass die Karenzzeit mit der Übernahme der tatsächlichen Kosten aller-
dings in Höhe der zulässigen Miethöhe (bezogen auf die Mietpreisbremse) weiterhin anzuwen-
den ist. 
Das heißt, dass die Karenzzeit für den zulässigen Teil der Miete, also für die tatsächlichen Un-
terkunftskosten abzgl. des die Mietpreisbremse übersteigenden Anteils, weiterhin gilt. 
 
Für den übersteigenden Betrag ist ein sog. qualifiziertes Kostensenkungsverfahren durchzufüh-
ren, indem der Leistungsbezieher aufgefordert wird, den Verstoß gegenüber dem Vermieter 
mit dem Ziel zu rügen, zukünftig nur noch die gesetzlich zulässige Miete zahlen zu müssen. 
Der Bewilligungszeitraum ist auf ein halbes Jahr, bezogen auf die Kostensenkungsfrist, zu ver-
kürzen. 
Bei der Durchsetzung des Anspruchs auf Reduzierung der Miete auf das zulässige Maß, ist der 
Leistungsbezieher insofern zu unterstützen, dass dieser Beratungshilfe oder rechtliche Bera-
tung durch einen Mieterverein in Anspruch nehmen kann. Siehe hierzu Ziffer 1.3.8. 
 
Umsetzung in OPEN/PROSOZ 
Zur Einleitung des Kostensenkungsverfahrens ist das Dokument: 
Kostensenkungsaufforderung Mietpreisbremse  
zu verwenden. 
 
Zur Verkürzung des BWZ auf 6 Monate ist der Textbaustein 
Verkürzung_BWZ_6Monate_wg_unangemKdU_HK 
zu verwenden. 
 
 
Bei der Durchführung des Kostensenkungsverfahren sind unterschiedliche Fall- und Verlaufsva-
rianten denkbar: 
 

Fallvariante Verfahrensanweisung 

Rüge durch 
Mieter 

Absenkung 
Miete 

Miete 
abstrakt 

angemes-
sen 

Miete 
abstrakt 
unange-
messen 

Durchführung und Ziel/Ergebnis des 
Kostensenkungsverfahrens 

Ja Ja X  
Kostensenkungsverfahren ist erfolg-
reich abgeschlossen. Die tatsächlichen 

 
 
53 Vgl. § 556g Abs. 1a BGB 
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Fallvariante Verfahrensanweisung 

Rüge durch 
Mieter 

Absenkung 
Miete 

Miete 
abstrakt 

angemes-
sen 

Miete 
abstrakt 
unange-
messen 

Durchführung und Ziel/Ergebnis des 
Kostensenkungsverfahrens 

Unterkunftskosten werden bis auf 
Weiteres übernommen.   

Ja Ja  X 

Das Kostensenkungsverfahren ist er-
folgreich abgeschlossen. Die verein-
barte Miete übersteigt nicht mehr die 
rechtlich zulässige, womit als unange-
messen geltende Kosten bezogen auf 
die Mietpreisbremse nicht mehr vor-
liegen. Die tatsächlichen Unterkunfts-
kosten werden übernommen.  
Eine erneute Angemessenheitsprü-
fung mit ggf. Einleitung eines Kosten-
senkungsverfahrens zur Absenkung 
auf den angemessenen Betrag erfolgt 
nach Ablauf der Karenzzeit.54  

Ja Nein X  

Mit seiner Rüge hat der Leistungsbe-
zieher das ihm zumutbare unternom-
men. Das Kostensenkungsverfahren 
wird beendet. Der Herausgabean-
spruch über die zu viel gezahlte Miete 
geht nach § 33 SGB II auf das Jobcen-
ter über. Der Fall ist an die UH-Stelle 
abzugeben.   
Die tatsächlichen Unterkunftskosten 
werden bis zur endgültigen Klärung 
über die (zulässige) Miethöhe über-
nommen.  

Ja Nein  X 

Mit seiner Rüge hat der Leistungsbe-
zieher das ihm zumutbare unternom-
men. Das Kostensenkungsverfahren 
wird beendet. Der Herausgabean-
spruch über die zu viel gezahlte Miete 
geht nach § 33 SGB II auf das Jobcen-
ter über. Der Fall ist an die UH-Stelle 
abzugeben.   
Die tatsächlichen Unterkunftskosten 
sind bis zur endgültigen Klärung über 
die zulässige Miethöhe zu überneh-
men. Längsten jedoch bis zum Ab-
schluss eines nach Ablauf der „Karenz-
zeit“ einzuleitenden KSV zur Absen-
kung auf den angemessenen Betrag. 
 

 
 
54 BT-Drucksache 21/3541, S. 67 f., Zu Nummer 20 (§ 22) 
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Fallvariante Verfahrensanweisung 

Rüge durch 
Mieter 

Absenkung 
Miete 

Miete 
abstrakt 

angemes-
sen 

Miete 
abstrakt 
unange-
messen 

Durchführung und Ziel/Ergebnis des 
Kostensenkungsverfahrens 

Nein Nein X  
Nach Ablauf der Kostensenkungsfrist 
wird auf die gesetzlich zulässige Miete 
abgesenkt. 

Nein Nein  X 

Nach Ablauf der Kostensenkungsfrist 
wird auf die gesetzlich zulässige Miete 
abgesenkt. Die auch nach erfolgter 
Absenkung abstrakt unangemessenen 
Unterkunftskosten werden längsten 
bis zum Abschluss eines nach Ablauf 
der „Karenzzeit“ einzuleitenden KSV 
zur Absenkung auf den angemessenen 
Betrag übernommen. 

 
 
Beispiel mit Verfahrensablauf: 
A beantragt am 01.07.2026 Leistungen nach dem SGB II. Seine Wohnung hat eine Größe von 
60m² und liegt im Gebiet der Stadt Göttingen. Der Mietvertrag wurde 2025 geschlossen. Die 
Wohnung weist allein Standardmerkmale bezogen auf den Göttingen Mietspiegel auf. Das 
Mietshaus wurde 1970 errichtet. Die vereinbarte Kaltmiete beträgt 600,00 €. Mieterhöhungen 
wurden seit Mietbeginn nicht vorgenommen. 
 
Unter Heranziehung des Mietspiegels für die Stadt Göttingen ergibt sich für Wohnungen mit 
den aufgezeigten Kriterien eine ortsübliche Vergleichsmiete in Höhe von 436,20 € (7,27 €/m²). 
Nach den Vorschriften über die Mietpreisbremse darf die vereinbarte Miete die ortsübliche 
Miete um 10% übersteigen. Dies entspricht vorliegend einem Betrag von 43,62 €. Die Kaltmiete 
hätte zu Mietbeginn daher lediglich 479,82 € betragen dürfen. Die zulässige Miete wird mithin 
um 120,18 € überschritten. 
 
Die LSB stellt im Rahmen des Bewilligungsverfahrens den Verstoß fest. Der Bewilligungszeit-
raum wird auf 6 Monate verkürzt. Der Bewilligungsbescheid wird mit dem Textbaustein „Ver-
kürzung_BWZ_6Monate_wg_unangemKdU_HK“ ergänzt. Gleichzeitig ergeht das Informations-
schreiben „Kostensenkungsaufforderung Mietpreisbremse“ zur Einleitung des qualifizierten 
Kostensenkungsverfahrens.  
Der weitere Verlauf richtet sich nach vorgenannter Tabelle.    
 
 
Sofern für die Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete weitere Kenntnisse über die Woh-
nung oder Kenntnisse über die Vormiete fehlen und sind auch vom eLb hierzu keine weiteren 
Angaben zu erlangen, so können diese direkt beim Vermieter angefragt werden. Als Rechts-
grundlage hierfür dient der neu eingeführte § 60 Abs. 6 SGB II. 
 
Zudem kann die Fachaufsicht unterstützend herangezogen werden, sofern der Verdacht einer 
unzulässig hohen Miete besteht.  
 
Sollten von Seiten des Vermieters Rückzahlungen aufgrund zu viel geleisteter Miete nach ent-
sprechender Rüge über die Miethöhe an den Mieter erfolgen, sind diese nach den Vorgaben 
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des § 22 Abs. 3 SGB II anzurechnen. Dies gilt auch für Rückzahlungen, die auf Mietzahlungen 
beruhen, die in Zeiten geleistet wurden, in denen keine Leistungen bezogen wurden. 
 

4.1.3. Beginn der Karenzzeit 
 
Die Karenzzeit gilt in Fällen, die erstmals ab dem 01.01.2023 bewilligt wurden. Dabei gilt die 
einjährige Karenzzeit ab Beginn des Monats, für den erstmals Leistungen nach dem SGB II be-
zogen worden. Bei Neuanträgen ist daher auch der vorherige Bezug von Leistungen nach dem 
SGB II von anderen Jobcentern zu berücksichtigen. Eine völlig neue Karenzzeit beginnt erst 
dann, wenn zuvor mindestens drei Jahre durchgehend kein Bürgergeld oder Leistungen nach 
dem SGB XII bezogen worden sind. 
 
Mit Beginn der Karenzzeit werden die tatsächlichen Unterkunftskosten für ein Jahr als Bedarf 
berücksichtigt. 
 

Beispiel: Leistungsbewilligung ab 11/2024. Die einjährige Karenzzeit beginnt ab dem 
01.11.2024 und endet zum 31.10.2025. 

 
Auf den Beginn einer Karenzzeit mit der Folge, dass die tatsächlichen Unterkunftskosten für ein 
ganzes Jahr als Bedarf berücksichtigt werden, kann sich nicht berufen, wer in Ansehung des 
bevorstehenden Leistungsbezugs in rechtsmissbräuchlicher Absicht einen Mietvertrag für eine 
wissentlich unangemessen teure Wohnung angemietet hat.  
Nach dem Grundsatz von Treu und Glauben (§ 242 BGB), der auch im öffentlichen Recht gilt, 
liegt ein Rechtsmissbrauch unter anderem vor, wenn jemand eine bloß formal bestehende 
Rechtsposition ohne schutzwürdiges Eigeninteresse ausnutzt. Dies kann etwa dann der Fall sein, 
wenn eine offensichtlich unangemessen teure Wohnung allein deswegen angemietet wurde, 
um die eigenen Wohnverhältnisse unter Ausnutzung der Karenzzeit-Regelungen zu Lasten der 
Allgemeinheit zu verbessern.55 
Besteht ein Verdacht auf ein derartiges rechtsmissbräuchliches Verhalten, ist der Antragsteller 
hierzu (formlos) anzuhören und zur genauen Darlegung der Umstände aufzufordern, weshalb 
die Anmietung einer unangemessen teuren Wohnung kurz vor und in Ansehung des künftigen 
Leistungsbezugs in notwendig gewesen sein soll.  
 

4.1.4. Höhe der zu berücksichtigenden Unterkunftskosten während der Karenzzeit 
 
Mit Beginn bzw. während der Karenzzeit werden für Bewilligungszeiträume über die ab dem 
01.07.2026 entschieden wird, die tatsächlichen Unterkunftskosten in Höhe von maximal des 
eineinhalbfachen des maßgeblichen angemessenen Betrags für ein Jahr als Bedarf berücksich-
tigt.56 
 
Damit werden die anzuerkennenden Unterkunftskosten bereits ab Beginn der Karenzzeit auf 
das eineinhalbfache des maßgeblichen angemessenen Betrags gedeckelt. Die Deckelung gilt un-
mittelbar ab Leistungsbeginn. Ein Kostensenkungsverfahren ist nicht durchzuführen. 
 
 
 

 
 
55 Rundschreiben 630/2024 des Deutschen Landkreistages: Klarstellungen und Auslegungen zum passi-
ven Leistungsrecht; BSG, Urteil vom 14. Dezember 2023 – B 4 AS 4/23 R –, juris. 
56 Vgl. § 22 Abs. 1 S. 6 SGB II 
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Angemessene 
Wohnfläche 

(Personenzahl) 

Maximal anzuerkennender Deckelungsbetrag je Vergleichsraum während der Karenzzeit  
- ohne evtl. hinzuzurechnendem Klimabonus -  

Vergleichsraum I 
 

Göttingen (Stadt), 
Kernort Bovenden, 

Kernort Rosdorf 

Vergleichsraum II 
 
Göttingen Umland, 

inkl. Gemeinde 
Bovenden und Ge-

meinde Rosdorf 
(ohne Kernorte) 

Vergleichsraum III 
 

Hann. Münden, 
Staufenberg 

Vergleichsraum IV 
 
Duderstadt, Giebolde-

hausen 

 

Vergleichsraum V 
 
Altkreis Osterode 

50 m² (1) 824 651 605 671 705 

60 m² (2) 944 774 744 792 803 

75 m² (3) 1031 869 788 849 900 

85 m² (4) 1200 948 891 867 983 

95 m² (5) 1547 1095 1055 1070 1145 

105 m² (6) 1709 1209 1166 1182 1266 

115 m² (7) 1871 1325 1277 1295 1385 

125 m² (8) 2034 1440 1388 1406 1506 

135 m² (9) 2196 1556 1497 1518 1626 

145 m² (10) 2360 1670 1608 1631 1748 

 
Umsetzung in OPEN/PROSOZ 
Der Deckelungsbetrag ist im Leistungsbescheid mit dem Textbaustein: 

 
„Gewährung_unangem_KdU_inKarenzzeit“ mitzuteilen. Im Textbaustein ist die Alternative 
„Deckelungsbetrag“ auszufüllen. 
 
Bei der Bestimmung des eineinhalbfachen des maßgeblichen angemessenen Betrags (Decke-
lungsbetrag) ist der Klimabonus zu berücksichtigen, sofern dieser in einem Fall zu gewähren ist 
(s. Ziff. 1.1.6. ff.). Der Klimabonus erhöht den im konkreten Fall als abstrakt angemessen anzu-
sehenden Betrag. Zur Bestimmung des Deckelungsbetrags, ist die sich dann mit Klimabonus er-
gebene Angemessenheitsgrenze mit 1,5 zu multiplizieren. 
 
Beispiel: 
Im Gebiet der Stadt Göttingen beträgt die abstrakte Angemessenheitsgrenze für eine 1-Perso-
nen-BG 549,00 €. Für die Unterkunft wird ein Klimabonus nach Stufe 1, also 13,00 € gewährt. 
Die abstrakte Angemessenheitsgrenze für diese konkrete Unterkunft beträgt sodann 562,00 €. 
Das eineinhalbfache dieser Angemessenheitsgrenze ist 843,00 €. Tatsächliche Kosten, die ober-
halb dieses Betrags liegen, werden nicht mehr als Bedarf berücksichtigt.    
 

4.1.4.1. Ausnahmen von der Kostendeckelung 
 
In der Karenzzeit können im Einzelfall höhere Aufwendungen für die Unterkunft anerkannt wer-
den, wenn sie unabweisbar sind, oder in Bedarfsgemeinschaften mit Kindern anfallen.57 In „Aus-
nahmefällen“ kann damit von der Begrenzung der Unterkunftskosten auf das eineinhalbfache 
abgesehen werden. 
Die Übernahme höherer Aufwendungen kann hierbei von vornherein abgewiesen werden, 
wenn (ausreichend) Schonvermögen vorhanden ist.58 
 

 
 
57 Vgl. § 22 Abs. 1 S. 7 SGB II 
58 Vgl. BT-Drucksache 21/3541; 67, Zu Nummer 20 (§ 22) 
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a) Unabweisbare Aufwendungen 
§ 22 SGB II enthält selber keine Definition für unabweisbare Aufwendungen. In Anlehnung an 
die Definition des § 21 Abs. 6 SGB II dürften unabweisbare Aufwendungen vorliegen, wenn 
diese nicht durch Zuwendungen Dritter oder durch Einsparmöglichkeiten gedeckt werden kön-
nen und diese erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf abweichen. Die Gesetzesbegrün-
dung führt beispielhaft eine notwendige, nicht vermeidbare Unterbringung in einer Gemein-
schaftsunterkunft an.59 
Gerade unter dem Gesichtspunkt, dass die höheren Aufwendungen erheblich vom durch-
schnittlichen Bedarf abweichen, dürften unter diesen „Härtefalltatbestand“ Fälle zu subsumie-
ren sein, in denen die Leistungsberechtigten auf eine bestimmte Wohnlage oder Wohnungs-
ausstattung angewiesen sind und (günstigere) Alternativen schwerlich zu finden sein dürften.  
 
 
Beispiel: 
Der Leistungsbezieher ist auf eine behindertengerechten Wohnung angewiesen und kosten-
günstigere Alternativen sind auf dem Wohnungsmarkt nicht ersichtlich. 
 
Des Weiteren kann hierfür auf die unter Ziffer 4.3.5.1 ff. ausgeführten Kriterien über die Zumut-
barkeit eines Wohnungswechsels abgestellt werden.  
 
b) Bedarfsgemeinschaft mit Kindern 
Da es sich um eine Härtefallregelung handelt, können nicht sämtliche BGs mit Kindern gemeint 
sein. Unklar ist zudem, bis zu welchem Alter oder Familienstand Kinder unter diese Ausnah-
meregelung fallen. 
Um einen größtmöglich Anwendungsbereich zu ermöglichen, wird auf die Definition der Be-
darfsgemeinschaft mit Kindern des § 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II zurückgegriffen, wonach unverheira-
tete Kinder, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben mit zur Bedarfsgemeinschaft 
gehören. Die Vollendung des 25. Lebensjahrs stellt in der Regel auch das Enddatum für den 
Bezug von Kindergeld dar.60 Und dem Gesetz ist die Zielrichtung zu entnehmen, den Auszug von 
Personen unter 25 und damit eine Auftrennung der Bedarfsgemeinschaft zu vermeiden.61 
 
Für die Beurteilung, ob die Wohnung absolut erhaltenswert ist und in der Folge ein Härtefall 
vorliegt, können beispielhaft folgende (nicht abschließende) Kriterien herangezogen werden: 
 

- Ein Umzug hätte bei minderjährigen Kindern ein Schulwechsel zur Folge, 
- Ein verbleib auf der bisherigen Schule wäre zwar möglich, die Schule ist aufgrund geän-

derter Anfahrtswege jedoch in zumutbarer Art und Weise nicht mehr erreichbar, 
- Eine Änderung des sozialen Umfelds ist den betroffene Kindern nicht zumutbar (grund-

sätzlich vom Alter unabhängig; Alter der Kinder ist bei Bewertung der Zumutbarkeit je-
doch zu berücksichtigen), 

- Die Beibehaltung des Wohnortes ist für volljährige Kinder aufgrund des Besuchs wei-
terführender Schulen oder einer Ausbildung unbedingt notwendig, 

- Eine notwendige Betreuung der Kinder wäre in einem geänderten Wohnumfeld nicht 
mehr gewährleistet; insbesondere bei alleinerziehenden Erwerbstätigen.    

  
 

 
 
59 Vgl. BT-Drucksache 21/3541; 67, Zu Nummer 20 (§ 22) 
60 Vgl. § 63 Abs. 1 S. 2 i.V.m. § 32 Abs. 4 EStG  
61 Vgl. § 22 Abs. 5 SGB II 
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4.1.5. Unterbrechung des Leistungsbezugs: Verlängerung einer laufenden Karenzzeit 
 
Bei einer laufenden Karenzzeit führt eine Unterbrechung des Leistungsbezugs für mindestens 
einen Monat zu einer Verlängerung der Karenzzeit um volle Monate ohne Leistungsbezug (§ 22 
Abs. 1 S. 4 SGB II). 
 

Beispiel: Leistungsbewilligung seit 09/2022. Die KdU sind unangemessen, werden jedoch 
bis zum 31.12.2022 in tatsächlicher Höhe übernommen. Der Leistungsbezieher nimmt eine 
Arbeit auf und ist für die Monate März, April und Mai 2023 hilfefrei. Ab 06/2023 werden 
erneut Leistungen nach dem SGB II gewährt. 
 
Lösung: Da die KdU seit 09/2022 in tatsächlicher Höhe übernommen wurden, beginnt die 
Karenzzeit ab dem 01.01.2023. Sie läuft prinzipiell bis zum 31.12.2023. Da der Leistungsbe-
zug jedoch für drei Monate unterbrochen wurde, verlängert sich die Karenzzeit um drei 
volle Monate (bis zum 31.03.2024). 

4.1.6. Beendigung der Karenzzeit 
 

4.1.6.1. Beendigung durch Zeitablauf 
 
Die Karenzzeit endet, wenn der (ggf. um Unterbrechungen des Leistungsbezugs verlängerte) 
Jahreszeitraum abgelaufen ist. Eine während der Karenzzeit vorgenommene Deckelung der tat-
sächlichen Kosten auf das eineinhalbfache des maßgeblichen angemessenen Betrags bleibt 
auch nach Beendigung des Karenzzeit erhalten. 
 

4.1.6.2. Beendigung durch nicht zugesicherten Umzug in eine unangemessene Unterkunft 
 
Innerhalb der Karenzzeit werden nach einem Umzug höhere als angemessene Aufwendungen  
nur dann als Bedarf anerkannt, wenn die Anerkennung vorab zugesichert wurde.62 
 
Ein Umzug ohne Zusicherung hat also zur Folge, dass für die neue Unterkunft nur noch die an-
gemessenen KdU übernommen werden (zu den Einzelheiten siehe Ziffer 4.2.). Die Karenzzeit ist 
in diesem Fall mit dem Umzug beendet. 
 

4.1.6.3. Beendigung durch nicht erforderlichen Umzug innerhalb des für die Prüfung der Angemessen-
heit maßgeblichen Gebiets 
 
Nach einem nicht erforderlichen Umzug innerhalb desselben Wohnungsmarktes des für die Prü-
fung der Angemessenheit maßgeblichen Gebiets wird gem. § 22 Abs. 4 S. 4 SGB II nur der bis-
herige Bedarf anerkannt. Die Karenzzeit ist damit beendet. 
 
Für den Fall, dass die Erforderlichkeit des Umzugs zu einem späteren Zeitpunkt festgestellt wird: 
Die Anerkennung höherer als angemessener Aufwendungen setzt nach § 22 Abs. 4 S. 3 SGB II 
die vorherige Zusicherung voraus. Aus diesem Grund führt eine nachträgliche Feststellung der 
Erforderlichkeit des Umzugs nicht zur Übernahme der tatsächlichen KdU - vielmehr werden die 
KdU maximal in Höhe des angemessenen Betrags gewährt, da keine Zusicherung erteilt wurde. 
 
 
 

 
 
62 Vgl. § 22 Abs. 4 S. 2 SGB  
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4.1.7. Änderungen in der BG – Auswirkungen auf Karenzzeit und Deckelungsbetrag 
 
§ 22 SGB II regelt den Umgang mit den Unterkunftsbedarfen der gesamten Bedarfsgemein-
schaft.63 Die Karenzzeit dient zu dem Zweck, die bei Eintritt in den Leistungsbezug vorhandene 
Unterkunft zu schützen.64 Aus diesen Gründen wirkt die Karenzzeit unterkunftsbezogen. 
 
Vor diesem Hintergrund ergeben sich ggf. Besonderheiten in folgenden Fällen: 
 

• Geburt von Kindern in der Bedarfsgemeinschaft 

• Zusammenzug und Gründung einer (neuen) Bedarfsgemeinschaft 
 
Sofern die Kosten der Unterkunft auch nach der Änderung der Bedarfsgemeinschaft noch un-
angemessen sind, wird auf den Status der aktuell bewohnten Unterkunft abgestellt. Eine Indi-
vidualisierung der Karenzzeiten erfolgt nicht. 
 

• Beispiel 1 - Geburt eines Kindes 
A bewohnt eine deutlich zu teure Unterkunft (Bruttokaltmiete unangemessen). Die Brutto-
kaltmiete wird für die vorhandene Wohnung in voller Höhe übernommen (Beginn der Ka-
renzzeit am 01.01.2023). Eine Deckelung der Kosten findet nicht statt. Am 01.07.2023 wird 
ihr Kind B geboren, die Unterkunft ist nach wie vor unangemessen teuer (auch für zwei 
Personen). 
 
Frage 1: Wie wirkt sich die Geburt des Kindes auf die Karenzzeit aus? 
Lösung: Die Karenzzeit für die von beiden Personen bewohnte Unterkunft läuft ohne Ände-
rungen weiter (Beginn 01.01.2023, Ende 31.12.2023). Ab dem 01.01.2024 wird für die Un-
terkunftskosten ein Kostensenkungsverfahren für die aus A und B bestehende Bedarfsge-
meinschaft eingeleitet. 
 
Frage 2: Wie wäre zu entscheiden, wenn die Karenzzeit bei Geburt des B bereits abgelaufen 
ist? 
Lösung: Es kommt auch hier auf den Status der aktuell bewohnten Unterkunft an und nicht 
auf den Eintritt von B in den Leistungsbezug. Bereits laufende Kostensenkungsverfahren 
werden nach der Geburt auf die angemessenen Beträge für zwei Personen angepasst. So-
fern bereits auf die angemessenen Beträge abgesenkt wurde, erhält die Bedarfsgemein-
schaft ab Geburt des Kindes die angemessenen KdU für zwei Personen. 
 

• Beispiel 2 - Zusammenzug und Gründung einer (neuen) Bedarfsgemeinschaft 
A bewohnt eine deutlich zu teure Unterkunft (Bruttokaltmiete unangemessen). Die Brutto-
kaltmiete wird für die vorhandene Wohnung in voller Höhe übernommen (Beginn der Ka-
renzzeit am 01.01.2023). Eine Deckelung findet nicht statt. Zum 01.09.2023 möchte der 
neue Lebensgefährte (Leistungsbezieher B) mit in die Wohnung von A einziehen. Die Unter-
kunft wird auch nach dem Einzug von B unangemessen teuer sein. 
 

 
 
63 Vgl. zu dieser Gesamtbetrachtung z. B. § 22 Abs. 1 S. 7 SGB II zweiter Halbsatz. Deutlicher ergibt sich 
die Abweichung vom Individualprinzip aus der Entstehungsgeschichte des § 22 (vgl. z. B. § 22 Abs. 1 S. 3 
SGB II in der Fassung vor dem 01.01.2011) und dem Sinn und Zweck (vgl. z. B. § 22 Abs. 4 und Abs. 6 SGB 
II – dort kann es sich nur um die umzugsbedingten Aufwendungen für die gesamte Bedarfsgemeinschaft 
handeln). 
64 vgl. insbes. BT-Drs. 20/4360, Seite 35. 
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Frage 1: B hat eine Zusicherung für seinen Umzug in die Wohnung von A beantragt. Wie 
wäre zu entscheiden? 
Lösung: Für die von A bewohnte Unterkunft läuft die Karenzzeit noch bis zum 31.12.2023. 
Mit Blick auf den Schutzzweck der Karenzzeit wird für B eine zeitlich auf den 31.12.2023 
befristete Zusicherung zur Übernahme der unangemessenen Bruttokaltmiete nach § 22 
Abs. 4 SGB II erteilt. Nach Ablauf der Karenzzeit wird für die aus A und B bestehende Be-
darfsgemeinschaft ein Kostensenkungsverfahren (Unterkunftskosten) durchgeführt. 
 
Frage 2: B ist ohne Zusicherung in die Wohnung von A eingezogen. In welcher Höhe werden 
die Unterkunftsaufwendungen übernommen? 
Lösung: Die für A bewohnte Unterkunft steht zum Zeitpunkt des Einzugs noch unter dem 
Schutz der Karenzzeit. Der Schutz der Unterkunft wird durch den Zuzug von B nicht aufge-
hoben. Für A und B werden also bis zum Ablauf der Karenzzeit die tatsächlichen Aufwen-
dungen übernommen65 (nach Ablauf der Karenzzeit: Einleitung eines Kostensenkungsver-
fahrens für die gesamte Bedarfsgemeinschaft). 
 
Verändert sich im Laufe der Karenzzeit die Anzahl der BG-Mitglieder hat dies Auswirkung 
auf die anzuerkennenden Unterkunftskosten, sofern diese auf das eineinhalbfache des 
maßgeblichen angemessenen Betrags gedeckelt wurden, da nunmehr ein anderer Ange-
messenheitsbetrag maßgeblich ist. 
In diesen Fällen ist wie folgt vorzugehen: 
 
Erhöht sich die Anzahl der BG-Mitglieder gilt der entsprechende Deckelungsbetrag des so-
dann maßgeblichen Angemessenheitsbetrags. Die Unterkunftskosten sind ab diesem Zeit-
punkt in tatsächlicher Höhe zu übernehmen oder auf das eineinhalbfache des nunmehr 
maßgeblichen Angemessenheitsbetrags zu begrenzen. 
 
Nach einer Verminderung der Anzahl der BG-Mitglieder wird Abs. 1 S. 9 des § 22 für an-
wendbar erklärt.66 Das danach einzuleitende Kostensenkungsverfahren wird für Unter-
kunftskosten allerdings vom Ablauf der Karenzzeit abhängig gemacht. Mithin wird inner-
halb der Karenzzeit bis auf Weiteres kein Kostensenkungsverfahren eingeleitet und es ver-
bleibt bei dem ursprünglich anerkannten Betrag. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
65 § 22 Abs. 1 S. 7 SGB II (Begrenzung auf den bisherigen Bedarf) dürfte nur in Ausnahmefällen anwendbar 
sein, da beim Mehrkostenvergleich die für die alte Wohnung übernommenen Aufwendungen dem Kopf-
teil der zuziehenden Person für die neue Unterkunft (im Beispiel = nur 50 % der Aufwendungen für die 
neue Unterkunft) gegenübergestellt werden. 
66 Vgl. § 22 Abs. 1 S. 6 zweiter HS 
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Tatsächliche Kosten überschreiten das einein-
halbfache der maßgeblichen Angemessenheits-
grenze? 

Überschreitung der zulässigen Miethöhe (Miet-
preisbremse)? 

Einleitung qualifiziertes Kosten-
senkungsverfahren. Ziel: Absen-
kung auf die zulässige Miethöhe. 

4.1.8. Prüfreihenfolge – Höhe der zu berücksichtigenden Unterkunftskosten während der Karenz-
zeit 

 
 
 
 

 
       
               Ja     
       
 
       
          Nein   Ja                          Nein       

 
 
 
 
 

                 Ja 
        Nein    

    
 
 
 
  

 
     
      ja 
 
 
 

 
 
                 Nein  
             

 
 
 
 
 

4.1.9. Karenzzeit und Kostensenkungsverfahren 
 
Während der Karenzzeit wird kein Kostensenkungsverfahren zur Absenkung auf die abstrakt 
angemessenen  KdU durchgeführt. Die Karenzzeit wird zudem nicht auf die Dauer eines Kosten-
senkungsverfahrens angerechnet (§ 22 Abs. 1 S. 10 SGB II), sodass die sechsmonatige Kosten-
senkungsfrist frühestens nach Ablauf der Karenzzeit beginnen kann. 
 
Wird die Karenzzeit also durch Zeitablauf beendet, schließt sich bei unangemessenen KdU die 
Prüfung und Durchführung eines Kostensenkungsverfahrens für die KdU nach den allgemeinen 
Regeln an (siehe hierzu unten Ziffer 4.3.). 

Ausgangspunkt: tatsächliche Unterkunftskosten 

Unmittelbare Absenkung auf das 
eineinhalbfache der maßgebli-
chen Angemessenheitsgrenze. 

Übernahme der tatsächlichen 
Kosten der Unterkunft 

Kostensenkungsverfahren erfolg-
reich? (Rüge durch eLb mit oder 
ohne Absenkung auf zulässige 
Höhe). 

Absenkung auf die zulässige Miet-
höhe. 

Härtefallprüfung 
Unabweisbare Aufwendungen 

oder BG mit Kindern?   
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Zu beachten ist, dass ein Kostensenkungsverfahren für die Heizkosten bereits zu einem frühe-
ren Zeitpunkt durchgeführt werden kann. Die Regelung in § 22 Abs. 1 S. 7 SGB II, nach der das 
Kostensenkungsverfahren sowohl für die KdU als auch für die Heizkosten erst „nach Ablauf der 
Karenzzeit“ erfolgen kann, ist ein redaktionelles Versehen des Gesetzgebers. Aus der Gesetzes-
begründung ergibt sich unzweifelhaft, dass die Karenzzeit nicht für die Heizkosten gelten soll.67 
 
Siehe zu den Besonderheiten bei der Ermittlung der angemessenen Heizkosten während der 
laufenden Karenzzeit Ziffer 5.2.. 
 

Beispiel: A bezieht Leistungen nach dem SGB II seit dem 01.01.2023 (Neuantrag). Sowohl 
die Unterkunftskosten als auch die Heizkosten sind unangemessen. 
 
Während das Kostensenkungsverfahren für die KdU erst nach Ablauf der Karenzzeit durch-
geführt werden kann, erfolgt die Prüfung und Durchführung eines Kostensenkungsverfah-
rens für die Heizkosten bereits ab dem Leistungsbeginn, da die Karenzzeit – entgegen § 22 
Abs. 1 S. 7 SGB II – nicht für unangemessene Heizkosten gilt. 
 
Dementsprechend kann das Kostensenkungsverfahren für die Heizkosten bereits ab dem 
Leistungsbeginn, also ab dem 01.01.2023 durchgeführt werden. Das Kostensenkungsver-
fahren für die KdU und ggf. ein weiteres Heizkosten-Kostensenkungsverfahren können erst 
nach Ablauf der einjährigen Karenzzeit, also ab dem 01.01.2024 durchgeführt werden. 

 
4.2. Umzüge – keine positive Kenntnis der Kostensenkungsobliegenheit erforderlich 

 
Innerhalb Unabhängig von der Karenzzeit werden nach einem Umzug höhere als angemessene 
Aufwendungen für die Unterkunft und Heizung nur dann als Bedarf anerkannt, wenn der Sozi-
alleistungsträger die Anerkennung vorab zugesichert hat (§ 22 Abs. 4 S. 3 SGB II). 
 
Nach dieser Regelung dürfen bei Umzügen innerhalb der Karenzzeit nur die angemessenen KdU 
und Heizkosten übernommen werden, sofern vorab keine Zusicherung erteilt wurde. Die sofor-
tige Begrenzung auf angemessene KdU und Heizkosten betrifft zwei Fallkonstellationen: 
 

• Die Zusicherung wurde vor dem Umzug beantragt, aber abgelehnt 

• Die Zusicherung wurde vor dem Umzug nicht beantragt 
 
Bei Umzügen ohne oder nach abgelehnter Zusicherung innerhalb der Karenzzeit ist damit keine  
positive Kenntnis der angemessenen Beträge erforderlich, um die KdU und Heizkosten sofort 
auf die angemessenen Beträge zu begrenzen.68 
 
Da nach § 22 Abs. 4 S. 2 SGB II Personen innerhalb der Karenzzeit schlechter gestellt wären 
(sofortige Absenkung) als Personen außerhalb der Karenzzeit (Absenkung nach Kostensen-
kungsverfahren), jedoch die Ungleichbehandlung wesentlich gleicher Personenkreise (Perso-
nen, die ohne Zusicherung umziehen) nicht gerechtfertigt erscheint, erfolgt die sofortige Ab-
senkung nach einem nicht zugesicherten Umzug auch bei Umzügen außerhalb der Karenzzeit. 
 

 
 
67 vgl. BT-Drs. 20/4360 
68 vgl. zum Erfordernis positiver Kenntnis BSG v. 17.12.2009 – B 4 AS 19/09 R und im Gegensatz dazu BT-
Drs. 20/4360, Seite 35 
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4.3. (Vorübergehende) Übernahme unangemessener Kosten der Unterkunft und/oder Heizung 
und Kostensenkungsverfahren 
 

4.3.1. Grundlagen 
 
Leistungsberechtigten stehen Leistungen für Unterkunft und Heizung in der Höhe der tatsäch-
lichen Aufwendungen zu, soweit diese angemessen sind. Unangemessene Aufwendungen wer-
den so lange als Bedarf berücksichtigt, soweit ein Umzug nicht wirtschaftlich ist oder dem Hil-
febedürftigen die Senkung der Aufwendungen nicht möglich oder zuzumuten ist (vgl. § 22 Abs. 
1 S. 9 und S. 12 SGB II). 
 
Die Prüfung der im Regelfall zu berücksichtigenden Kriterien der 
 

• Angemessenheit (hier: Gesamtangemessenheit und/oder Gewährung eines Klimabonus), 

• Wirtschaftlichkeit des Umzugs, 

• Möglichkeit und Zumutbarkeit der Eigenbemühungen zur Kostensenkung 

• und Umsetzung von Eigenbemühungen zur Kostensenkung 
 
erfolgt teilweise im Rahmen einer Vorprüfung zum Kostensenkungsverfahren sowie innerhalb 
der Durchführung eines Kostensenkungsverfahrens. 
 
§ 22 Abs. 1 S. 9, S. 12 SGB II sind sowohl auf unangemessene Aufwendungen für die Unterkunft, 
als auch auf unangemessene Heizkosten anzuwenden (vgl. den Wortlaut von § 22 Abs. 1 S. 9 
SGB II). Die Prüfung des Kriteriums der „Angemessenheit“ erfolgt also sowohl für die Aufwen-
dungen für die Unterkunft, als auch für die Heizkosten; insbesondere werden für beide Kosten-
arten Kostensenkungsverfahren durchgeführt, soweit erforderlich. 
 
Infolge eines Kostensenkungsverfahrens wird eine Absenkung auf die angemessenen Beträge 
nur für diejenigen Aufwendungen vorgenommen, für die das Kostensenkungsverfahren durch-
geführt wurde (vgl. noch Ziffer 4.3.4.1.). Werden die übrigen (nicht abgesenkten) Aufwendun-
gen in der Folgezeit unangemessen, bedarf es der Durchführung eines weiteren Kostensen-
kungsverfahrens. Die Übernahme der tatsächlichen Aufwendungen für die bisher nicht abge-
senkte Kostenart ergibt sich aus § 22 Abs. 1 S. 9 SGB II.  
 

• Beispiel: Für die Leistungsberechtigte werden auf Antrag vom 20.01.2019 Leistungen ab 
dem Monat 01/2019 laufend erbracht. Die Prüfung der Unterkunftskosten ergibt, dass die 
Bruttokaltmiete unangemessen ist, die Heizkosten allerdings angemessen sind. Die Gesamt-
angemessenheitsgrenze wird überschritten.  
Die eLb wird im Rahmen eines Kostensenkungsverfahrens dazu aufgefordert, die Aufwen-
dungen für die Bruttokaltmiete zu verringern. Die angemessenen Beträge für die Brutto-
kaltmiete werden ihr mitgeteilt. Die Frist zum Nachweis von Senkungsbemühungen ver-
streicht ergebnislos, sodass ab 07/2019 die Bruttokaltmiete nur noch in angemessener 
Höhe gewährt wird. 
 
Im Monat 04/2020 erhält die eLb die Heizkostenabrechnung für das Jahr 2019. Der Ener-
gieversorger verlangt eine Nachzahlung und erhöht die Heizkostenabschläge. Die ursprüng-
lich angemessenen Heizkosten sind infolgedessen nicht mehr angemessen. In welcher Höhe 
werden Kosten der Unterkunft – insbesondere Heizkosten – gewährt?  
 
Lösung: Das durchgeführte Kostensenkungsverfahren wurde ausschließlich hinsichtlich der 
Bruttokaltmiete durchgeführt, sodass eine Begrenzung auf die angemessenen Heizkosten 
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ausscheidet. Gewährt werden dementsprechend die angemessene Bruttokaltmiete sowie 
die tatsächlichen Heizkosten (Nachzahlung und erhöhter Abschlag). 
 
Eine Begrenzung der Heizkosten kommt nur nach Durchführung eines auf die Heizkosten 
bezogenen Kostensenkungsverfahrens in Betracht. 

 
4.3.2. Schaubild: Übernahme unangemessener Kosten für Unterkunft und/oder Heizung und Kos-

tensenkungsverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4.3.3. Prüfschritte vor Einleitung eines Kostensenkungsverfahrens 
 

4.3.3.1. Gewährung eines Klimabonus im Einzelfall 
 
Ggf. kann ein Klimabonus gewährt werden, sodass die Kosten der Unterkunft und/oder Heizung 
angemessen werden. Siehe zum Klimabonus oben Ziffer 1.1.6.. 
 
 
 

vor Einleitung des Kostensenkungsverfahrens prüfen: 

Kostensenkungsver-
fahren nicht erforder-

lich 

KdU/H angemes-
sen Gewährung Klimabonus und/oder Bildung der Gesamtange-

messenheitsgrenze nach § 22 Abs. 10 SGB II ? 

KdU/H weiterhin unangemessen 
Umzug unwirt-

schaftlich 
Umzug wirtschaftlich? (§ 22 Abs. 1 S. 12 SGB II) 

Kostensenkungsverfahren einleiten. 
 

Während des Kostensenkungsverfahrens prüfen: 

Umzug grds. wirtschaftlich 

Kostensenkung möglich? (§ 22 Abs. 1 S. 9 SGB II) 

Kostensenkung grds. möglich 

Kostensenkung zumutbar? (§ 22 Abs. 1 S. 9 SGB II) 

Absenkung auf angemessene KdU und/oder HK 

Senkungsverfahren 
ohne Absenkung  

der KdU/H beendet 

Kostensenkung nicht möglich 

Eigenbemühungen um Kostensenkung durch eLb 

Eigenbemühungen erfolglos 

Eigenbemühungen erfolgreich: 

KdU und/oder HK angemessen 

Kostensenkung unzumutbar 

Kostensenkung grds. zumutbar 

Senkungsverfahren (vo-
rübergehend/endgültig) 

nicht erforderlich 

6 Monate vor Ablauf des Prog-
nosezeitraums 
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4.3.3.2. Bildung einer Gesamtangemessenheitsgrenze im Einzelfall, § 22 Abs. 10 SGB II 
 

4.3.3.2.1. Anwendungsbereich von § 22 Abs. 10 SGB II 
 
Die Bildung einer Gesamtangemessenheitsgrenze ist für die Beurteilung der Angemessenheit 
der Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II zulässig. 
 
Gesamtangemessenheitsgrenze und Heizkosten während der Karenzzeit: Während der Karenz-
zeit können unangemessene Heizkosten im Rahmen der Gesamtangemessenheitsgrenze mit 
angemessenen KdU ausgeglichen werden. Zwar werden während der Karenzzeit die Heizkosten 
und die Kosten der Unterkunft grundsätzlich unabhängig voneinander geprüft. Es wäre aller-
dings nicht sachgerecht, während der Karenzzeit die Absenkung (isoliert betrachtet unange-
messener) Heizkosten zu verlangen, wenn die Unterkunfts- und Heizkosten gesamtangemessen 
sind (die Gesamtaufwendungen wären nach Ablauf der Karenzzeit vollständig zu übernehmen). 
 
Die Gesamtangemessenheitsgrenze wird also während der Karenzzeit bei der Prüfung der Heiz-
kosten berücksichtigt. Siehe hierzu noch ergänzend Ziffer 5.2.3.1. 
 

4.3.3.2.2. Berechnung der Gesamtangemessenheitsgrenze 
 
Nach § 22 Abs. 10 SGB II kann zur Beurteilung der Angemessenheit der Aufwendungen für Un-
terkunft und Heizung nach § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II eine Gesamtangemessenheitsgrenze gebildet 
werden. Dabei kann für die Aufwendungen für Heizung der Wert berücksichtigt werden, der bei 
einer gesonderten Beurteilung der Angemessenheit der Aufwendungen für Unterkunft und der 
Aufwendungen für Heizung ohne Prüfung der Angemessenheit im Einzelfall höchstens anzuer-
kennen wäre.  
 
Die zu bildende Gesamtangemessenheitsgrenze besteht aus der Summe der „angemessen Kos-
ten der Unterkunft“ und „angemessenen Kosten der Heizung“. 
 
Bevor ein Kostensenkungsverfahren eingeleitet wird, ist im Wege einer Zugunsten-Prüfung die 
Summe aus den tatsächlichen KdU und tatsächlichen Heizkosten zu bilden und mit der Gesamt-
angemessenheitsgrenze zu vergleichen. Wenn die summierten tatsächlichen Kosten geringer 
bzw. gleich dem Betrag der Gesamtangemessenheitsgrenze sind, sind die Kosten angemessen 
und es bedarf keines Kostensenkungsverfahrens. 
 

maximal angemessene KdU + maximal angemessene Heizkosten ≥ tatsächliche KdU +  
tatsächliche Heizkosten = Bildung der Gesamtangemessenheitsgrenze 

 
Es können somit zu hohe KdU mit geringeren Heizkosten bzw. zu hohe Heizkosten mit geringe-
ren KdU ausgeglichen werden. 
 
Die Gesamtangemessenheitsgrenze darf nur dann gebildet werden, wenn im Zuge ihrer Bildung 
sowohl die tatsächlichen Kosten der Unterkunft als auch die tatsächlichen Heizkosten übernom-
men werden können (vgl. untenstehende Beispiele). 
 
Die Bildung einer Gesamtangemessenheitsgrenze ist auch dann vorzunehmen, wenn keine mo-
natlichen Heizkostenabschläge gezahlt werden, sondern die Heizkosten in Form einer Winter-
brandbeihilfe übernommen werden. In diesem Fall können ebenfalls zu hohe Heizkosten mit 
geringeren KdU bzw. zu hohe KdU mit geringeren Heizkosten ausgeglichen werden. 
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• Beispiel 1: Angemessene KdU: 392,00 €, angemessene Heizkosten: 85,00 € = Gesamtange-
messenheitsgrenze 477,00 €.  
 
Tatsächliche KdU: 404,00 €, tatsächliche Heizkosten 70,00 € = 474,00 €. 
 
Im Ergebnis sind die summierten tatsächlichen Kosten geringer als die Gesamtangemessen-
heitsgrenze und damit angemessen. Es ist kein Kostensenkungsverfahren für die zu hohen 
KdU einzuleiten. 
 

Wenn sich aufgrund von Betriebskosten- bzw. Heizkostennachzahlungen die vorher noch ange-
messenen Teilwerte erhöhen und die Gesamtangemessenheitsgrenze überschritten wird, sind 
für die dann unangemessenen Teile Kostensenkungsverfahren einzuleiten. 
 

• Beispiel 2: Angemessene KdU: 392,00 €, angemessene Heizkosten nach BHKS: 85,00 € =Ge-
samtangemessenheitsgrenze 477,00 € 
 
tatsächliche KdU: 404,00 €, tatsächliche Heizkosten 84,00 € = 488,00 € 
 
Die Gesamtangemessenheitsgrenze wird überschritten, wobei die Heizkosten noch ange-
messen sind. Daher ist ein Kostensenkungsverfahren für die KdU einzuleiten.   

 
Bei den Heizkosten bzw. den Betriebskosten kann immer nur von den veranschlagten Voraus-
zahlungen ausgegangen werden. Erst nach der Jahresabrechnung besteht Gewissheit darüber, 
ob die Gesamtangemessenheitsgrenze insgesamt überschritten wird bzw. nachträglich wieder 
eingehalten wird. 
 
Daher gilt: 
 

• Wenn die tatsächliche KdU unangemessen sind und die Heizkosten (Vorauszahlungsbetrag) 
angemessen sind, jedoch im Ergebnis zum Zeitpunkt der Beurteilung die Gesamtangemes-
senheitsgrenze eingehalten wird, ist kein Kostensenkungsverfahren einzuleiten. Wenn die 
Jahresrechnung zur Unangemessenheit der HK führt bzw. die Heizkosten im Verhältnis zur 
Vorauszahlung steigen und dadurch die Gesamtangemessenheitsgrenze überschritten 
wird, ist erst ab diesem Zeitpunkt ein Kostensenkungsverfahre einzuleiten. 
 

• Auf der anderen Seite können bereits laufende Kostensenkungsverfahren nach Vorlage der 
Jahresrechnung und geringerer Heizkosten bzw. Betriebskosten beendet werden, wenn die 
Gesamtangemessenheitsgrenze jetzt eingehalten wird.   

 
 Wichtig: Der Klimabonus wird nicht zusätzlich zur Bildung der Gesamtangemessenheits-

grenze gewährt. Wird auf die angemessenen Kosten der Unterkunft ein Zuschlag für den 
Klimabonus gewährt und kommt zusätzlich die Bildung der Gesamtangemessenheitsgrenze 
in Betracht, ist der Betrag des Klimabonus von den maximal angemessenen Heizkosten, die 
in die Berechnung der Gesamtangemessenheitsgrenze eingestellt werden, abzuziehen 
(siehe hierzu vertiefend oben Ziffer 1.1.6.7. mit entsprechenden Berechnungsbeispielen). 
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4.3.3.3. Wirtschaftlichkeitsprüfung nach § 22 Abs. 1 S. 12 SGB II 
 

4.3.3.3.1. Grundlagen 
 
Gem. § 22 Abs. 1 S. 12 SGB II muss eine Absenkung unangemessener Aufwendungen für Unter-
kunft und/oder Heizung nicht gefordert werden, wenn dies unter Berücksichtigung der bei ei-
nem Wohnungswechsel zu erbringenden Leistungen unwirtschaftlich wäre. 
 
Da § 22 Abs. 1 S. 12 SGB II lediglich von einem Wohnungswechsel spricht, kann die Norm grds. 
nur für die Fälle gelten, in denen eine anderweitige Kostensenkung (z. B. durch Senkung der 
Nebenkosten, Neuverhandlung mit dem Vermieter oder eine Untervermietung) nicht ausreicht, 
um die Angemessenheit der KdU zu erreichen. Diese Möglichkeiten zur Kostensenkung sind im-
mer vorrangig zu betreiben. 
 
Ein Wohnungswechsel als einzig sinnvolle Maßnahme zur Kostensenkung kommt insbesondere 
dann in Betracht, wenn der unangemessene Kostenanteil der Grundmiete der Unterkunft zuzu-
ordnen ist und diese ihrem Zuschnitt nach (z. B. besonders kleine Wohnung) nicht zur Unter-
vermietung geeignet ist. 
 
Sind die voraussichtlichen Umzugskosten höher als die Anteile der unangemessenen Unter-
kunfts- und/oder Heizkosten, so muss die Absenkung auf die angemessenen KdU/H nicht (so-
fort) gefordert werden; der Umzug ist dann unwirtschaftlich. 
 
Sechs Monate vor Ablauf des Prognosezeitraums wird das Kostensenkungsverfahren eingelei-
tet, um – soweit erforderlich – auf die angemessenen KdU/H absenken zu können. Die Unwirt-
schaftlichkeit eines Umzugs führt also nicht zur unbegrenzt-dauerhaften Übernahme unange-
messener Unterkunfts- oder Heizkosten. Der Zeitraum, für den die Übernahme unangemesse-
ner Unterkunfts- oder Heizkosten aus wirtschaftlichen Erwägungen erfolgt, ist vielmehr als 
Übergangszeitraum zu verstehen, bis ein Kostensenkungsverfahren eingeleitet wird. 
 
Wird eine Kostensenkung auf Grund der Unwirtschaftlichkeit des Umzugs zunächst nicht gefor-
dert, sind die Leistungsberechtigten dennoch von Anfang an über ihre Angemessenheitsgren-
zen zu belehren, damit eine Senkung der KdU auf den angemessenen Betrag nach Durchführung 
eines Kostensenkungsverfahrens erfolgen kann, wenn dies den Umständen nach angezeigt ist. 
 
§ 22 Abs. 1 S. 12 SGB II ist keine Anspruchsgrundlage. Der Leistungsträger kann also nicht dazu 
verpflichtet werden, vor der Einleitung eines Kostensenkungsverfahrens eine Wirtschaftlich-
keitsprüfung durchzuführen. 
 

4.3.3.3.2. Anwendungsbereich (Fallgruppen) und Prognosezeitraum 
 
Grundlage für die Entscheidung darüber, ob von der sofortigen Einleitung eines Kostensen-
kungsverfahrens wegen Unwirtschaftlichkeit des Umzugs abgesehen wird, ist eine Prognose-
entscheidung über die voraussichtliche Dauer des Überschreitens der angemessenen KdU 
und/oder HK sowie die Gegenüberstellung der übersteigenden (unangemessenen) Kosten mit 
den voraussichtlichen Umzugskosten. 
 
Bevor die Prognoseentscheidung getroffen wird, ist zunächst zu ermitteln, ob die Durchführung 
einer Wirtschaftlichkeitsprüfung im Einzelfall überhaupt angezeigt ist. Die Wirtschaftlichkeits-
prüfung wird nur dann durchgeführt, wenn feststeht oder mit hinreichender Wahrscheinlich-
keit angenommen werden kann, dass Hilfebedürftigkeit kurz- oder mittelfristig überwunden 
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wird oder die Kosten für die Unterkunft und/oder Heizung angemessen werden.  Anderenfalls 
wird das Kostensenkungsverfahren sofort eingeleitet. 

 
Unterschieden werden können drei Fallgruppen: 

 

• Gruppe 1 – Langzeitleistungsbezieher 
 

Kann auf Grund langjähriger Erfahrungen objektiv nachvollziehbar davon ausgegangen 
werden, dass Bedarfsgemeinschaften, die sich bereits seit längerer Zeit im Leistungsbezug 
befinden, auch weiterhin auf nicht absehbare Zeit Leistungen nach dem SGB II erhalten 
werden, ist eine Wirtschaftlichkeitsprüfung nach § 22 Abs. 1 S. 12 SGB II nicht geboten. Es 
kann für diesen Personenkreis in der Regel davon ausgegangen werden, dass die Über-
nahme der mit dem Umzug verbundenen Kosten wirtschaftlicher ist als die Übernahme 
unangemessener KdU, da letztere über einen unbestimmten Zeitraum hin übernommen 
werden müssten. 
 Wirtschaftlichkeitsprüfung ist nicht geboten. 

 

• Gruppe 2 – Vermittlungsfähige Hilfebedürftige 
 

Ist der Hilfebedürftige grundsätzlich vermittlungsfähig, kann davon ausgegangen werden, 
dass kurz- oder mittelfristig eine Erwerbstätigkeit aufgenommen wird, die zur Überwin-
dung der Hilfebedürftigkeit führt. Da nicht bekannt ist, wie lange es bis zur Überwindung 
der Hilfebedürftigkeit dauert, wird ein durchschnittlich angemessener Zeitraum für die 
Wirtschaftlichkeitsprüfung von in der Regel 18 Monaten zu Grunde gelegt. 
 
 Wirtschaftlichkeitsprüfung ist geboten. 

 

• Gruppe 3 – Befristete Hilfebedürftigkeit/vorübergehende Unangemessenheit der KdU/H 
 

Hierzu gehören Fälle, in denen die Überwindung der Hilfebedürftigkeit bzw. das Erreichen 
angemessener Unterkunfts- und/oder Heizkosten absehbar ist. Dies ist insbesondere der 
Fall, wenn 
 

o eine neue Unterkunft bereits verbindlich angemietet wurde und ein Umzugstermin 
bereits bekannt ist, 

o Hilfebedürftigkeit zukünftig überwunden wird (z. B. Arbeitsaufnahme mit bedarfsde-
ckendem Einkommen zu einem bestimmten Zeitpunkt),  

o ein zukünftiger Leistungsausschluss absehbar ist (z. B. Aufnahme eines Studiums, län-
gerer Auslandsaufenthalt o. ä.), sofern sich nicht die Gewährung von Leistungen nach 
dem SGB XII anschließt (dann grds. zur Kostensenkung aufzufordern, da sich das Kos-
tensenkungsverfahren beim Leistungswechsel fortsetzt bzw., der SGB XII Leistungsträ-
ger nach erfolgter Absenkung ebenfalls nur noch den bereits abgesenkten Betrag als 
Bedarf berücksichtigen muss69) 

o oder sich die Anzahl der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft in absehbarer Zeit er-
höht, sodass die Aufwendungen angemessen werden (z. B. Schwangerschaft). 
 

Als Prognosezeitraum für die Wirtschaftlichkeitsprüfung wird der Zeitraum bis zum Eintritt 
des maßgeblichen Ereignisses zu Grunde gelegt. 
 
 Wirtschaftlichkeitsprüfung ist geboten. 

 

 
 
69 Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 19. April 2018 – L 7 SO 3501/16 –, juris. 
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4.3.3.3.3. Berechnung der Wirtschaftlichkeit des Umzugs 
 
Die die angemessenen Kosten übersteigenden Kosten werden für den o. g. Prognosezeitraum 
hochgerechnet und den voraussichtlichen Kosten eines Wohnungswechsels gegenübergestellt. 
Zu den Kosten eines Wohnungswechsels gehören insbesondere Umzugskosten, Wohnungsbe-
schaffungskosten, zukünftige Betriebs- und Heizkosten sowie ggf. notwendige Erstausstattun-
gen. 
 
Ist der Wohnungswechsel im Prognosezeitraum unwirtschaftlich, so muss die Absenkung der 
Kosten gem. § 22 Abs. 1 S. 12 SGB II (zunächst) nicht gefordert werden. 
 
Beispiel 1 - vermittlungsfähiger Hilfebedürftiger (Fallgruppe 2): 
Ein grundsätzlich in Arbeit vermittelbarer eLb hat unangemessene KdU 

angemessene Miete 308,00 € 

tatsächliche Miete 338,00 € 

übersteigende Miete 30,00 € 

geschätzte Umzugskosten 
(Miete eines Fahrzeugs, Umzugshelfer) 

350,00 € 

  

Prüfung der Wirtschaftlichkeit  

18 Monate à 30,00 € 540,00 € 

Umzugskosten 350,00 € 

ersparte Unterkunftskosten 190,00 € 

 
In diesem Fall ergibt die Prüfung, dass die Kosten des Wohnungswechsels durch die ersparten 
Unterkunftskosten innerhalb eines angemessenen Zeitraums (18 Monate) abgedeckt werden. 
Eine Absenkung der KdU (ggf. auch durch Umzug) kann im Wege eines Kostensenkungsverfah-
rens gefordert werden. 
 
Beispiel 2 - Arbeitsaufnahme zu einem bestimmten Termin (Fallgruppe 3): 
 
Eine alleinerziehende Mutter mit unangemessenen KdU befindet sich noch 10 Monate in El-
ternzeit, bevor sie ihre Erwerbstätigkeit mit bedarfsdeckendem Einkommen wieder aufnimmt. 

angemessene Miete 500,00 € 

tatsächliche Miete 570,00 € 

übersteigende Miete 70,00 € 

geschätzte Umzugskosten  
(Umzugsunternehmen) 

900,00 € 

  

Prüfung der Wirtschaftlichkeit  

10 Monate à 70,00 € 700,00 € 

Umzugskosten 900,00 € 

ersparte Unterkunftskosten - 200,00 € 
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In diesem Fall sind die Umzugskosten höher als der Anteil der unangemessenen KdU im Prog-
nosezeitraum. Ein Umzug ist aus wirtschaftlichen Gründen (vorübergehend) nicht geboten.  
 

4.3.3.3.4. Änderungen in den tatsächlichen Verhältnissen während des Prognosezeitraums 
 
Änderungen in den tatsächlichen Verhältnissen während des Prognosezeitraums müssen be-
rücksichtigt werden. Solche Änderungen können insbesondere sein: 

• Verlängerung oder Verkürzung des Prognosezeitraums 

• Änderungen der Zusammensetzung der BG 
 
Tritt das für die Berechnung des Prognosezeitraums zu Grunde gelegte Ereignis (z. B. Arbeits-
aufnahme) später ein, als ursprünglich angenommen, wird für die Prognose der ursprünglich zu 
Grunde gelegte Zeitraum mitberücksichtigt. 
 

• Beispiel 1 – Elternzeit 
 

Die Leistungsbezieherin geht zum 01.05.2024 in Elternzeit (1,5 Jahre) und plant, die Er-
werbstätigkeit (bedarfsdeckendes Einkommen) nach der Elternzeit wieder aufzunehmen. 
Die Wirtschaftlichkeitsprüfung wird durchgeführt. Im April 2025 teilt sie mit, dass sie die 
Elternzeit auf drei Jahre verlängern wird. Für die erneute Prognoseentscheidung wird das 
erste Jahr Elternzeit mit eingerechnet, sodass für die Prognoseentscheidung die kompletten 
drei Jahre zu Grunde gelegt werden. 

 

• Beispiel 2 – Auszug aus der Bedarfsgemeinschaft 
 

Für eine vierköpfige BG beträgt der Anteil unangemessener KdU 9,00 € pro Monat. Der 
Prognosezeitraum umfasst 18 Monate. Nach 6 Monaten zieht ein Kind aus, der Anteil un-
angemessener KdU erhöht sich auf 91,00 €. Die Wirtschaftlichkeitsprüfung erfolgt anhand 
des angemessenen Zeitraums von 18 Monaten, davon 6 Monate unter Berücksichtigung 
von 9,00 € monatlich übersteigenden KdU, 12 Monate unter Berücksichtigung von 91,00 € 
monatlich übersteigenden KdU. 
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4.3.3.3.5. Schaubild: Wirtschaftlichkeitsprüfung nach § 22 Abs. 1 S. 4 SGB II 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4.3.4. Einleitung des Kostensenkungsverfahrens 
 

4.3.4.1. Kostensenkungsaufforderung (Informationsschreiben) 
 
Mit der Kostensenkungsaufforderung wird der Hilfebedürftige darüber in Kenntnis gesetzt, dass 
die Unterkunfts- oder Heizkosten unangemessen sind. Er wird zudem auf seine Obliegenheit 
hingewiesen, die unangemessenen Kosten innerhalb einer bestimmten Frist zu senken, da an-
derenfalls eine Kürzung der Leistungen für Unterkunft und/oder Heizung auf die angemessenen 
Beträge erfolgt. Eine Absenkung auf die angemessenen Beträge durch den Leistungsträger kann 
– von Umzügen ohne Zusicherung abgesehen – nur erfolgen, wenn der Hilfebedürftige positive 
Kenntnis von der Unangemessenheit der Unterkunfts- und/oder Heizkosten hat. 
 
Wichtig: Sollten sowohl die KdU als auch die Heizkosten unangemessen sein, ist auf die Unan-
gemessenheit sowohl der KdU als auch der Heizkosten mit der Kostensenkungsaufforderung 
hinzuweisen (entweder mit einer „gemeinsamen“ Senkungsaufforderung, besser mit zwei von-
einander getrennten Senkungsaufforderungen). 
 

nein 

ja 

ja 

Ziel: Erreichen angemessener KdU und/oder Heizkosten 

Prognose: nur durch Wohnungswechsel möglich 
 

Indizien: Unangemessener Anteil der KdU entfällt 
auf Kaltmiete, Wohnung ist nicht zur Unterver-

mietung geeignet. 

Prognose: Auf anderem Wege möglich, z. B. 
 

• Senkung Nebenkosten/Heizkosten 

• Nachverhandlung mit Vermieter 

• Untervermietung 

Wirtschaftlichkeitsprüfung (§ 22 Abs. 1 S. 12): 
 

Umzugskosten höher als Kostenanteil für unan-
gemessene KdU/H im Prognosezeitraum? 

Kostensenkungsverfahren sechs Monate vor Ab-
lauf des Prognosezeitraums einleiten 

Kostensenkungsverfahren sofort einleiten 

Umzug (vorübergehend) unwirtschaftlich 

Umzug wirtschaftlich 

Anwendungsbereich § 22 Abs. 1 S. 12 eröffnet? 
 

Hilfebedürftigkeit kann überwunden werden 
oder 

KdU/H werden voraussichtlich angemessen 

nein 
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Es ist zudem erforderlich, die für den Hilfebedürftigen geltenden Angemessenheitsgrenzen für 
die Kosten der Unterkunft und/oder Heizung konkret zu beziffern und diese dem Hilfebedürfti-
gen mit der Senkungsaufforderung mitzuteilen.70 Anderenfalls wird der Hilfebedürftige nicht in 
die Lage versetzt, sein Verhalten entsprechend auszurichten. Die Kostensenkungsaufforderung 
hat also Warn- und Hinweisfunktion.71 

  
Mit der Kostensenkungsaufforderung selbst wird keine verbindliche Rechtsfolge i. S. d. § 31 SGB 
X herbeigeführt (keine Regelungswirkung). Es handelt sich bei dem Aufforderungsschreiben 
also nicht um einen Verwaltungsakt.72 Ein gegen die Kostensenkungsaufforderung eingelegter 
Rechtsbehelf (Widerspruch) ist deswegen nicht nur unzulässig, sondern entfaltet insbesondere 
auch keine aufschiebende Wirkung. 
 
Die Kostensenkungsaufforderung selbst wird in § 22 Abs. 1 SGB II nicht ausdrücklich erwähnt. 
Dass eine Kostensenkungsaufforderung vor Absenkung auf die angemessenen Beträge in der 
Regel erforderlich ist, ergibt sich im Umkehrschluss aus der Fristenregelung des § 22 Abs. 1 S. 9 
SGB II und dem Umstand, dass der Hilfebedürftige ohne Senkungsaufforderung in der Regel 
keine Kenntnis von der Unangemessenheit seiner Unterkunftskosten hat und somit nicht in die 
Lage versetzt wird, entsprechende Senkungsbemühungen umzusetzen.73 Eine Kostensenkungs-
aufforderung ist bei Umzügen ohne Zusicherung nicht erforderlich – die Unterkunfts- und Heiz-
kosten werden ab dem Zeitpunkt des Umzugs begrenzt (vgl. Ziffer 4.2.). 
 

4.3.4.2. Frist für die Umsetzung von Kostensenkungsbemühungen (§ 22 Abs. 1 S. 9 SGB II) 
 
Gem. § 22 Abs. 1 S. 9 SGB II sind unangemessene Kosten für Unterkunft und/oder Heizung vor 
der Absenkung auf angemessene Beträge in der Regel, jedoch längstens für sechs Monate zu 
übernehmen. 
 
Die Sechsmonatsfrist stellt eine Regelfrist dar. Eine Verkürzung der Frist ist möglich, wenn ent-
sprechende Sachgründe vorliegen. Die Verkürzung der Regelfrist ist allerdings auf begründete 
Ausnahmefälle zu beschränken. 
 

• Eine Fristverkürzung kommt z. B. in Betracht, wenn der Hilfebedürftige Eigenbemühungen 
zur Kostensenkung unmissverständlich ablehnt oder zumutbare sowie mögliche Mittel zur 
Kostensenkung offenkundig bereits vor Ablauf der Regelfrist realisierbar sind und der Hilfe-
bedürftige ohne oder aus nicht nachvollziehbaren Gründe(n) hiervon keinen Gebrauch 
macht. 

 

• Von der Verkürzung der Frist ist in der Regel abzusehen, wenn ein Umzug zur Kostensen-
kung erforderlich ist. Gleiches gilt insbesondere auch dann, wenn der Verkürzung persönli-
che Lebensumstände des Hilfebedürftigen entgegenstehen (z. B. Erwerbstätigkeit in nicht 
unerheblichem Umfang oder Betreuung von Kindern/Angehörigen). 

 
4.3.4.3. Übereinstimmung von Kostensenkungsfrist und Bewilligungszeitraum 

 
Der Ablauf einer Kostensenkungsfrist stellt keine Änderung in den tatsächlichen Verhältnissen 
dar, die zur Änderung der Leistungshöhe berechtigen könnte (§ 48 SGB X). Daher müssen die 

 
 
70 vgl. BSG v. 01.06.2010 – B 4 AS 78/09 R 
71 vgl. zum Ganzen BSG v. 07.11.2006 – B 7 b AS 10/06 R sowie BSG v. 19.03.2008 – B 11 b AS 41/06 R 
72 vgl. BSG v. 07.11.2006 – B 7b AS 10/06 R, BSG v.15.06.2016 – B 4 AS 36/15 R 
73 vgl. auch BSG v. 27.02.2008 – B 14/7b AS 70/06 R und BSG v. 17.12.2009 – B 4 AS 19/09 R 
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Bewilligungszeiträume – soweit möglich – zeitgleich oder zumindest möglichst zeitnah zum Ab-
lauf der Kostensenkungsfrist ablaufen. Die Kostensenkungsentscheidung wird dann mit dem 
Folgebewilligungszeitraum umgesetzt. 
(Zum Kostensenkungsverfahren bei unangemessenen Heizkosten und zum Thema rückwir-
kende und vorläufige Bewilligungen siehe Ziff. 5.2.2.2. ff.)  
 
Im Idealfall entspricht der Beginn des Bewilligungszeitraums dem Zeitpunkt, zu dem zur Kosten-
senkung aufgefordert wird. Die Kostensenkungsfrist läuft in diesen Fällen unproblematisch ge-
meinsam mit dem Bewilligungszeitraum ab (Verkürzung des Bewilligungszeitraums bei unange-
messenen Unterkunfts- bzw. Heizkostenaufwendungen nach § 41 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 SGB II auf 
sechs Monate). 
 
Kommt es in laufenden Bewilligungszeiträumen zu Änderungen in den tatsächlichen Verhältnis-
sen (Bsp.: Mieterhöhung, Nachzahlungen aufgrund Nebenkostenabrechnungen), die die Einlei-
tung eines Kostensenkungsverfahren erforderlich machen und beträgt die Restlaufzeit des BWZ 
unter sechs Monaten, kann der Folgebewilligungszeitraum auf die Restlaufzeit des Kostensen-
kungsverfahrens abgestimmt werden. 
Sowohl vom Regelfall nach § 41 Abs. 3 Satz 1 SGB II (BWZ = 12 Monate), als auch von den Aus-
nahmefällen des § 41 Abs. 3 Satz 2 SGB II (BWZ = 6 Monate) – kann die Behörde nämlich in 
atypischen Fällen abweichen. Möglich ist sowohl eine Verkürzung als auch eine Verlängerung, 
und zwar auch eine Verkürzung auf weniger als die in § 41 Abs. 3 Satz 2 SGB II vorgesehenen 
sechs Monate.74 
Ein derartige atypischer Fall liegt etwa vor, wenn bereits zum Zeitpunkt der Bewilligung erkenn-
bar ist, dass die Hilfebedürftigkeit vor Ablauf von zwölf Monaten entfallen wird oder sich deren 
Umfang jedenfalls während der zwölf Monate erheblich verändert. In diesen Fällen steht dem 
Leistungsträger Ermessen zu, dass er sachgerecht ausüben kann, indem er die Leistungen für 
einen kürzeren Zeitraum bewilligt.75 
Die Gründe für die Verkürzung des BWZ sind im Bescheid zu erläutern. 
 
Beispiel:  
Der eLb teilt am 10.09.2024 mit, dass sich seine Kaltmiete zum 01.10.2024 um 50,00 € erhöht. 
Nach Prüfung der Angemessenheitsgrenzen wird festgestellt, dass die bewohnte Unterkunft 
aufgrund der Mieterhöhung ungemessen wird. Mit Umsetzung der Mieterhöhung wird gleich-
zeitig das Kostensenkungsverfahren zum 01.10.2024 eingeleitet. 
Der BWZ des eLb läuft zu diesem Zeitpunkt noch bis zum 31.12.2024. 
Der Folgebewilligungszeitraum ab dem 01.01.2025 wird auf 3 Monate, bis zum 31.03.2025 be-
grenzt. Der Ablauf des Kostensenkungsverfahrens und der Ablauf der (Folge-)Bewilligungszeit-
raums stimmen sodann wieder überein. Die Kostensenkung kann sodann mit dem Folgebewil-
ligungsbescheid ab dem 01.04.2025 umgesetzt werden.   
 

4.3.5. Durchführung des Kostensenkungsverfahrens: Möglichkeit und Zumutbarkeit von Eigenbe-
mühungen zur Kostensenkung (§ 22 Abs. 1 S. 9 SGB II) 
 

4.3.5.1. Grundsätze 
 
Innerhalb des Kostensenkungsverfahrens ist zu prüfen, ob es dem Hilfebedürftigen möglich und 
zumutbar ist, die Kosten für Unterkunft und/oder Heizung auf die angemessenen Beträge durch 

 
 
74 vgl. Burkiczak in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5. Aufl., § 41 (Stand: 16.09.2024), Rn. 49. 
75 vgl. Burkiczak in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5. Aufl., § 41 (Stand: 16.09.2024), Rn. 54. 
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Eigenbemühungen abzusenken. 
 
Zu den Eigenbemühungen gehören der Wohnungswechsel, die Untervermietung oder die Sen-
kung der KdU/H „auf andere Weise“ (z. B. Senkung der Betriebskosten (Verhandlung mit Ver-
mieter) oder auch verbrauchsgünstiges Heizverhalten), vgl. § 22 Abs. 1 S. 9 SGB II. 
 
Ist es dem Hilfebedürftigen nicht möglich oder nicht zumutbar, die Kosten der Unterkunft 
und/oder Heizung auf die angemessenen Beträge zu senken, werden die Kosten auch über den 
Ablauf der Kostensenkungsfrist (i. d. R. sechs Monate, s. o.) hinaus in tatsächlicher Höhe über-
nommen.  
 
Die ggf. dauerhafte Übernahme der tatsächlichen (unangemessenen) Kosten bleibt jedoch der 
begründungspflichtige Ausnahmefall.76 Die Voraussetzungen von Unmöglichkeit und/oder Un-
zumutbarkeit von Kostensenkungsbemühungen sind also eng auszulegen und die Obliegenheit 
der Kostensenkung bleibt grds. auch bei Unmöglichkeit oder subjektiver Unzumutbarkeit von 
Kostensenkungsverfahren bestehen. 
 
Für die Beurteilung der Unmöglichkeit und Unzumutbarkeit von Eigenbemühungen zur Kosten-
senkung sind alle maßgeblichen Umstände des Einzelfalls zu berücksichtigen. Die Unmöglichkeit 
oder Unzumutbarkeit von Eigenbemühungen zur Kostensenkung können durch objektive oder 
subjektive Umstände begründet sein, sodass sowohl bereits bekannte (aktenkundige) Tatsa-
chen als auch die vom Betroffenen vorgetragenen Gründe bei der Entscheidung zu berücksich-
tigen sind. 
 
Die Beweislast liegt grds. auf Seiten des Hilfebedürftigen. Soweit Umstände bekannt sind, die 
die Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der Kostensenkungsbemühungen begründen können, 
sind diese von Amts wegen zu berücksichtigen. 
 

4.3.5.2. Möglichkeit der Eigenbemühungen zur Kostensenkung 
 
§ 22 Abs. 1 S. 9 SGB II benennt drei Alternativen möglicher Kostensenkungsbemühungen, na-
mentlich die Kostensenkung durch Wohnungswechsel, Untervermietung oder „auf andere 
Weise“.  
 
Die Absenkung der Kosten auf die angemessenen Beträge durch den Leistungsträger ist dann 
ausgeschlossen, wenn dem Betroffenen Absenkung der Kosten durch Eigenbemühungen un-
möglich ist. Sind Eigenbemühungen grds. möglich, ist weiterhin die Zumutbarkeit von Eigenbe-
mühungen zu prüfen (s. u. Ziff. 4.3.5.3.). 
 

4.3.5.2.1. Möglichkeit zur Kostensenkung durch Wohnungswechsel 
 
Die Obliegenheit zur Kostensenkung durch Wohnungswechsel besteht nur innerhalb des örtli-
chen Wohnungsmarktes. 
 
Bei der Erbringung von Leistungen für Unterkunft und/oder Heizung ist davon auszugehen, dass  
die Aufwendungen für eine an sich unangemessene Unterkunft immer dann als konkret ange-
messen anzusehen sind, wenn keine kostengünstigere Unterkunftsalternative besteht.77 

 
 
76 vgl. u. a. BSG v. 19.02.2009 – B 4 AS 30/08 R 
77 BSG v. 07.11.2006 – B 7 b AS 18/06 R 
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Ebenfalls grundsätzlich anzunehmen ist, dass angemessener Wohnraum angemietet werden 
kann, wenn die Bestimmung der Angemessenheitsgrenzen nach einem schlüssigen Konzept er-
folgt. 
  
Vor diesem Hintergrund kommt die Unmöglichkeit der Kostensenkung durch Wohnungswech-
sel nur im Ausnahmefall in Betracht. Ein solcher Ausnahmefall kann z. B. bei sehr großen Be-
darfsgemeinschaften oder größeren Bedarfsgemeinschaften mit spezifischen Anforderungen 
an den Wohnraum (z. B. Erforderlichkeit einer behindertengerechten Wohnung) vorliegen, so-
fern innerhalb des örtlichen Wohnungsmarktes keine angemessene Unterkunft konkret ange-
mietet werden kann. 
 
Liegt ein solcher Ausnahmefall vor, besteht die Besonderheit darin, dass den Betroffenen keine 
weiteren Kostensenkungsobliegenheiten (Kostensenkung durch Untervermietung oder auf an-
dere Weise) betreffen, da die aktuell bewohnte Unterkunft – ungeachtet weiterer Möglichkei-
ten zur Kostensenkung – als angemessen gilt. 
 

4.3.5.2.2. Möglichkeit zur Kostensenkung durch Untervermietung 
 
Die Kostensenkung durch Untervermietung ist nur dann möglich, wenn die Zulässigkeit einer 
Untervermietung rechtswirksam im Mietvertrag vereinbart ist oder der Vermieter der Unter-
vermietung zustimmt. 
 
Einnahmen, die durch Untervermietung von Teilen der angemieteten Unterkunft erzielt wer-
den, reduzieren die Aufwendungen für diese Unterkunft und damit die tatsächlichen Unter-
kunftskosten.78 
Dies gilt auch, wenn bereits nur noch der ursprüngliche oder angemessene Unterkunftsbetrag 
als Bedarf anerkannt wird.  
 
Ist eine Untervermietung nicht möglich, besteht nach wie vor die Obliegenheit des Betroffenen 
zur Kostensenkung „auf andere Weise“. 
 

4.3.5.2.3. Möglichkeit zur Kostensenkung „auf andere Weise“ 
 
Die Möglichkeit zur Kostensenkung auf andere Weise bestimmt sich an den Voraussetzungen 
im Einzelfall. Denkbar ist unter anderem die Kündigung von Nebenräumen, Stellplätzen oder 
Garagen, aber auch Nachverhandlungen mit dem Vermieter über die Höhe der Kaltmiete und 
ggf. zu hoher Abschlagszahlungen. 
 
Kostensenkungsverfahren für Heizkosten: In Einzelfällen beruhen besonders hohe Heizkosten 
darauf, dass der Betroffene einen sehr teuren Versorgungsvertrag abgeschlossen hat, sich der 
Tarifpreis sehr deutlich erhöht hat oder über einen Ersatzversorgungs-Tarif beliefert wird. Ist es 
dem Betroffenen nicht möglich, diesen Vertrag zeitnah zu beenden oder findet der Betroffene 
keinen Energieversorger, der die Belieferung zu einem bezahlbaren Preis übernehmen wird, 
kann die Kostensenkung „auf andere Weise“ unmöglich sein. Vorauszusetzen ist allerdings, dass 
die besonders hohen Energiekosten nicht auf einem unangemessenen Verbrauchsverhalten be-
ruhen. 
Ist eine Kostensenkung „auf andere Weise“ nicht möglich, besteht nach wie vor die Obliegen-
heit des Betroffenen zur Kostensenkung durch Untervermietung. 

 
 
78 BSG, Urteil vom 6. August 2014 – B 4 AS 37/13 R –, Rn. 32, juris 
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4.3.5.2.4. Schaubild: Möglichkeit der Eigenbemühungen zur Kostensenkung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4.3.5.3. Zumutbarkeit von Eigenbemühungen zur Kostensenkung 
 
Die möglichen Eigenbemühungen (Wohnungswechsel, Untervermietung oder Kostenreduzie-
rung „auf andere Weise“) müssen auch zumutbar sein. Maßgeblich für die Beurteilung der Zu-
mutbarkeit sind alle Umstände des Einzelfalls.  
 

4.3.5.3.1. Zumutbarkeit eines Wohnungswechsels 
 
Grundsätzlich zumutbar ist der Umzug innerhalb des örtlichen Wohnungsmarktes, sofern nicht 
besondere (Lebens-)Umstände vorliegen, die sogar einem Umzug innerhalb des örtlichen Woh-
nungsmarktes entgegenstehen. 
 
Die Unzumutbarkeit des Wohnungswechsels oder die Begrenzung auf einen kleineren Nahbe-
reich als den örtlichen Wohnungsmarkt kann sich aus grundrechtsrelevanten Sachverhalten, für 
Härtefälle sowie auf Grund zu erwartender Schwierigkeiten bei der Umstellung auf ein anderes 
soziales Umfeld und Wohnumfeld ergeben; letztere dürften bei Kindern häufiger als bei Erwach-
senen ausschlaggebend für die Beurteilung der Zumutbarkeit sein. 
 
Im Rahmen der Ermessensentscheidung können u. a. folgende Sachverhaltskonstellationen re-
levant sein (keine abschließende Aufzählung): 
 

• Verbleib im sozialen Umfeld79 
 

Ein Umzug ist in der Regel nicht zumutbar, wenn dieser mit der Aufgabe des sozialen Um-
felds verbunden wäre.  
Ein Recht auf Verbleib in der aktuellen Unterkunft oder am aktuellen Wohnort lässt sich 
unter Verweis auf das soziale Umfeld jedoch in der Regel nicht ableiten, da nach der Recht-
sprechung solche Anfahrtswege zur Wahrnehmung sozialer Kontakte hinzunehmen sind, 
wie sie auch üblicherweise von Erwerbstätigen zur Ausübung ihrer Beschäftigung erwartet 
werden können (Pendelbereich). 

 
 
79 vgl. insbes. BSG v. 19.02.2009 – B 4 AS 30/08 R 

nein 

nein (Ausnahmefall!) 

ja 

ja 

Möglichkeit der Kostensenkung (§ 22 Abs. 1 S. 9 SGB II) 

Kostensenkung durch Wohnungswechsel möglich? 

Kostensenkung durch Untervermietung 
oder „auf andere Weise“ möglich? 

 

(beide Alternativen sind zu prüfen) 

Kostensenkung ist durch Eigenbemühungen möglich.  
 

Zu prüfen ist weiterhin die Zumutbarkeit von Eigenbe-
mühungen zur Kostensenkung. 

Kostensenkung ist durch Eigen-
bemühungen unmöglich. Das 

Kostensenkungsverfahren wird 
ohne Absenkung beendet. 
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Daraus folgt, dass die Obliegenheit zur Kostensenkung in der Regel dann zumutbar ist, wenn 
innerhalb des örtlichen Wohnungsmarktes Unterkünfte konkret anmietbar sind. Unter die-
sen Voraussetzungen kann die Unzumutbarkeit unter Verweis auf den Verlust des sozialen 
Umfelds nur im gut begründeten Ausnahmefall angenommen werden. 

 

• Erkrankungen und/oder Behinderungen 
 

Für die Entscheidung über die Zumutbarkeit eines Umzugs ist bei Erkrankungen und/oder 
Behinderungen zu berücksichtigen, ob ein Verbleib in der bisherigen Wohnung oder zumin-
dest im bisherigen Wohnumfeld (Wohnort oder Stadtteil) angezeigt ist. 

 
Dies kann der Fall sein, wenn der Betroffene auf bestimmte Versorgungseinrichtungen (z. 
B. Facharzt oder Betreuungspersonen), oder regelmäßige Untersuchungen und/oder Heil-
behandlungsmaßnahmen angewiesen ist und die Erreichbarkeit durch einen Wohnungs-
wechsel erheblich erschwert wird. Gleiches gilt im Hinblick auf erforderliche Unterstützung 
durch das soziale Nahfeld und Einrichtungen zur Teilhabe für behinderte Menschen. 

 
Der Kreis, innerhalb dem ein Umzug als zumutbar anzusehen ist, ist dabei umso enger zu 
ziehen, je stärker die Mobilität durch die Erkrankung und/oder Behinderung eingeschränkt 
ist. Zu berücksichtigen ist dabei nicht nur die einfache Entfernung, sondern auch die Erreich-
barkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln, sofern der Betroffene auf die Nutzung des öffent-
lichen Nahverkehrs angewiesen ist. 

 
Ebenso kann die Unzumutbarkeit eines Wohnungswechsels vorliegen, wenn durch die Er-
krankung und/oder Behinderung ein erhöhter Raumbedarf konkret begründet wird. 

 
Siehe ferner noch unten die Erläuterungen zu den atypischen Umzugsbelastungen. 

 

• Pflege von nahen Angehörigen 
 

Ein Umzug dürfte regelmäßig unzumutbar sein, wenn der Leistungsberechtigte hierdurch 
die Pflege eines nahen Angehörigen aufgeben müsste.  

 
Wird die Pflege durch den Umzug nicht per se unmöglich, sind Erschwernisse bei der Er-
reichbarkeit der zu pflegenden Person sind im angemessenen Rahmen zumutbar. Die Beur-
teilung noch zumutbarer Erschwernisse bei der Erreichbar hängt (auch) vom Umfang und 
der Häufigkeit der erforderlichen Pflegemaßnahmen ab. 

 

• Atypische Belastungen durch einen Umzug 
 

Die mit dem Umzug unter normalen Umständen verbundenen Belastungen machen einen 
Umzug nicht unzumutbar.80 

 
Lediglich in Ausnahmefällen liegen ggf. persönliche Umstände vor, auf Grund derer beson-
dere, den Umzug unzumutbar machende Belastungssituationen entstehen können. 

 
Umstände, die eine atypische Belastung nach sich ziehen können, sind z. B. 
 

o Aktuelle schwere/akute, körperliche Erkrankungen 
o Siechtum und/oder Gebrechlichkeit 

 
 
80 vgl. BSG v. 19.02.2009 – B 4 AS 30/80 R 
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o Schwere psychische Erkrankung und Suizidgefahr bei Verlust des gewohnten Umfelds 
o Sonstige, nicht unerhebliche körperliche/geistige Einschränkungen oder Erkrankungen, 

wenn die Beendigung des Leistungsbezugs in näherer Zukunft absehbar ist 
 

Für die Beurteilung der Zumutbarkeit des Umzugs bei gesundheitlichen Einschränkungen 
ist die Glaubhaftmachung gesundheitsbedingter Umzugshindernisse durch ein ärztliches 
Attest erforderlich. 
Bei psychischen Erkrankungen kann ein ausführliches Attest eines Facharztes (Psychiater) 
mit nachvollziehbarer Schilderung des Krankheitsverlaufes und Folgen bei einem Umzug 
akzeptiert werden. In allen anderen Fällen, vor allem bei einfachen Kurzattesten eines All-
gemeinmediziners, ist die Diagnose durch eine amtsärztliche Begutachtung abzusichern.  
Bei den fachärztlichen und auch amtsärztlichen Attesten muss vor allem der Zusammen-
hang zwischen der Erkrankung und der Unzumutbarkeit eines Umzugs deutlich werden.  
 
Zu beurteilen ist bei körperlichen Erkrankungen ferner, ob die Gewährung von Umzugshel-
fern im Einzelfall einen Umzug als zumutbar erscheinen lassen. 

 

• Minderjährige Kinder (Schulwechsel) 
 

Die Unzumutbarkeit des Umzugs der Bedarfsgemeinschaft folgt nicht bereits daraus, dass 
mit dem Umzug ein Schulwechsel verbunden ist. Minderjährige Kinder sollen aber mög-
lichst nicht durch den Wohnungswechsel zum Schulwechsel gezwungen werden.81 Dement-
sprechend ist ein Umzug regelmäßig zumutbar, wenn der Besuch der bisherigen Schule wei-
terhin rechtlich möglich ist und die Schule tatsächlich auch erreichbar bleibt. Anfahrtswege 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln sind in der Regel in angemessenem Umfang hinzunehmen. 
 
Änderungen des sozialen Umfelds sind je nach Fallgestaltung im Einzelfall hinreichend zu 
würdigen. 

 

• Alleinerziehende Erwerbstätige 
 

Zu berücksichtigen ist, ob alleinerziehende Erwerbstätige zur Betreuung ihrer Kinder auf 
besondere Infrastruktur angewiesen sind, die bei einem Wohnungswechsel in entferntere 
Orte oder Stadtteile ggf. verloren ginge und im neuen Wohnumfeld nicht ersetzt werden 
könnte (z. B. Kinderbetreuung durch Angehörige, Kindertagesstätte). 
Vgl. zudem die Ausführungen zur Betroffenheit minderjähriger Kinder (s. o.). 

 

• Ausübung einer Erwerbstätigkeit 
 

Ein Wohnungswechsel ist nur dann als Eigenbemühung zur Kostensenkung zumutbar, wenn 
hierdurch die Aufnahme oder Ausübung einer Erwerbstätigkeit nicht unangemessen er-
schwert oder verhindert wird. 

 

• Todesfall in der Bedarfsgemeinschaft: Eine Absenkung ist für mindestens zwölf Monate 
nach dem Sterbemonat nicht zumutbar (§ 22 Abs. 1 S. 11 SGB II). Die Vorschrift eröffnet 
Ermessensspielraum („mindestens“). Entsprechend der bisherigen Vorgaben soll weiterhin 
ein Zeitraum von 18 Monaten zu Grunde gelegt werden. 
 
 

 
 
81 vgl. BSG v. 19.02.2009 – B 4 AS 30/80 R 
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4.3.5.3.2. Zumutbarkeit einer Untervermietung 
 
Ob eine Untervermietung einer selbst bewohnten Wohnung oder Immobilie zumutbar ist, rich-
tet sich insbesondere nach der Größe, aber auch dem Zuschnitt der Unterkunft. Soweit keine 
besonderen Umstände hinzutreten, soll die Untervermietung auch dann nicht grundsätzlich un-
zumutbar sein, wenn Küche, Bad und Toilette gemeinsam genutzt werden müssten.82 
 
Die Vermietung von nicht selbst genutztem Wohneigentum ist zur Senkung unangemessener 
KdU bereits deswegen nicht geeignet, da solche Vermietungen nicht den eigenen Unterkunfts-
bedarf verringern und die Mieteinnahmen nicht bedarfsmindernd auf die KdU/H, sondern als 
Einkommen i. S. v. § 11 SGB II angerechnet werden. 
 
Im Übrigen sind die Besonderheiten des Einzelfalls hinreichend zu würdigen. 
 

4.3.5.3.3. Zumutbarkeit der Kostensenkung „auf andere Weise“ 
 
Die grds. möglichen Eigenbemühungen zur Senkung „auf andere Weise“ (s. o. Ziff. 4.3.5.2.3.) 
dürften im absoluten Regelfall auch zumutbar sein. Erforderlich ist eine Abwägung im Einzelfall. 
 

4.3.6. Nachweis von Eigenbemühungen zur Kostensenkung und Wohnungsmarktmonitoring  
 
Unangemessenen Unterkunftskosten sind zunächst in tatsächlicher Höhe zu übernehmen, um 
der leistungsberechtigten Person die Möglichkeit zu geben, sich um eine Senkung der Unter-
kunftskosten zu bemühen, ohne gleichzeitig Mietschulden aufzubauen. In diesem Zeitraum be-
steht für den Leistungsberechtigten eine Beweispflicht dafür, dass er sich um eine Kostensen-
kung bemüht oder ihm diese nicht möglich oder nicht zumutbar ist.  
 
Werden Nachweise der Kostensenkungsbemühungen nicht erbracht, sind die Unterkunftskos-
ten auf den angemessenen Höchstbetrag zu kürzen. Erklärt der Leistungsberechtigte von vorn-
herein, dass er seine Unterkunftskosten nicht senken möchte, sind ebenfalls nur die angemes-
senen Unterkunftskosten zu gewähren. 
 
Die 6-Monatsfrist stellt eine grundsätzliche Höchstgrenze dar. Nur in Einzelfällen und bei ent-
sprechenden Nachweisen ist die Überschreitung dieser Obergrenze möglich.  
 
Als Nachweis der Bemühungen ist die bloße Sammlung von Zeitungsinseraten nicht ausrei-
chend. Soweit andere Nachweise nicht erbracht werden können, ist eine Dokumentation der 
Bemühungen mit Name, Adresse und Telefon des Vermieters sowie Datum und Ergebnis der 
Nachfrage auf das Inserat zu fordern. 
 
Zur Überprüfung, ob in dem Zeitraum des Kostensenkungsverfahrens tatsächlich alle Möglich-
keiten zum Auffinden einer alternativen Kostengünstigeren (angemessenen) Wohnung ausge-
schöpft wurden und zur Kontrolle, welche Wohnungsangebote für den relevanten Zeitraum zur 
Verfügung standen, kann ab dem 01.04.2025 seitens der Leistungssachbearbeitung eine Woh-
nungsinseratsauswertung über ein Webtool beauftragt werden. Details hierzu regelt eine In-
terne Weisung.  
 

 
 
82 vgl. LSG Hessen v. 05.10.2006 – L 7 AS 126/06 
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Werden die Unterkunftskosten auf den angemessenen Höchstbetrag festgesetzt und senkt die 
leistungsberechtigte Person die tatsächlichen Kosten nicht, ist nach Auffassung des Bundes-
rechnungshofes (Prüfbericht vom 24.01.2007) ggf. zu prüfen, wie die fehlenden Unterkunfts-
kosten ausgeglichen werden (Aktenvermerk). Sofern Mietschulden nicht aufgebaut werden und 
sonst keine Kapazitäten (Schonvermögen, Einkommensfreibeträge etc.) vorhanden sind, ist der 
Vermutung, dass Einkommen oder Vermögen verschwiegen worden ist, gezielt nachzugehen 
und die leistungsberechtigte Person ist diesbezüglich anzuhören. 
 

4.3.7. Anpassung von laufenden Kostensenkungsverfahren 
 
Wie bereits unter Ziffer 4.3.4.1. dargestellt, wird der Betroffene durch die Kostensenkungsauf-
forderung in die Lage versetzt, sein Verhalten auf die in Aussicht gestellte Änderung der Leis-
tungshöhe auszurichten und/oder Bemühungen zur Verringerung der unangemessenen Kosten 
anzustellen. 
 
Ändern sich die für den Betroffenen geltenden Angemessenheitsgrenzen oder ergibt sich eine 
Änderung in den persönlichen Verhältnissen (z. B. Geburt eines Kindes), ist eine Überprüfung 
des bereits eingeleiteten Kostensenkungsverfahrens erforderlich. Hierzu ist zunächst festzustel-
len, ob die tatsächlichen Aufwendungen nach wie vor unangemessen sind.  
 

• Soweit die tatsächlichen Aufwendungen angemessen werden, ist das laufende Kostensen-
kungsverfahren einzustellen. 
 

• Sind die tatsächlichen Aufwendungen nach wie vor unangemessen, muss der Betroffene 
über die nunmehr für ihn geltenden Angemessenheitsgrenzen unterrichtet werden (Anpas-
sung der Kostensenkungsaufforderung). 

 
Jede Anpassung eines laufenden Kostensenkungsverfahrens hat dabei zur Folge, dass die 
Kostensenkungsfrist neu zu laufen beginnt.83 Neben der Mitteilung des jetzt als angemes-
sen anzusehenden Betrags ist der Betroffene also auf die neue Kostensenkungsfrist (in der 
Regel erneut sechs Monate, vgl. § 22 Abs. 1 S. 9 SGB II) hinzuweisen. 

 
4.3.8. Rechtsfolge: Übernahme der angemessenen Aufwendungen nach Absenkung 

 
Nach Umzügen ohne Zusicherung oder nach der aus Sicht des Leistungsbeziehers erfolglosen  
Durchführung eines Kostensenkungsverfahrens werden nur noch die angemessenen Aufwen-
dungen übernommen. 
 
Nach der Absenkung stellen die abstrakten Angemessenheitsgrenzen aus der Sicht des Leis-
tungsbeziehers individuelle Obergrenzen dar, bis zu deren Erreichen die Leistungen nach dem 
SGB II erbracht werden. Eine vorübergehende Unterschreitung der Angemessenheitsgrenze 
führt also nicht dazu, dass die Begrenzung auf den angemessenen Betrag aufgehoben wird. Die 
Begrenzung auf die angemessenen Beträge endet nur durch die (vorübergehende) Überwin-
dung der Hilfebedürftigkeit aus eigener Kraft für einen Monat (z. B. durch die Erzielung von 
bedarfsdeckendem Einkommen). Es gelten also – um Wertungswidersprüche zu vermeiden – 
dieselben Grundsätze wie bei einer Begrenzung auf den bisherigen Bedarf (vgl. Ziffer 7.2.1.5.). 
 

 
 
83 Vgl. LSG Rheinland-Pfalz v. 21.04.2009 – L 3 AS 80/07, LSG Baden-Württemberg v. 05.10.2011 – L 12 AS 
3830/11 ER-B 
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Beispiel: Die Unterkunfts- und Heizkosten wurden für A jeweils auf die angemessenen Be-
träge abgesenkt. Nach einigen Monaten werden die Angemessenheitsgrenzen für KdU und 
HK erhöht. Vorübergehend können für A monatlich die tatsächlichen Aufwendungen über-
nommen werden. Werden die Aufwendungen für A wieder unangemessen, lebt die Begren-
zung auf die angemessenen Beträge wieder auf. Für A werden also (erneut) nur die ange-
messenen Aufwendungen übernommen. 

  
5. Heizkosten 

 
5.1. Angemessenheitsgrenzen: Datengrundlage 

 
Laut Rechtsauffassung des BSG84 soll zur Ermittlung der abstrakt angemessenen Heizkosten der 
Bundesweite Heizkostenspiegel herangezogen werden. 
 
Datengrundlage für das Jahr 2026 ist der Bundesweite Heizkostenspiegel für das Jahr 2025. 
Die dem Heizkostenspiegel zu entnehmenden Werte für Fernwärme sind in Abgleich mit den 
tatsächlichen Preisen im Landkreis Göttingen jedoch untersetzt. Die abstrakt angemessenen 
Heizkosten wurden daher anhand der tatsächlichen Preisangaben ermittelt.   
 
Folgende Heizkosten werden ab dem 01.01.2026 pro m² Wohnfläche und Jahr als angemessen 
angesehen: 

Gebäudefläche Heizenergieträger Abstrakte Angemessenheitsgrenze pro m² 

und Jahr 

80 – 150 m² 

Erdgas 23,21 € 

Heizöl 26,11 € 

Fernwärme 34,11 € 

Wärmepumpe 21,11 € 

150,185 – 250 m² 

Erdgas 21,01 € 

Heizöl 21,81 € 

Fernwärme 31,04 € 

Wärmepumpe 19,81 € 

250,1 – 500 m² 

Erdgas 22,31 € 

Heizöl 22,01 € 

Fernwärme 35,78 € 

Wärmepumpe 19,71 € 

> 500 m² 
Erdgas 21,51 € 

Heizöl 22,21 € 

 
 
84 Urt. v. 02.07.2009 - Az: B 14 AS 36/08 R 
85 Zur Klarstellung und zur rechnerischen Handhabbarkeit wurde die Nachkommastellung hinzugefügt.  
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Fernwärme 27,56 € 

Wärmepumpe --- 86 

 
Die neuen Angemessenheitsgrenzen (Heizkosten) werden in der KdU-Berechnungshilfe bei der 
Berechnung ab dem 01.01.2026 berücksichtigt (Datum „Berechnung ab:“). Zu beachten ist, dass 
sich mit dem Bundesweiten Heizkostenspiegel für das Jahr 2025 die Bezugsgröße „Gebäudeflä-
che“ im Vergleich zu den vorherigen Heizspiegeln geändert hat. Die geänderten Werte sind 
ebenso in der KdU-Berechnungshilfe berücksichtig. Auswirkungen hat diese Änderung auch auf 
die Dynamisierungswerte.   
 
Wird der ermittelte Grenzwert überschritten, kann grundsätzlich vom Vorliegen unangemesse-
ner Heizkosten ausgegangen werden. In diesem Fall unterliegt die Frage, ob unwirtschaftliches 
Heizverhalten vorliegt, nicht mehr der Beweislast des Leistungsträgers. 
 
Die dazugehörigen Dynamisierungswerte der Heizkosten ab dem 01.01.2026: 
 
Aufgrund der Änderung der Bezugsgröße „Gebäudefläche“ im Heizkostenspiegel für das Jahr 
2025 ist bei Dynamisierungen besonders auf die tatsächliche Gebäudefläche zu achten. 
 

Gebäudefläche 
(alte + neue 

Werte) 

Heizenergie-
träger 

bisherige 
Angemes-
senheits-
grenze 

aktuelle 
Angemes-
senheits-
grenze 

Differenz 
in % 

Dynamisie-
rungsfaktor 

80 - 150 m² Erdgas 31,91 € 23,21 € -27,2642% 0,7274 

Heizöl 26,11 € 26,11 € 0,0000% 1,0000 

Fernwärme 34,25 € 34,11 € -0,4088% 0,9959 

Wärmepumpe 29,91 € 21,11 € -29,4216% 0,7058 

150,1 - 250 m² Erdgas 31,91 € 21,01 € -34,1586% 0,6584 

Heizöl 26,11 € 21,81 € -16,4688% 0,8353 

Fernwärme 34,25 € 31,04 € -9,3723% 0,9063 

Wärmepumpe 29,91 € 19,81 € -33,7680% 0,6623 

251 - 500 m² Erdgas 29,61 € 22,31 € -24,6538% 0,7535 

Heizöl 24,31 € 22,01 € -9,4611% 0,9054 

Fernwärme 33,43 € 35,78 € 7,0296% 1,0703 

Wärmepumpe 29,01 € 19,71 € -32,0579% 0,6794 

501 - 1000 m² Erdgas 27,61 € 21,51 € -22,0934% 0,7791 

Heizöl 22,71 € 22,21 € -2,2017% 0,9780 

Fernwärme 32,75 € 27,56 € -15,8473% 0,8415 

Wärmepumpe 28,21 € - - - 

> 1000 m² Erdgas 26,41 € 21,51 € -18,5536% 0,8145 

Heizöl 21,71 € 22,21 € 2,3031% 1,0230 

 
 
86 Der Heizkostenspiegel für das Jahr 2025 enthält für den Betrieb einer Wärmepumpe keine Werte für 
eine Gebäudefläche von über 500 m². Es ist auf den Wert für die Gebäudefläche 250,1 – 500 m² zurück-
zugreifen. 
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Fernwärme 32,34 € 27,56 € -14,7805% 0,8522 

Wärmepumpe 27,71 € - - - 

 
Dynamisierung der Heizkosten: 
 

Heizkosten-Anteil alt   x   Änderungsfaktor   =   Heizkostenanteil nach Dynamisierung 
 
Siehe zur Umsetzung der Dynamisierung und vertiefend Punkt 7.2.1.4. des Leitfadens. 
 
Sind die Heizkosten unangemessen, so ist hinsichtlich der Heizkosten ein Kostensenkungsver-
fahren (mit entsprechenden Vorprüfungen) durchzuführen. Die unangemessenen Kosten wer-
den dementsprechend für längstens sechs weitere Monate berücksichtigt, in denen der Leis-
tungsempfänger die Möglichkeit hat, seine Heizkosten zu verringern oder Gründe vorzutragen, 
nach denen eine Verringerung unmöglich oder unzumutbar erscheint.  
 
Durch die Einführung einer Karenzzeit bestehen Besonderheiten bei der Berechnung der ange-
messenen Heizkosten sowie bei der Durchführung von Heizkosten-Kostensenkungsverfahren. 
Siehe hierzu Punkt 5.2.3. des Leitfadens. 
 

5.2. Angemessenheit der Heizkosten während und nach Ablauf der Karenzzeit 
 

5.2.1. Bestimmung der angemessenen Heizkosten 
 
Die Einführung einer Karenzzeit nur für die Kosten der Unterkunft (nicht für die Heizkosten) hat 
zur Folge, dass die Angemessenheit der Heizkosten während einer laufenden Karenzzeit ggf. 
anders zu bestimmen ist, als nach Ablauf der Karenzzeit. 
 
Während der Karenzzeit gilt: 
 

• Die Angemessenheit der Heizkosten wird grds. anhand der tatsächlichen Wohnfläche er-
mittelt. 

• Soweit die angemessenen Heizkosten nach der angemessenen Wohnfläche höher sind, als 
die angemessenen Kosten nach der tatsächlichen Wohnfläche, werden die angemessenen 
Heizkosten nach der angemessenen Wohnfläche zu Grunde gelegt. 

 
Durch die Karenzzeit soll die aktuell bewohnte Unterkunft für die Dauer von einem Jahr ge-
schützt werden. Unter diesem Schutz stehen auch Unterkünfte, die für Leistungsbezieher*in-
nen eigentlich zu groß sind (unangemessene Wohnfläche). Bei Berücksichtigung nur der ange-
messenen Wohnfläche für die Heizkostenberechnung würde der Schutzzweck der Karenzzeit 
unterlaufen, da sich die Leistungshöhe nicht an den tatsächlichen Verhältnissen orientiert. Um 
dies zu verhindern, sollen diejenigen Heizkosten anerkannt werden, die für die konkrete (= tat-
sächliche) Wohnfläche als angemessen anzusehen sind.87 
 
Nach Ablauf der Karenzzeit werden die angemessenen Heizkosten – wie bisher – ausschließlich 
anhand der angemessenen Wohnfläche bestimmt (siehe zu den angemessenen Wohnflächen 
oben Ziffer 1.1.2.). Dabei werden für Mieter und Immobilieneigentümer dieselben Wohnflä-
chengrenzen zu Grunde gelegt. 
 

 
 
87 Vgl. BT-Drs. 20/4360, Seite 34 sowie vertiefend BT-Drs. 20/4226, Seite 3. 
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Beispiel 1: Ein-Personen-BG in Karenzzeit, tatsächliche Wohnfläche = 90,00 m². Für die Be-
rechnung der angemessenen Heizkosten während der Karenzzeit wird die tatsächliche 
Wohnfläche von 90,00 m² zu Grunde gelegt, da hiernach höhere Kosten als angemessen 
anzusehen sind, als nach der angemessenen Wohnfläche von 50,00 m². 

 
Beispiel 2: Sachverhalt wie im Beispiel 1, nur ist die Karenzzeit abgelaufen. Für die Berech-
nung der angemessenen Heizkosten wird nach Ablauf der Karenzzeit die für eine Person 
angemessene Wohnfläche von 50 m² zu Grunde gelegt. 

 
Beispiel 3: Sachverhalt wie im Beispiel 1, nur dass die Wohnfläche 35 m² beträgt. Für die 
Prüfung der Angemessenheit der Heizkosten wird sowohl während als auch nach Ablauf der 
Karenzzeit die angemessene Wohnfläche von 50 m² zu Grunde gelegt (anderenfalls wäre 
der Leistungsbezieher bei Berücksichtigung der tatsächlichen Wohnfläche während der Ka-
renzzeit schlechter gestellt, als nach Ablauf der Karenzzeit). 

 
5.2.2. Einleitung von Kostensenkungsverfahren 

 
Wird, auch nach Bildung der Gesamtangemessenheitsgrenze, festgestellt, dass die Heizkosten 
den für den jeweiligen Energieträger angemessenen Betrag übersteigen, ist ein Kostensen-
kungsverfahren einzuleiten. 
 
Kostensenkungsverfahren für Heizkosten und Kostensenkungsverfahren für Unterkunftskosten 
sollen getrennt durchgeführt werden (jeweils ein Senkungsverfahren pro Kostenart). 
 

5.2.2.1. Abbildung des Kostensenkungsverfahrens in OPEN/PROSOZ 
 
Mit Einführung des neuen Fachverfahrens OPEN/PROSOZ entfällt die Möglichkeit Maßnahmen 
anzulegen. 
Zukünftig ist beabsichtigt, Kostensenkungsverfahren in dem Dynamischen Dialog „Höchstgren-
zen der Unterkunft“ zu erfassen. Bis zur Etablierung des Dyn. Dialogs sind Kostensenkungsver-
fahren in der Leistungsakte zu dokumentieren.  
 

5.2.2.2. Übereinstimmung von Kostensenkungsfrist und Bewilligungszeitraum 
 
Der Ablauf einer Kostensenkungsfrist stellt keine Änderung in den tatsächlichen Verhältnissen 
dar, die zur Änderung der Leistungshöhe berechtigen könnte (§ 48 SGB X). Daher müssen die 
Bewilligungszeiträume – soweit möglich – zeitgleich oder zumindest möglichst zeitnah zum Ab-
lauf der Kostensenkungsfrist ablaufen. Die Kostensenkungsentscheidung wird dann mit dem 
Folgebewilligungszeitraum umgesetzt. 
 
Die Kostensenkungsfrist beträgt in der Regel 6 Monate (vgl. § 22 Abs. 1 S. 9 SGB II). Diese Kos-
tensenkungsfrist ist den Leistungsbeziehern nach der Rechtsprechung einzuräumen, sodass der 
Bewilligungszeitraum nicht kürzer sein soll, als die Frist zur Kostensenkung. 
 

5.2.2.2.1. Neu- und Folgebewilligungen 
 
Im Idealfall entspricht der Beginn des Bewilligungszeitraums dem Zeitpunkt, zu dem zur Kosten-
senkung aufgefordert wird. Die Kostensenkungsfrist läuft in diesen Fällen unproblematisch ge-
meinsam mit dem Bewilligungszeitraum ab (Verkürzung des Bewilligungszeitraums bei unange-
messenen Unterkunfts- bzw. Heizkostenaufwendungen nach § 41 Abs. 3 SGB II auf sechs Mo-
nate). 
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→ Textbaustein: Verkürzung_BWZ_6Monate_wg_unangemKdU_HK (OPEN > Druck-
ausgaben > Textbausteine zum Fall anzeigen > FB 56_LSB > KdU) 

 
Beispiel 1 (Bewilligung mit Wirkung für die Zukunft): Leistungen nach dem SGB II werden ab 
dem 01.01.2024 erstmalig bewilligt, es ist ein Heizkosten-Kostensenkungsverfahren durchzu-
führen. Die Erstbewilligung und die Aufforderung zur Kostensenkung (Heizkosten) fallen zeitlich 
zusammen, sodass Leistungen für sechs Monate bewilligt werden. (vgl. § 41 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 
SGB II). Die Kostensenkungsentscheidung kann mit dem Folgebewilligungszeitraum (ab 
01.07.2024) umgesetzt werden. 
 
Nicht selten erfolgen Neu- und Folgebewilligungen allerdings rückwirkend. In diesen Fällen wird 
zu dem Zeitraum der Rückwirkung die sechsmonatige Kostensenkungsfrist addiert, sodass der 
Bewilligungszeitraum flexibel an den Ablauf der (nach der Rechtsprechung weitestgehend star-
ren) sechsmonatigen Kostensenkungsfrist geknüpft wird. Dieses Vorgehen ist mit § 41 Abs. 3 
SGB II vereinbar. 
 
Bei rückwirkender Bewilligung ist eine Anpassung nur möglich, wenn keine vorläufige Leistungs-
bewilligung vorliegt. Vorläufige Bewilligungszeiträume können nicht flexibel angepasst werden 
(vgl. § 41 SGB II). Bei vorläufigen Bewilligungen erfolgt eine Einleitung von Kostensenkungsver-
fahren erst mit dem nächsten Bewilligungsabschnitt. 
 
Beispiel 2 (rückwirkende Bewilligung): Über einen Leistungsantrag wird zum 01.04.2024 rück-
wirkend ab dem Monat 02/2024 entschieden. Es ist ein Heizkosten-Kostensenkungsverfahren 
durchzuführen. Die Kostensenkungsaufforderung kann mit dem Bewilligungsbescheid zum 
01.04.2023 an den Leistungsbezieher versendet werden. 
Der Bewilligungszeitraum wird so gewählt, dass der Ablauf des Bewilligungszeitraums dem Ab-
lauf der Kostensenkungsfrist entspricht. Im Beispiel werden zu den zwei Monaten rückwirken-
der Bewilligung (Monate 02/202 und 03/2024) die sechs Monate addiert, die zur Durchführung 
der Kostensenkung erforderlich sind (Kostensenkungsfrist). 
Ab dem 01.02.2024 werden also Leistungen nach dem SGB II bis einschließlich 09/2024 gewährt 
(Bewilligungszeitraum insgesamt 8 Monate 02/2024 – 09/2024; er läuft gemeinsam mit der 
Kostensenkungsfrist ab). Nach Ablauf des Bewilligungszeitraums kann die Entscheidung zum 
Kostensenkungsverfahren mit dem Folgebewilligungszeitraum umgesetzt werden. 
 

5.2.2.2.2. Änderung laufender Bewilligungszeiträume  
 
Eine Anpassung laufender Bewilligungsabschnitte ist regelmäßig (von § 44, 45 SGB X abgese-
hen) nur dann möglich, wenn eine Änderung in den tatsächlichen Verhältnissen vorliegt (§ 48 
SGB X). Anknüpfungspunkt für eine Änderung nach § 48 SGB X muss dabei nicht zwingend Än-
derungen in den tatsächlichen Verhältnissen beim Leistungsbezieher sein. Ausreichend für eine 
Anpassung nach § 48 SGB X sind auch jedwede Änderungen in anderen tatsächlichen Verhält-
nissen, die für die Entscheidung über die Leistung wesentlich sind.88 
 
Eine zur Anpassung von Leistungsbewilligungen (inkl. der Änderung des Bewilligungszeitraums) 
berechtigende Änderung in den tatsächlichen Verhältnissen stellt die Einführung der neuen An-
gemessenheitsgrenzen für die Heizkosten dar.  
In den neuen Bewertungsmaßstäben für die Angemessenheit der Heizkosten schlagen sich die 
tatsächlichen Entwicklungen bei den Heizenergiepreisen nieder. 

 
 
88 Schütze/Schütze, 9. Aufl. 2020, SGB X § 48 Rn. 14. 
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Soweit also auf Grundlage der neuen Angemessenheitsgrenzen für die Heizkosten zur Kosten-
senkung (Heizkosten) aufgefordert werden muss, stellen die neuen Angemessenheitsgrenzen 
für die Heizkosten den Änderungsgrund i. S. d. § 48 SGB X dar. Laufende Bewilligungszeiträume 
sollen also in Bezug auf die Einführung der neuen Angemessenheitsgrenzen für die Heizkosten 
an den Ablauf der Kostensenkungsfrist (sechs Monate) angepasst werden. 
 
➔ Textbaustein: Gewährung_unangem_HK_BegründungPar48SGBX (OPEN > Druckausga-

ben > Textbausteine zum Fall anzeigen > FB 56_LSB > KdU) 
 
Beispiel 1: Bewilligung ab 01.02.2024 (12 Monate), die Heizkosten werden auf Grundlage der 
neuen Angemessenheitsgrenzen geprüft (Ergebnis: Heizkosten unangemessen). Die Kostensen-
kungsaufforderung kann mit Wirkung zum 01.04.2024 versendet werden. 
Es wird ein Änderungsbescheid nach § 48 SGB X erlassen (Begründung: Berücksichtigung der 
geänderten Verhältnisse bei der Heizenergiepreisentwicklung) und die Kostensenkungsauffor-
derung versendet. Der Bewilligungszeitraum wird auf die Dauer der Kostensenkungsfrist ver-
kürzt (ein Monat bisher abgelaufener Bewilligungszeitraum + 6 Monate Kostensenkungsfrist = 
Ende des BWZ (neu) mit Ablauf des Monats 10/2024). 
 
Beispiel 2: Bewilligung ab 01.01.2024. Die Heizkosten waren bereits auf Grundlage der alten 
Angemessenheitsgrenzen unangemessen, sodass ab dem 01.01.2024 für sechs Monate bewil-
ligt wurde. Die Heizkosten werden auf Grundlage der neuen Angemessenheitsgrenzen geprüft 
(Ergebnis: Heizkosten unangemessen). Die Kostensenkungsaufforderung kann mit Wirkung zum 
01.03.2024 versendet werden. 
Es wird ein Änderungsbescheid nach § 48 SGB X erlassen (Begründung: Berücksichtigung der 
geänderten Verhältnisse bei der Heizenergiepreisentwicklung) und die Kostensenkungsauffor-
derung versendet. Der Bewilligungszeitraum wird auf die Dauer der Kostensenkungsfrist ver-
längert (ursprünglich: bis Ende Juli 2024, neu: Zwei Monate bereits abgelaufener Bewilligungs-
zeitraum + 6 Monate Kostensenkungsfrist = Ende des BWZ mit Ablauf des Monats 09/2024). 
 
Eine Anpassung der Dauer des Bewilligungszeitraums ist nur bei abschließenden Bewilligungen 
möglich. Vorläufige Bewilligungszeiträume können nicht angepasst werden (vgl. § 41 SGB II). 
Bei vorläufigen Bewilligungen erfolgt eine Einleitung von Kostensenkungsverfahren erst mit 
dem nächsten Bewilligungsabschnitt. 
 

5.2.3. Besonderheiten bei der Durchführung von Kostensenkungsverfahren aufgrund der Karenzzeit 
(siehe hierfür auch: Schaubild – Angemessenheit der Heizkosten und Kostensenkungsverfahren 
- während Karenzzeit- TS Angemessenheit der Heizkosten/Winterbrandbeihilfe, Kasten 3 Vor-
gaben) 
 

5.2.3.1. Überprüfung der Angemessenheit der Heizkostenaufwendungen vor Einleitung des Kosten-
senkungsverfahrens 
 
Die Vorprüfung zur Durchführung eines Heizkosten-Kostensenkungsverfahrens während einer  
laufenden Karenzzeit wird wie folgt durchgeführt:89 
 

1) Überprüfung der Gesamtangemessenheitsgrenze 

 
 
89 Die Durchführung der Vorprüfung kann mit der KdU-Berechnungshilfe durchgeführt werden (Reiter 
„HeizK während Karenzzeit“). 
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2) Vergleichsberechnung: Berechnung der angemessenen Heizkosten anhand der jeweils zu 
berücksichtigenden Wohnflächengrenze (anhand der tatsächlichen Wohnfläche oder der 
angemessenen Wohnfläche) 

3) Gegenüberstellung der tatsächlichen Aufwendungen mit der ermittelten Angemessenheits-
grenze 

 
Gesamtangemessenheitsgrenze: Ergibt die Vorprüfung, dass die tatsächlichen Aufwendungen 
für die Heizkosten im Rahmen der Gesamtangemessenheitsgrenze übernahmefähig sind, ist die 
Durchführung eines Kostensenkungsverfahrens nicht erforderlich (vgl. oben Ziffer 4.3.3.2.1.). 
Zwar werden während der Karenzzeit die Heizkosten und die Kosten der Unterkunft grundsätz-
lich unabhängig voneinander geprüft, sodass die Gesamtangemessenheitsgrenze nur einge-
schränkt berücksichtigt werden kann. Es wäre allerdings nicht sachgerecht, während der Ka-
renzzeit die Absenkung (isoliert betrachtet unangemessener) Heizkosten zu verlangen, wenn 
die Unterkunfts- und Heizkosten gesamtangemessen sind (die Gesamtaufwendungen wären 
nach Ablauf der Karenzzeit vollständig zu übernehmen). 
 
Vergleichsberechnung: Für die Feststellung der anzuwendenden Angemessenheitsgrenze für 
die Heizkosten werden die angemessenen Beträge nach der tatsächlichen Wohnfläche mit den 
angemessenen Beträgen nach der angemessenen Wohnfläche gegenübergestellt. Die für den 
Leistungsbezieher günstigere Angemessenheitsgrenze (nach tatsächlicher oder nach angemes-
sener Wohnfläche) wird für die Überprüfung der Angemessenheit der tatsächlichen Aufwen-
dungen zu Grunde gelegt. 
 
Begründung: Würde stets die tatsächliche Wohnfläche berücksichtigt, gelten für Leistungsbe-
zieher mit besonders kleinen Unterkünften während der Karenzzeit niedrigere Angemessen-
heitsgrenzen als nach Ablauf der Karenzzeit. Um Wertungswidersprüche zu Schutzzweck der 
Karenzzeit (Schutz der aktuell bewohnten Unterkunft beabsichtigt) zu vermeiden, wird für den 
Leistungsbezieher während der Karenzzeit die für ihn günstigere Wohnflächengrenze (tatsäch-
liche oder angemessene Wohnfläche) bei der Berechnung der angemessenen Heizkosten zu 
Grunde gelegt. 
 
Gegenüberstellung der tatsächlichen Aufwendungen mit den angemessenen Aufwendungen: 
Die tatsächlichen Aufwendungen werden mit der zu Grunde zu legenden Angemessenheits-
grenze verglichen. Sind die tatsächlichen Aufwendungen unangemessen, wird zur Kostensen-
kung aufgefordert. 
Sofern die tatsächliche Wohnfläche für die Berechnung der angemessenen Kosten zu Grunde 
gelegt wird: Mögliches Prüfungsergebnis ist, dass die Heizkosten zwar nicht im Rahmen der Ge-
samtangemessenheitsgrenze übernommen werden können, jedoch bezogen auf die tatsächli-
che Wohnfläche vorübergehend als angemessen anzusehen sind. Diese Abweichung ist die 
Folge davon, dass für die Bildung der Gesamtangemessenheitsgrenze die angemessenen Heiz-
kosten nach der angemessenen Wohnfläche berücksichtigt werden und während der Karenzzeit 
die als angemessen anzusehenden Heizkosten nach der tatsächlichen Wohnfläche höher sein 
können. 
 
Beispiel (fiktive Beträge): 1-Personen-Haushalt, Wohnfläche = 80 m², tatsächliche Bruttokalt-
miete = 500,00 Euro, tatsächliche Heizkosten = 180,00 Euro.  
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Berechnung der Gesamtangemessenheits-
grenze 

Berechnung der angemessenen Heizkosten wäh-
rend der Karenzzeit nach tats. Wohnfläche 

angemessene Heizkosten pro m² = 3,00 Euro 
pro Quadratmeter und Monat 
 
max. angem. Bruttokaltmiete = 480,00 Euro 
 
 
max. angem. Heizkosten nach angemessener 
Wohnfläche  
(3,00 Euro * 50 m² = 150,00 Euro) 
 
Gesamtangemessenheitsgrenze = 630,00 Euro 
 
 Tats. Aufwendungen für die Unterkunft 

und Heizung sind gesamtunangemessen. 
Die Berechnung der Gesamtangemessen-
heitsgrenze erfolgt unter Berücksichti-
gung der angemessenen Wohnfläche. 

angemessene Heizkosten pro m² = 3,00 Euro pro 
Quadratmeter und Monat 
 
Angemessenheit der KdU während der Karenzzeit ist 
nicht relevant. 
 
max. angem. Heizkosten nach tatsächlicher Wohnflä-
che  
(3,00 Euro * 80 m² = 240,00 Euro) 
 
 

 
 Während der Karenzzeit sind 240,00 Euro mo-

natliche Heizkosten als angemessen zu berück-
sichtigen (Bezug: tatsächliche Wohnfläche). Die 
tatsächlichen Aufwendungen für die Unterkunft 
und Heizung sind zwar gesamtunangemessen, 
während der Karenzzeit sind die tats. Heizkosten 
jedoch angemessen. 

Für das Beispiel ergibt sich folgendes Ergebnis: 
 

• Während der Karenzzeit muss ein Kostensenkungsverfahren für die Heizkosten nicht 
durchgeführt werden (Heizkosten sind nach tatsächlicher Wohnfläche angemessen) 

• Nach Ablauf der Karenzzeit wird bezogen auf die Bruttokaltmiete und die Heizkosten 
(jetzt berechnet nach angemessener Wohnfläche) jeweils ein Kostensenkungsverfahren 
durchgeführt 

 
Die Prüfung der angemessenen Heizkosten während der Karenzzeit kann mit der Berechnungs-
hilfe KdU durchgeführt werden, siehe dort den Reiter „HeizK in Karenzzeit“ (Ablageort: JCI > TS 
Angemessenheit der Bruttokaltmiete > Formulare und Vorlagen außerhalb von OPEN > KdU-
Berechnungshilfe). 
 

5.2.3.2. Ggf. Durchführung mehrerer Kostensenkungsverfahren für die Heizkosten (Besonderheiten 
bei den angemessenen Heizkosten nach tats. Wohnfläche) 
 
Die Anzahl der durchzuführenden Kostensenkungsverfahren für die Heizkosten richtet sich da-
nach, ob nach der Vergleichsberechnung die angemessenen Heizkosten nach der angemesse-
nen Wohnfläche oder die angemessenen Heizkosten nach der tatsächlichen Wohnfläche be-
rücksichtigt werden. Sofern während der Karenzzeit die angemessenen Kosten nach der tat-
sächlichen Wohnfläche zu Grunde zu legen sind, sind für die Heizkosten ggf. zwei Kostensen-
kungsverfahren durchzuführen (gelber Pfeil = Kostensenkungsverfahren): 
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Beispiel 1: Ein-Personen-BG, tatsächliche Wohnfläche größer als die angemessene Wohn-
fläche (83,5 m²). Die Vergleichsberechnung (s. o. Ziffer 5.2.3.1.) ergibt, dass die Heizkosten 
unangemessen sind und die angemessenen Heizkosten während der Karenzzeit nach der 
tatsächlichen Wohnfläche zu berechnen sind: 

 
- Während der Karenzzeit muss ein Heizkosten-Kostensenkungsverfahren durchgeführt 

werden, mit dem die Aufwendungen auf die für eine 83,5 m² große Wohnung angemes-
senen Heizkosten begrenzt werden.  

- Nach Ablauf der Karenzzeit muss ein weiteres Kostensenkungsverfahren durchgeführt 
werden, mit dem die Aufwendungen auf die angemessenen Beträge für die angemes-
sene Wohnfläche begrenzt werden (hier: für eine Person = 50 m²). 

 
Sofern während der Karenzzeit die angemessenen Kosten nach der angemessenen Wohnfläche 
zu Grunde zu legen sind, ist für die Heizkosten in der Regel nur ein Kostensenkungsverfahren 
erforderlich (gelber Pfeil = Kostensenkungsverfahren): 
 

 
 

Beispiel 2: Ein-Personen-BG, tatsächliche Wohnfläche ist mit 30,00 m² kleiner als die ange-
messene Wohnfläche. Die Vergleichsberechnung (s. o. Ziffer 5.2.3.1.) ergibt, dass die Heiz-
kosten unangemessen sind und die angemessenen Heizkosten während der Karenzzeit 
nach der angemessenen Wohnfläche zu berechnen sind. Für die Absenkung auf die ange-
messenen Heizkosten ist die Durchführung nur eines Kostensenkungsverfahrens ausrei-
chend (während und nach Ablauf der Karenzzeit gilt dieselbe Angemessenheitsgrenze). 

 
Siehe allgemein zur Durchführung von Kostensenkungsverfahren inkl. Vorprüfungen oben Ziffer 
4.3.. 
 

5.3. Heizen mit Strom (Nachtspeicherheizungen, Wärmepumpen u. dgl.) 
 
Bei strombetriebenen Heizungsanlagen, mit Ausnahme des betriebs einer Wärmepumpe, be-
stimmen sich die angemessenen Heizkosten, entsprechend der Regelung bei Verwendung des 
Heizmittels Fernwärme (für sämtliche Gebäudeflächen). Für „Brennstoffe“, die nicht im Bun-
desweiten Heizspielgel aufgeführt sind, können nämlich die jeweils höchsten Beträge des Heiz-
kostenspiegels herangezogen werden.90  
Sofern eine Wärmepumpe betrieben wird, bemessen sich die angemessenen Heizkosten nach 
den Vorgaben des Heizkostenspiegels. Eine Berechnung kann über die interne Berechnungshilfe 
erfolgen.   
 
Zu beachten ist, dass in der Stromabrechnung in der Regel auch der allgemeine Haushaltsstrom 
(Bestandteil des Regelbedarfes) enthalten ist, um den der tatsächliche monatliche Abschlag zu 

 
 
90 BSG, Beschluss vom 12.06.2013, Az.: B 14 AS 60/12 R. 
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mindern ist. Der Heizkostenabschlag ist in diesem Fall anhand der prozentualen Verteilung der 
Heizkosten und der Kosten für den allgemeinen Strom zu bestimmen. 
Aus der Abrechnung sind die Kosten für die Heizung zumeist an der gesonderten Darstellung 
mit vergünstigten Konditionen (Sondertarif) zu erkennen. Zu beachten ist ferner, dass der Ar-
beitspreis je kWh-Strom sich um die in der Abrechnung ausgewiesene Stromsteuer entspre-
chend erhöht. 
 
Sind keine separaten Stromzähler bzw. Zwischenzähler für die getrennte Erfassung von Haus-
haltsstrom und Heizstrom vorhanden, sodass die Stromkosten für die Heizenergie nicht konkret 
ausgewiesen werden können, ist der Heizenergieverbrauch grundsätzlich einer Schätzung zu-
gänglich. Eine Schätzung setzt aber die Ermittlung und Benennung der Schätzgrundlage voraus. 
Gerade im Existenzsicherungsrecht darf eine Schätzung nicht „ins Blaue hinein“ erfolgen.91  
 
Beispielsweise können als Schätzgrundlage herangezogen werden: 

- Vergleich der angefallenen Stromkosten aus einer vorherigen Wohnung des eLb ohne 
elektrische Heizung, wenn sich im Rahmen der Amtsermittlung ergibt, dass nach dem 
Umzug in eine Wohnung mit elektrischer Heizung in etwa die gleichen elektrischen Ge-
räte betrieben werden.92  
 

- Heranziehung durchschnittlicher Verbrauchswerte aufgeschlüsselt nach Kilowattstun-
den für Haushaltsenergie bezogen auf die tatsächliche Haushaltsgröße. Abrufbar u.a. 
auf den Webseiten des statistischen Bundesamtes (www.destatis.de), der co2onlineG-
mbH (www.co2online.de) oder bei der Verivox GmbH (www.verivox.de). Der durch-
schnittliche Jahresverbrauchswert für Haushaltsenergie ist sodann von dem tatsächli-
chen Jahresverbrauch abzuziehen. Der verbleibende Rest stellt sodann den Verbrauchs-
wert für die Heizenergie dar.93 

 
Die Möglichkeiten einer schätzungsweisen Ermittlung der Heizenergieverbrauchs und ob eine 
derartige Schätzung den Verbrauch tatsächlich realitätsnah abbilden kann, ist stark einzelfall-
abhängig und in der verwaltungspraktischen Umsetzung ggf. wenig handhabbar.   
 
So wird es in der Rechtsprechung auch für zulässig erachtet, den im Regelbedarf enthaltenen 
Anteil für Haushaltsstrom von den Gesamtstromkosten abzusetzen.94 
 
Das Regelbedarfermittlungssetz (RBEG) enthält in Abteilung 4 der §§ 5 und 6 Werte für Woh-
nungsmieten, Energie und Wohnungsinstandhaltung. 
Für die Jahre 2024/2025 sind folgende Beträge für Strom im Regelbedarf enthalten95: 
 

 RBS 1 RBS 2 RBS 3 RBS 4 RBS 5 RBS 6 

Regelbedarfsrelevante 
Stromkosten aus Abt. 4 
nach RBEG 2021 

35,30 € 
 

31,77 € 28,24 € 18,43 € 
 

13,35 € 7,80 € 

 

 
 
91 Luik/Harich/Luik, 6. Aufl. 2024, SGB II § 22 Rn. 89, m.w.N. aus der Rechtsprechung. 
92 Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 2. März 2011 – L 2 SO 4920/09 –, Rn. 37, juris 
93 SG Karlsruhe, Urteil vom 28. April 2015 – S 17 AS 599/14 –, juris 
94 Piepenstock in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5. Aufl., § 22 (Stand: 06.02.2023), Rn. 166; Bayerisches 
Landessozialgericht, Beschluss vom 7. Oktober 2013 – L 7 AS 644/13 B ER –, juris 
95 Schwabe in ZfF 01/2026, Einzelbeträge aus den Regelbedarfsstufen ab dem 01.01.2026, S. 7 

http://www.destatis.de/
http://www.co2online.de/
http://www.verivox.de/
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Je nach BG-Zusammensetzung sind die zu berücksichtigen Beträge zu addieren und die Summe 
von den Gesamtstromkosten abzuziehen. Der verbleibende Rest ist sodann für die Heizkosten 
anzusetzen.  
 
Die Vorgehensweise muss nach den Umständen des Einzelfalles und Praktikabilität im Einzelfall 
entschieden werden. 
 

5.4. Betriebsstrom für die Heizungsanlage 
 
Für die Bereitung von Heizwärme ist die Stromversorgung der Heizungsanlage erforderlich (ins-
bes. zum Betrieb der Umwälzpumpe, die das Wasser im Heizkreislauf befördert). 
 
Grundsätzlich sind Stromkosten, welche für den Betrieb einer Heizungsanlage aufgewendet 
werden müssen, als Teil der Heizkosten im Rahmen der Unterkunftskosten vom Leistungsträger 
zu übernehmen.96 
 
Mögliche Kombinationen für die Gewährung von Betriebsstrom und/oder einem Mehrbedarf 
für die Warmwasserbereitung bei Mietwohnungen sind den Übersichten unter Ziffer 5.4.3. zu 
entnehmen (zum Mehrbedarf Warmwasser gem. § 21 Abs. 7 SGB II siehe vertiefend den Leitfa-
den zu § 21 SGB II). 
 

5.4.1. Unterkünfte, bei denen die Heizkosten mit dem Vermieter (o. ä.) abgerechnet werden 
 
Bei Mietwohnungen, in denen die Heizkosten über den Vermieter abgerechnet werden, werden 
keine zusätzlichen Leistungen für Betriebsstrom gewährt. 
 
In den vom Mieter geschuldeten Heizkostenabschlägen (sowie einer ggf. anfallenden Nachzah-
lung nach Jahresabrechnung) sind die Kosten für den Betriebsstrom bereits enthalten, da der 
Vermieter diese Kosten in die Heizkosten mit eingerechnet hat (sog. Heiznebenkosten, vgl. u. a. 
§ 2 Nr. 4 BetrKV und § 7 HeizkostenV). Heiznebenkosten werden zudem für die Ermittlung der 
angemessenen Heizkosten berücksichtigt. 
 
Daher gilt: 
 

• Bei Gewährung der tatsächlichen Heizkosten sind die Aufwendungen für Betriebsstrom be-
reits in den nach § 22 Abs. 1 SGB II gewährten Heizkosten enthalten, da der Betriebsstrom 
in der Abrechnung des Vermieters enthalten ist. 

 

• Bei Gewährung von angemessenen Heizkosten sind die Aufwendungen für Betriebsstrom 
bereits berücksichtigt (über die Angemessenheitswerte für die Heizkosten). 

 
Ggf. anfallende Kosten für die dezentrale Bereitung von Warmwasser (z. B. Durchlauferhit-
zer/Boiler) werden als Mehrbedarf nach § 21 Abs. 7 SGB II berücksichtigt. 
 
O. g. Grundsätze gelten entsprechend für Leistungsbezieher, die eine eigene Eigentumswoh-
nung bewohnen, wenn die Abrechnung der Neben- und Heizkosten über die Eigentümerge-
meinschaft erfolgt. 
 

 
 
96 vgl. BSG v. 07.07.2011 – B 14 AS 51/10 R 
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5.4.2. Unterkünfte, in denen die Heizenergie direkt von einem Energieversorger bezogen wird 
 
In einer Unterkunft, in der der Bewohner die Heizenergie direkt vom Energieversorger bezieht, 
werden die Stromkosten für den Betrieb der Heizungsanlage als zusätzlicher Bedarf berücksich-
tigt, sofern der Betriebsstrom nicht bereits über den Mehrbedarf für dezentrale Warmwasser-
erzeugung abgedeckt wird. 
 
Zusätzliche Bedarfe für Betriebsstrom entstehen für folgende Unterkünfte 
 

• selbst bewohntes Eigenheim 

• angemietete Häuser, sofern die laufenden Kosten sowohl für Strom als auch für Brennstoffe 
durch den Leistungsbezieher gezahlt werden 

• Mietwohnung mit Etagenheizung/“Gastherme“: Sofern die Heizenergie durch den Mieter 
direkt beim Energieversorger beschafft wird, und ein Gerät betrieben wird, welches aus-
schließlich Heizwärme erzeugt. 

 
Die Gewährung eines Mehrbedarfs für die Warmwasserbereitung nach § 21 Abs. 7 SGB II neben 
der Gewährung von Leistungen für Heizungsstrom ist grundsätzlich möglich. Praktisch dürfte es 
sich jedoch um absolute Ausnahmefälle handeln. In den Fällen, in denen die Warmwasserbe-
reitung dezentral, mittels einer (Kombi-)Gastherme erfolgt, ist ein Mehrbedarf für die Warm-
wasserbereitung nach § 21 Abs. 7 SGB II anstatt Leistungen für den Betriebsstrom zu gewäh-
ren.97  Zu den möglichen Kombinationen siehe unten Ziffer 5.4.3.. 
 
Für die Bedarfsberechnung gilt: 
 

Im absoluten Regelfall wird der Stromverbrauch der Heizungsanlage nicht durch eine eigene 
Messeinrichtung erfasst. Für den Betriebsstrom der Heizungsanlage sind nach der Rechtspre-
chung 5 % der Brennstoffkosten zu berücksichtigen.98  
Die Berechnung des Betriebsstrombedarfs erfolgt anhand der monatlichen Abschlagshöhe.99 
 
Verfügt die Heizungsanlage über eine gesonderte Einrichtung zur Erfassung des Stromver-
brauchs, so werden die tatsächlichen Stromkosten für den Betrieb der Heizungsanlage als Be-
darf berücksichtigt.100 
 
 
Für die Leistungsgewährung gilt: 
 

Bei Übernahme der tatsächlichen Heizkosten wird der nach den o. g. Grundsätzen bestimmte 
Bedarf für den Betriebsstrom in der ermittelten Höhe übernommen. Dies gilt sowohl für Fälle, 
in denen die tatsächlichen Heizkosten angemessen sind, als auch für Fälle, in denen die tatsäch-
lichen Heizkosten unangemessen sind. 
 
Bei einer Begrenzung auf angemessene Heizkosten werden die Aufwendungen für den Betriebs-
strom der Heizungsanlage nicht über die Angemessenheitsgrenze (Heizkosten) hinaus berück-
sichtigt, da die Kosten für den Betriebsstrom bereits bei der Ermittlung der angemessenen  

 
 
97 BSG, Urteil vom 18. Mai 2022 – B 7/14 AS 1/21 R –, SozR 4-4200 § 41a Nr 4, SozR 4-1500 § 96 Nr 14. 
98 Vgl. LSG NRW v. 07.07.2021 – L 12 AS 1164/20, ferner auch LSG NRW v. 28.10.2020 – L 12 AS 2055/18 
jeweils m. w. N. 
99 Vgl. LSG NRW v. 24.09.2012 – L 19 AS 773/12; LSG Berlin-Brandenburg v. 14.09.2016 – L 31 AS 300/15; 
LSG Hessen v. 27.11.2017 – L 9 AS 3/15. 
100 vgl. BSG v. 03.12.2015 - B 4 AS 47/14 R. 
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Heizkosten berücksichtigt wurden. 
 

• Beispiel (Übernahme der tatsächlichen KdU): Der eLb bewohnt eine Wohnung, die über 
eine Gastherme mit Heizwärme und Warmwasser versorgt wird. Er beschafft die Heizener-
gie selbst beim Energieversorger. Der Stromverbrauch wird nicht gesondert erfasst. 
 
a) Die tatsächlichen Heizkosten sind angemessen 53,50 Euro Abschlag pro Monat für eine 

1-Personen-BG. Als Bedarf für den Betriebsstrom wird 5 % des Abschlags berücksichtigt 
(= 2,68 Euro) und als Leistung für den Betriebsstrom der Heizungsanlage gewährt (Hier-
für ist im Bereich „Kosten der Unterkunft“, die Nebenkostenart „Betriebsstrom für Hei-
zung“ neu anzulegen). 

 
b) Die tatsächlichen Heizkosten sind unangemessen (97,00 Euro Abschlag pro Monat für 

eine 1-Personen-BG. Als Bedarf für den Betriebsstrom werden 5 % des Abschlags (= 4,85 
Euro) berücksichtigt. Soweit und solange die tatsächlichen Heizkosten übernommen 
werden, wird der errechnete Bedarf in Höhe von 4,85 Euro als Betriebsstrom für die 
Heizungsanlage gewährt (Hierfür ist im Bereich „Kosten der Unterkunft“, die Nebenkos-
tenart „Betriebsstrom für Heizung“ neu anzulegen). 

 

• Beispiel (Begrenzung auf angemessene Heizkosten): Der eLb bewohnt eine Wohnung, die 
über eine Gastherme mit Heizwärme und Warmwasser versorgt wird. Er beschafft die Hei-
zenergie selbst. Der Stromverbrauch wird nicht gesondert erfasst.  
 
Die tatsächlichen Heizkosten sind unangemessen (97,00 Euro Abschlag für eine 1-Personen-
BG. Die Heizkosten wurden nach Durchführung eines Kostensenkungsverfahrens auf die an-
gemessenen Beträge abgesenkt, es werden aktuell nur die angemessenen Heizkosten in 
Höhe von 65,88 Euro gewährt. 
 
Grundsätzlich hätte der eLb einen Bedarf in Höhe von 4,85 Euro monatlich für den Betriebs-
strom (5 % von 97,00 Euro). Da allerdings nur die angemessenen Heizkosten gewährt wer-
den, wird dieser Bedarf nicht zusätzlich berücksichtigt (keine „Erhöhung“ der Angemessen-
heitsgrenze!). Im angemessenen Betrag der Heizkosten ist der Heizungsstrom bereits ent-
halten, da der Heizungsstrom bei Ermittlung der als angemessenen geltenden Heizkosten 
berücksichtigt wurde. 

 
5.4.3. Mögliche Kombinationen aus Heizenergieversorgung und Warmwasserbereitung 

 
5.4.3.1. Mietwohnungen/angemietete Häuser 

 
Heizenergiebeschaffung durch den Vermieter 
 

Beheizung der Wohnung Warmwasserbereitung   

zentrale Hei-
zungsanlage 

dezentrale Hei-
zungsanlage 
(Gastherme) 

zentrale oder 
dezentrale Hei-

zungsanlage 

Durchlauferhit-
zer/ 

Boiler (Strom) 

Durchlauf-
erhitzer/ 

Boiler (Gas) 

Betriebs-
strom 

Mehrbedarf 
Warmwasser 

X  X   nein nein 

X   X  nein ja 

X    X nein ggf. ja1 

 X X   nein nein 

 X  X  nein ja 

 X   X nein nein1 
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1 Bei der Kombination „Energiebeschaffung durch den Vermieter“, Beheizung über zentrale/dezentrale Heizungsanlage und Warm-
wasserbereitung über Durchlauferhitzer/Boiler (Gas) handelt es sich um seltene, aber nicht gänzlich ausgeschlossene Einzelfälle. 
Vor der Gewährung eines Mehrbedarfs Warmwasser ist zu ermitteln, ob der Mieter die für die Warmwasserbereitung erforderliche 
Energie tatsächlich selbst beschafft.  

 
Heizenergiebeschaffung durch den Mieter 
 

Beheizung der Wohnung  Warmwasserbereitung   

zentrale Hei-
zungsanlage 

dezentrale 
Heizungsan-

lage  
(Gastherme) 

zentrale 
Heizungs-

anlage 

dezentrale 
Heizungsan-

lage 
(Gastherme) 

Durchlaufer-
hitzer/ 
Boiler 

(Strom) 

Durchlauf-
erhitzer/ 

Boiler (Gas) 

Betriebs-
strom 

Mehrbedarf 
Warmwas-

ser 

X 2  X    ja nein 

X 2    X  ja ja 

X 2  
 

  X ja 
i. d. R. 
nein3 

 X  X   nein ja4 

 X   X  ja ja 

 X    X Ja  i. d. R. nein3 

2 Die Beschaffung von Heizenergie für eine zentrale Heizungsanlage durch den Mieter kommt nur für den Fall in Betracht, dass 
der Mieter ein Eigenheim angemietet hat. Ist dies nicht der Fall, liegt ggf. ein Fehler beim Ausfüllen der Mietbescheinigung vor 
(Nachermittlung erforderlich). 

3 Die Gewährung eines Mehrbedarfs für Warmwasser kommt nicht Betracht, wenn die Beheizung der Wohnung mit demselben 
Energieträger wie die Warmwasserbereitung erfolgt (in beiden Fällen dann Gas) und die Gasabschläge bereits vollständig gezahlt 
werden. In diesem Fall sind die Kosten für die Warmwasserbereitung bereits in den Heizkosten (Gasabschlägen) enthalten. 
4 Aufgrund der dezentralen Warmwassererzeugung ist der Betriebsstrom der Heizungsanlage (Kombi-Gastherme) im Rahmen des 
Mehrbedarfs nach § 21 Abs. 7 SGB II zu gewähren (vgl. BSG, Urteil vom 18. Mai 2022 – B 7/14 AS 1/21 R).    

 
5.4.3.2. Selbst bewohntes Wohneigentum 

 
In Eigenheimen wird die Heizenergie stets durch den Eigentümer (eLb) beschafft 

Beheizung der Unterkunft Warmwasserbereitung   

zentrale Heizungsanlage 
zentrale Hei-
zungsanlage 

Durchlauf-er-
hitzer/ 

Boiler (Strom) 

Durchlauf-er-
hitzer/ 

Boiler (Gas) 

Betriebs-
strom 

Mehrbedarf 
Warmwasser 

X X   ja nein 

X  X  ja ja 

X   X ja i. d. R. nein1 
 

1 Die Gewährung eines Mehrbedarfs für Warmwasser kommt nicht in Betracht, wenn die Beheizung der Unterkunft mit demselben 
Energieträger wie die Warmwasserbereitung erfolgt (in beiden Fällen dann Gas) und Brennstoffkosten bereits vollständig gezahlt 
werden. In diesem Fall sind die Kosten für die Warmwasserbereitung bereits in den Brennstoffkosten enthalten. 

 
5.5. Winterbrandbeihilfe 

 
Unter § 22 Abs. 1 SGB II fallen auch einmalige Kosten für die Beschaffung von Heizmaterial, 
wenn Leistungsbezieher für die Beheizung der Unterkunft auf die Bevorratung von Heizmaterial 
(z. B. Heizöl, Flüssiggas, Festbrennstoffe) angewiesen sind. Die Gewährung von Leistungen für 
die Bevorratung von Heizmaterial werden als Winterbrandbeihilfe bezeichnet (seltener auch 
Brennstoffbeihilfe oder Heizbeihilfe). 
 
Da es sich hierbei dem Grunde nach um die Gewährung von Heizkosten nach § 22 Abs. 1 SGB II 
handelt, wird die Winterbrandbeihilfe als Zuschuss erbracht, soweit nicht eine darlehensweise 
Leistungserbringung nach § 24 Abs. 5 SGB II erfolgt. 
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5.5.1. Zeitpunkt der Bedarfsentstehung 
 
Der Bedarf für Heizmittel entsteht erst dann, wenn für den Bewilligungszeitraum (§ 41 SGB II) 
kein Brennmaterial mehr vorhanden, oder dieser in Kürze erschöpft ist. Wenn der Hilfebedürf-
tige noch über Heizmittel verfügt, so besteht kein aktueller Bedarf.101 
 
Insbesondere für den Fall, dass Heizmittel angeliefert werden müssen, kann von einem aktuel-
len Bedarf bereits zeitnah vor dem vollständigen Verbrauch des vorhandenen Heizmaterials 
ausgegangen werden. Berücksichtigt wird, dass es vor allem während der Heizperiode ggf. zu 
längeren Lieferzeiten kommt (in der Regel mehrere Tage bis ca. zwei Wochen, ggf. auch länger), 
sodass die erneute Bevorratung vor dem vollständigen Verbrauch geboten sein kann. 
 
Ob ein aktueller Bedarf angenommen werden kann, richtet sich nach den Umständen des Ein-
zelfalls. Soweit die letztmalige Gewährung von Winterbrandbeihilfe noch nicht besonders lange 
zurückliegt oder Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Vortrag des Antragstellers 
nicht glaubhaft erscheint, sind ggf. weitere Ermittlungen zur Feststellung des Bedarfs geboten 
(z. B. durch den Ermittlungsdienst). 
 
Es besteht im Regelfall keine Verpflichtung, vor der Lieferung eine Kostenübernahmeerklärung 
abzugeben. Etwas anderes könnte gelten, wenn der Heizmittellieferant nur bereit wäre, gegen 
sofortige Barzahlung zu liefern. In diesem Fall wäre eine Kostenübernahmeerklärung bzw. eine 
"vorherige" Leistung zulässig.102 
 

5.5.2. Angemessenheit der Winterbrandbeihilfe 
 
Bei der üblicherweise monatlichen Gewährung von Leistungen für Heizkosten wird für die Leis-
tungsbewilligung geprüft, ob die monatlichen Abschlagszahlungen angemessen sind. Schwie-
rigkeiten bei der Gewährung von Winterbrandbeihilfe ergeben sich daraus, dass über die Höhe 
der zu erbringenden Kosten als Einmalzahlung für einen bestimmten Zeitraum im Voraus ent-
schieden werden muss. 
 
Die Angemessenheit der Winterbrandbeihilfe richtet sich nach der Art des Heizmaterials sowie 
den Kosten in Abhängigkeit zum Zeitraum, für den der Zuschuss gewährt wird. Hierbei ist auch 
zu berücksichtigen, ob für den Bemessungszeitraum bereits anteilig Winterbrandbeihilfe ge-
währt wurde (siehe hierzu insbes. Ziffer 5.5.2.2. sowie die Beispiele unter Ziffer 5.5.2.3.). 
 

5.5.2.1. Berechnungsgrundlage für die Heizbrennstoffkosten 
 
Für Heizöl werden die allgemeinen Angemessenheitsgrenzen für Heizöl zu Grunde gelegt. 
 
Für Flüssiggas und Festbrennstoffe (Holz, Holzbriketts, Braunkohlebriketts, Pellets) wird die 
jährlich aktualisierte Winterbrand-Berechnungshilfe herangezogen. 
 
Für die Berechnung der angemessenen Kosten ist auf die jeweils angemessene Wohnfläche ab-
zustellen. Die Frage nach der Angemessenheit der Heizkosten sind für Mieter und Immobilien-

 
 
101 BSG, Beschluss vom 16. Mai 2007 – B 7b AS 40/06 R –, SozR 4-4200 § 22 Nr 4, Rn. 12; LSG Schleswig-
Holstein, Beschluss v. 26.06.2019, Az.: L 3 AS 66/18. 
102 BSG, Beschluss vom 16. Mai 2007 – B 7b AS 40/06 R –, SozR 4-4200 § 22 Nr 4, Rn. 12 
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eigentümer nach einheitlichen Kriterien zu beurteilen. Es sind in beiden Fällen die geltenden 
Wohnflächengrenzen103 zu berücksichtigen (s. o. Ziffer 1.1.2.). 
 

5.5.2.2. Zeitliche Begrenzung des Leistungsgewährungszeitraums 
 

5.5.2.2.1. Bedarfsberechnungszeitraum = 12 Monate 
 
Der Bedarf für Winterbrandbeihilfe wird für einen Zeitraum von 12 Monaten berechnet. Eine 
Gewährung von Teilbeträgen auf den Bedarf für 12 Monate ist zulässig (siehe hierzu die folgen-
den Gliederungsabschnitte zur zeitlichen Begrenzung). Wurde bereits ein Teilbetrag auf den 
Bedarf von 12 Monaten gewährt, kann bei einem erneuten Antrag innerhalb der 12 Monate in 
der Regel nur noch der übrige Restbetrag gewährt werden. Eine hiervon abweichende Entschei-
dung kann je nach den Umständen des Einzelfalls getroffen werden und ist zu dokumentieren. 
Insbesondere der Fall, dass nur noch ein geringer Restbetrag zur Auszahlung vorhanden ist, 
kann eine solche, abweichende Entscheidung begründen. 
 

5.5.2.2.2. Untere zeitliche Grenze des Leistungsgewährungszeitraums 
 
Nach der Rechtsprechung des BSG soll bei der angemessenen Menge des Heizmaterials auf den 
jeweiligen Bewilligungszeitraum abgestellt werden. Eine über den Bewilligungszeitraum hinaus-
gehende Bevorratung kann dann sinnvoll sein, wenn ein weiterer Leistungsbezug hinreichend 
wahrscheinlich ist.104 
 
Eine über den aktuellen Bewilligungsabschnitt hinausgehende Gewährung von Winterbrand-
beihilfe erscheint auch dann geboten, wenn der aktuelle Bewilligungsabschnitt innerhalb eines 
verhältnismäßig kurzen Zeitraums endet. Wird in diesem Fall strikt auf die Restdauer des aktu-
ellen Bewilligungszeitraums abgestellt, hat dies die Gewährung eines verhältnismäßig geringen 
Betrags zur Folge, was – insbesondere bei der Beschaffung von Heizmaterial über eine Anliefe-
rung – für eine Bevorratung nicht sachgerecht erscheint (Mindestabnahmemengen, Staffel-
preise). 
 

5.5.2.2.3. Obere zeitliche Grenze des Leistungsgewährungszeitraums 
 
Aus der Rechtsprechung des BSG lässt sich entnehmen, dass eine Bevorratung mit Heizmaterial 
für einen Zeitraum von bis zu 12 Monaten jedenfalls im Einklang mit § 22 Abs. 1 SGB II steht.105 
 
Eine Gewährung über einen Zeitraum von maximal 12 Monaten hinaus ist nicht angezeigt, da 
sich der maximale Gewährungszeitraum an der Höchstdauer eines Bewilligungszeitraums ori-
entiert (vgl. § 41 Abs. 3 SGB II). Soweit Leistungen nach dem SGB II allgemein für (höchstens) 12 
Monate gewährt werden, kann für Winterbrand nichts Anderes gelten. Eine Gewährung von 
Winterbrand für mehr als 12 Monate entspricht nicht der Systematik des SGB II. 
 

5.5.2.3. Beispiele für die Beurteilung der Angemessenheit 
 
Wie oben dargestellt, ergibt sich die Bestimmung der angemessenen Winterbrandbeihilfe aus 
den Kosten für den Heizbrennstoff sowie der zeitlichen Begrenzung des Gewährungszeitraums. 

 
 
103 Vgl. Ziffer 15 der niedersächsischen Wohnraumförderbestimmungen (WFB), Nds. MBl. 2019, 1075. 
104 Vgl. bereits BSG v. 13.04.2005 – B 7b AS 40/60 R 
105 Vgl. BSG v. 13.04.2005 – B 7b AS 40/06 R sowie BSG v. 08.05.2019 – B 14 AS 20/18 R 
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Auch die bereits für den Bedarfsberechnungszeitraum (12 Monate) erbrachten Leistungen sind 
zu berücksichtigen. 
 
1) Beispiel 1: Der alleinstehende eLb trägt im Monat 10/2021 vor, dass im Folgemonat für sein 

selbst bewohntes Eigenheim mit 120 m² Gebäudefläche eine Bevorratung mit Heizmaterial 
erforderlich ist (Heizöl). Der Antrag wurde nicht beziffert. der Bewilligungszeitraum läuft 
von 10/2021 bis 09/2022. Die letzte Winterbrandbeihilfe wurde im Monat 10/2020 gezahlt, 
sodass seit der letztmaligen Gewährung 12 Monate verstrichen sind. 
 
Winterbrandbeihilfe soll nach Möglichkeit für den jeweiligen Bewilligungszeitraum gewährt 
werden, sofern eine darüberhinausgehende Bevorratung nicht erforderlich erscheint. Eine 
Gewährung für die noch verbleibenden 11 Monate des aktuellen Bewilligungszeitraums 
(11/2021 bis einschließlich 09/2022) erscheint sachgerecht. 
 
Die Höhe des zu gewährenden Betrags ergibt sich aus den monatlich angemessenen Auf-
wendungen für das Heizen mit Heizöl multipliziert mit der Anzahl der Monate, für die die 
Winterbrandbeihilfe gewährt werden kann (hier 11 Monate): 
 
(Höhe der angemessenen Kosten pro m² und Jahr beispielhaft, für die konkrete Berechnung 
sind die aktuellen Werte zu Grunde zu legen) 
 

angemessene Heizkosten pro m² und Jahr 
(Heizöl, 120 m² Gebäudefläche) = 18,11 Euro 

18,11 Euro x 50 m² angemessene Wohnfläche = 905,50 Euro angemessene Heizkosten pro Jahr 

905,50 Euro ./. 12 Monate = 75,46 Euro angemessene Heizkosten pro Monat 

75,46 Euro x 11 Monate = 830,06 Euro angemessene Winterbrandbeihilfe 

 
2) Beispiel 2: Wie Beispiel 1, nur dass der Bewilligungszeitraum von 02/2021 bis 01/2022 läuft. 

Es ist zudem absehbar, dass weiterhin Leistungen nach dem SGB II bezogen werden. 
  
Die Gewährung von Winterbrandbeihilfe für drei Monate (11/2021 bis 01/2022) erscheint 
nicht sachgerecht, da nach dem in diesem Beispiel zu Grunde gelegten Heizspiegel 2020 für 
diesen Zeitraum ein Betrag in Höhe von 226,38 Euro zu gewähren wäre. Bei verständiger 
Würdigung ist nicht davon auszugehen, dass sich ein Lieferant zur Belieferung zu diesem 
Betrag bereiterklärt. Zudem müsste innerhalb eines kürzeren Zeitraums eine erneute Ge-
währung erfolgen, da der weitere Leistungsbezug absehbar ist. 
 
Eine Gewährung von Winterbrandbeihilfe erscheint in diesem Fall über den Restzeitraum 
des Bewilligungsabschnitts hinaus geboten. Ob eine Gewährung für die vollen 12 Monate 
oder eine Verkürzung erfolgt, hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. In diesem Fall 
ist der weitere Bezug von Leistungen nach dem SGB II abzusehen, sodass eine Gewährung 
für insgesamt 12 Monate gerechtfertigt erscheint. 
 

3) Beispiel 3: Der BG-Vorstand einer vierköpfigen Bedarfsgemeinschaft beantragt für den Mo-
nat 10/2021 Winterbrandbeihilfe für die Beheizung des selbst bewohnten Eigenheims mit 
Heizöl (Gebäudefläche unter 250 m²). Er gibt an, 3000 Liter zu einem Preis von 2300,00 Euro 
tanken zu wollen und geht davon aus, dass diese Menge für eine Bedarfsdeckung über 18 
Monate ausreichen wird. Der Bewilligungszeitraum läuft von 06/2021 bis 05/2022. Winter-
brandbeihilfe wurde letztmalig im Monat 09/2020 für zwölf Monate erbracht. 
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Legt man dem vom BG-Vorstand angegebenen Zeitraum von 18 Monaten zu Grunde, so 
sind die Kosten von 2300,00 Euro für die Bevorratung für diesen Zeitraum prinzipiell kos-
tenangemessen (nach dem in diesem Beispiel zu Grunde gelegten Heizkostenspiegel 2020: 
18,11 Euro pro m² und Jahr x 85 m² (vier Personen) / 12 Monate = 128,28 Euro. 128,28 Euro 
x 18 Monate = 2309,04 Euro). Die Gewährung der Winterbrandbeihilfe für einen Zeitraum 
von mehr als 12 Monaten ist allerdings mit der Systematik des SGB II nicht vereinbar, sodass 
der Höchstbetrag für die Winterbrandbeihilfe anhand der angemessenen Kosten für 12 Mo-
nate berechnet wird (= 1539,36 Euro). 

 
Ob der angemessene Beitrag für 12 Monate gewährt wird oder eine Gewährung für den 
Restzeitraum des Bewilligungsabschnitts (10/2021 – 05/2022 = 8 Monate) erfolgt, hängt 
von den Umständen des Einzelfalls ab. Ist ein weiterer Leistungsbezug nach Ablauf des Be-
willigungszeitraums absehbar, ist eine Gewährung für 12 Monate ebenso gerechtfertigt wie 
die Begrenzung auf den aktuellen Bewilligungsabschnitt (Gewährung für 8 Monate). 
 

5.5.3. Besonderheiten bei der nachträglichen Kostenübernahme 
 
Da die Winterbrandbeihilfe in laufenden Fällen zu den Bedarfen für Unterkunft und Heizung 
gehört, ist eine Antragstellung vor Beschaffung des Heizmaterials für die Kostenübernahme 
grds. nicht erforderlich. Ebenfalls ist vor der Beschaffung keine Zusicherung zur Kostenüber-
nahme notwendig. Winterbrandbeihilfe ist vor diesem Hintergrund also grundsätzlich auch 
dann zu gewähren, wenn der Leistungsberechtigte die Belieferung mit Brennstoffen bereits ver-
anlasst hat und/oder den Rechnungsbetrag bereits (in Vorleistung) bezahlt hat. 
 
In diesem Zusammenhang können Fälle problematisch sein, in denen der Leistungsbezieher die 
Brennstoffe ohne vorherige Rücksprache mit der LSB unangemessen teuer beschafft oder nicht 
abschließend aufzuklären ist, ob im Zeitpunkt der Beschaffung ein Bedarf bestanden hat. 
 
Die entstandenen Kosten können im Regelfall maximal in Höhe des Höchstbetrags der ange-
messenen Winterbrandbeihilfe (Bedarf für 12 Monate) übernommen werden. Eine hiervon ab-
weichende Entscheidung ist zu dokumentieren. 
 
Es ist zudem zu prüfen, ob ein Bedarf im Zeitpunkt der Beschaffung bestanden hat. Reine Vor-
ratskäufe auf Grund beispielsweise günstiger Einkaufspreise können deswegen nicht mit der 
Winterbrandbeihilfe bezuschusst werden, da der absehbare oder bereits erfolgte Verbrauch 
der vorhandenen Brennstoffe (= Bedarfslage) Voraussetzung für die Gewährung der Winter-
brandbeihilfe ist. Soweit sich im Ergebnis nicht mehr aufklären lässt, ob ein Bedarf zum Zeit-
punkt der Beschaffung bestanden hat, geht die Nichtaufklärbarkeit zu Lasten des Leistungsbe-
ziehers. Zu berücksichtigen ist allerdings, dass eine völlig anlasslose Vorratsbeschaffung eher 
die Ausnahme darstellen dürfte, sodass an den Nachweis über die Bedarfslage keine überspann-
ten Anforderungen gestellt werden sollten. 
 
Vor diesem Hintergrund sollten Leistungsbezieher, bei denen der grundsätzliche Bedarf für 
Winterbrand bekannt oder absehbar ist, frühzeitig dahingehend beraten werden, die Brenn-
stoffbeschaffung erst nach Rücksprache mit der zuständigen LSB zu veranlassen. 
 

5.5.4. Kostenteilung in Wohngemeinschaften 
 
In Wohngemeinschaften mit Nichtleistungsempfängern erfolgt die Ermittlung der angemesse-
nen Heizkosten (hier: Winterbrandbeihilfe) nach den allgemeinen Regeln. Für die Ermittlung 
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der angemessenen Heizkosten wird die Anzahl der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft heran-
gezogen. Die Aufteilung der tatsächlichen Heizkosten erfolgt nach Kopfteilen. 
 
Beispiel: Eine Bedarfsgemeinschaft mit zwei Personen wohnt in einem Haushalt mit einer Nicht-
leistungsempfängerin. Die Wohngemeinschaft bevorratet sich mit Heizmaterial, die Bedarfsge-
meinschaft reicht die Abrechnung des Lieferanten ein (Gesamtkosten: 1500,00 Euro). 
 
Sofern keine abweichenden Vereinbarungen bestehen, werden die tatsächlichen Kosten gleich-
mäßig auf alle Bewohner des Haushalts verteilt. Auf die Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft 
entfallen also 1000,00 Euro nach Kopfteilen. Es wird sodann anhand der Angemessenheits-
grenze für zwei Personen geprüft, ob die Kosten angemessen sind. 
 

5.5.5. „Erweiterte Hilfebedürftigkeit“ (Hilfebedürftigkeit durch Brennstoffbedarf) 
 
Die Bevorratung mit Heizbrennstoffen erfolgt in der Regel jährlich, seltener auch halbjährlich. 
Dieser punktuelle Bedarf kann bei Personen mit verhältnismäßig niedrigem Einkommen dazu 
führen, dass sie allein durch den einmaligen Brennstoffbedarf hilfebedürftig werden („erwei-
terte Hilfebedürftigkeit“). 
 
Im Einklang mit der Rechtsprechung des BSG werden auch für diesen Personenkreis angemes-
sene Heizkosten für die Bevorratung mit Brennstoffen nach § 22 SGB II gewährt, selbst wenn 
sie nur für einen Monat durch den Brennstoffbedarf hilfebedürftig sind (vgl. zum Wegfall der 
Hilfebedürftigkeit und zur Rspr. des BSG unten Ziffer 5.5.6.).  
 
Ein isolierter Antrag auf Winterbrandbeihilfe ist in diesen Fällen nicht ausreichend: Es gilt das 
normale Antragsverfahren (vollständiger SGB II-Leistungsantrag). 
 
Erweiterte Hilfebedürftigkeit kann insbesondere auch bei Wohngeldempfängern oder Empfän-
gern von Kinderzuschlag eintreten. 
 
Problematisch erscheint, dass zwischen den oben genannten vorrangigen Leistungen und Leis-
tungen nach dem SGB II ein (mehr oder weniger strenges) Ausschlussverhältnis besteht (vgl. § 
7 Abs. 1 Nr. 1 WoGG und § 6a Abs. 1 Nr. 3, Abs. 1a BKGG). Die Gewährung von Winterbrandbei-
hilfe bei erweiterter Hilfebedürftigkeit würde also vielfach dazu führen, dass der Anspruch auf 
die o. g. vorrangigen Leistungen entfällt. 
 
Zwischen dem BMAS und dem BMI bzw. dem BMAS und BMFSFJ besteht allerdings Einverneh-
men darüber, dass weder Wohngeld noch Kinderzuschlag entfallen sollen, wenn einmalig Leis-
tungen nach dem SGB II zur Beschaffung von Heizbrennstoffen gewährt werden. Dementspre-
chend kann Winterbrandbeihilfe auch an die Empfänger der o. g. vorrangigen Leistungen ge-
währt werden.  
 

5.5.6. Rückforderung von Winterbrandbeihilfe nach Überwindung der Hilfebedürftigkeit 
 
Jährliche oder halbjährliche Aufwendungen für die Bevorratung mit Heizmaterial sind im Fällig-
keitsmonat auch dann als Bedarf für Heizung anzuerkennen, wenn nicht zu erwarten ist, dass 
für den gesamten Zeitraum existenzsichernde Leistungen nach dem SGB II bezogen werden.106 
 

 
 
106 vgl. hierzu BSG v. 08.05.2019 – B 14 AS 20/18 R 
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Vor diesem Hintergrund kommt eine (teilweise) Rückforderung von Winterbrand mit der allei-
nigen Begründung des späteren Wegfalls der Hilfebedürftigkeit nicht in Betracht. Soweit neben 
den Wegfall der Hilfebedürftigkeit weitere Umstände hinzutreten, nach denen eine Rückforde-
rung in Betracht kommt, muss im Einzelfall darüber entschieden werden. 
 

5.6. Energieanteile 
 
Gem. § 20 SGB II umfasst der Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts auch die Haus-
haltsenergie ohne die auf die Heizung und Erzeugung von Warmwasser entfallenden Anteile. 
Die Warmwasserkosten sind damit nicht mehr wie bisher im Regelbedarf enthalten. Die Kosten 
für die zentrale Warmwasserbereitung gehören zu den Heizkosten (§ 22 SGB II), Kosten für de-
zentrale Warmwasserbereitung als Mehrbedarf nach § 21 Abs. 7 SGB II berücksichtigt. 
 
Nach § 21 Abs. 7 SGB II wird bei Leistungsberechtigten ein Mehrbedarf anerkannt, soweit 
Warmwasser nicht über die Heizungsanlage erzeugt wird (dezentrale Warmwassererzeugung) 
und deshalb keine Bedarfe für zentral bereitgestelltes Warmwasser nach § 22 SGB II anerkannt 
werden. Erfolgt die Warmwasserbereitung zusammen mit der Beheizung, also zentral, ist der 
tatsächliche Warmwasseranteil im Rahmen der Angemessenheit als KdU zu übernehmen. 
 

5.7. Heiz- und Nebenkostennachzahlungen 
 

5.7.1. Übernahme als Zuschuss 
 
Heiz-/Nebenkostennachzahlungen, die trotz Zahlung der vom Versorger geforderten Abschläge 
durch Mehrverbrauch oder Erhöhung der Energiekosten im Abrechnungszeitraum entstanden 
sind, stellen einen Bedarf der leistungsberechtigten Person im Monat der Fälligkeit dar und sind 
daher grundsätzlich nach § 22 Abs. 1 SGB II zu übernehmen.  
 
Für Personen, die im laufenden Leistungsbezug stehen, ist ein gesonderter Antrag auf Kosten-
übernahme nicht erforderlich.107  
Ausreichend ist, dass die Abrechnung des Vermieters / Versorgers eingereicht wird. Zuständig 
für die Übernahme von Heiz-/Nebenkostennachzahlungen ist der Leistungsträger, der zum Zeit-
punkt der Fälligkeit der Nachzahlung sachlich und örtlich für die Leistungsberechtigten zustän-
dig ist.108 
 
Sofern der leistungsberechtigten Person im Abrechnungszeitraum die tatsächlichen Kosten der 
Unterkunft im Rahmen des § 22 I 3 SGB II (Karenzzeit) bewilligt wurden, ist entsprechend auch 
die Heiz-/Nebenkostennachzahlung als Bedarf anzuerkennen und in tatsächlicher Höhe zu über-
nehmen. 
 
Hinsichtlich der Höhe des nachzuzahlenden Betrages ist zu prüfen, inwieweit die Nachzahlung 
möglicherweise daraus resultiert, dass geschuldete Vorauszahlungen von der leistungsberech-
tigten Person nicht oder nicht vollständig geleistet wurden. Insoweit scheidet eine Übernahme 
nach § 22 Abs. 1 SGB II aus. Die auf nicht geleistete Vorauszahlungen entfallenden Beträge stel-
len Schulden im Sinne des § 22 Abs. 8 SGB II dar, deren darlehensweise Übernahme gesondert 
zu prüfen ist. 
 

 
 
107 Vgl. BSG vom 22.03.2010 - B 4 AS 62/09 R 
108 Vgl. BVerwG v. 04.02.1988 - 5 C 89.85 
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Eine Betriebs- und / oder Heizkostennachzahlung ist als Bestandteil der Bedarfe nach § 22 Abs. 
1 Satz 1 SGB II zu übernehmen, soweit die Kosten angemessen sind. Die Angemessenheitsprü-
fung hat dabei für den aus der Abrechnung ersichtlichen Abrechnungszeitraum zu erfolgen. Fol-
gende Fallgestaltungen sind zu unterscheiden:  
 

1) Liegen die laufenden Kosten für das Abrechnungsjahr zuzüglich des Abrechnungsbetra-
ges im Rahmen der Angemessenheit, sind sie zu übernehmen.  

2) Übersteigt der kumulierte Betrag die Angemessenheitsgrenze, sind die Kosten zunächst 
zu übernehmen, wobei die Bewilligung mit einem Hinweis auf die Unangemessenheit 
der Kosten zu verbinden ist. Ein auf den jeweiligen Sacherhalt passendes Kostensen-
kungsverfahren ist einzuleiten (KdU oder KdH oder beides).  

3) Sofern die Kosten im Zeitpunkt der Fälligkeit der Abrechnung nach durchgeführtem 
Kostensenkungsverfahren bereits auf den angemessenen Betrag abgesenkt sind, wird 
die Nachzahlung anteilig nur noch für die Zeiten des Abrechnungszeitraums übernom-
men, in denen noch die tatsächlichen Kosten gewährt wurden.  
Beispiel: 
Betriebskostenabrechnung vom 01.02.2024 für den Abrechnungszeitraum 01.01.2023 
bis 31.12.2023; seit dem 01.07.2023 werden nach durchgeführtem Kostensenkungsver-
fahren nur noch die angemessenen Kosten gewährt. 

➔ Der Nachzahlungsbetrag aus der Abrechnung vom 01.02.2024 ist nur in Höhe von 
6/12 zu übernehmen, da in dem Zeitraum 01/23 – 06/23 noch die tatsächlichen Kosten 
übernommen wurden und erst seit dem 01.07.2024 auf den angemessenen Betrag ab-
gesenkt wurde 

 
5.7.2. „Erweiterte Hilfebedürftigkeit“ durch eine Heizkostennachzahlung 

 
Da eine Heizkostennachzahlung einen Bedarf im Monat der Fälligkeit darstellt, können Perso-
nen durch die Heizkostennachzahlung hilfebedürftig werden, die ansonsten ihren Lebensunter-
halt selbst sicherstellen können. Entsprechendes gilt bei der Bevorratung mit Winterbrand 
(siehe oben Ziffer 5.5.5.). Durch die Heizkostennachzahlung kann ein Leistungsanspruch für nur 
einen Monat entstehen. 
 
Bei erweiterter Hilfebedürftigkeit gilt für die Leistungserbringung das normale Antragsverfah-
ren (vollständige Anspruchsprüfung). 
 

5.7.3. Frist zur Abrechnung von Betriebskosten 
 
Gem. § 556 Abs. 3 BGB ist der Vermieter verpflichtet, die Vorauszahlungen für Betriebskosten 
jährlich abzurechnen. Die Abrechnung ist dem Mieter spätestens bis zum Ablauf des zwölften 
Monats nach Ende des Abrechnungszeitraumes mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Gel-
tendmachung einer Nachforderung durch den Vermieter ausgeschlossen (Verjährung), es sei 
denn, der Vermieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten. Insofern sind Ne-
benkostennachzahlungen für einen Abrechnungszeitraum von vor zwei Jahren oder älter grund-
sätzlich nicht zu übernehmen (Verjährung gilt nicht für Guthaben!). 
  
Beispiel: Die Nebenkostennachzahlung für den Zeitraum 01.01.- 31.12.2009 wird dem Mieter 
am 01.01.2011 mitgeteilt und ist demnach verjährt. Sofern die Mitteilung über die Nachzahlung 
am 31.12.2010 erfolgt wäre, wäre diese Forderung noch wirksam. 
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5.7.4. Ausschlusstatbestände 
 
Die Übernahme von Nachzahlungen für Betriebs- und Heizkosten als Beihilfe scheidet aus, wenn 
nach einem Kostensenkungsverfahren lediglich noch angemessene Kosten übernommen wer-
den und diese bereits ausgeschöpft sind.  
 
Die Übernahme von Heiz-/Nebenkostennachzahlungen ist ferner abzulehnen, wenn sich der 
Leistungsempfänger bei Fälligkeit der Nachzahlung (= Zeitpunkt des Bedarfes) nicht mehr im 
Leistungsbezug befindet. Es kommt bezüglich der Übernahme der Nachzahlungen nicht darauf 
an, ob der Abrechnungszeitraum ganz oder z.T. im Leistungsbezug lag, sondern allein darauf, 
wann der Anspruch des Vermieters auf Begleichung der Nachzahlung entsteht, da der Bedarf 
nur dann aktuell gegeben ist. Die Nachzahlung ist in dem Monat der Fälligkeit in den Berech-
nungsbogen aufzunehmen, der Bescheid über die Nachzahlung ist für den Monat der Fälligkeit 
zu erlassen. 
 
Weiterhin können grundsätzlich Heiz-/Nebenkostennachzahlungen nicht für Unterkünfte über-
nommen werden, die zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Heiz /Nebenkostennachzahlungen nicht 
mehr bewohnt werden.109 
 
Eine Ausnahme hiervon ist unter folgenden Voraussetzungen gegeben: 
 

• Der Leistungsberechtigte stand sowohl im Zeitpunkt der tatsächlichen Entstehung der Kos-
ten als auch noch im Zeitpunkt der Fälligkeit der Nachforderung im Leistungsbezug nach 
dem SGB II (durchgehender Leistungsbezug).    

• Die Aufgabe der Wohnung erfolgte in Erfüllung der Kostensenkungsobliegenheit gegenüber 
dem Leistungsträger oder es wurde zumindest die Zusicherung hinsichtlich des Umzuges 
während des Bezuges von Leistungen nach dem SGB II erteilt. 

• Es ist keine anderweitige Bedarfsdeckung eingetreten.110 
 

5.7.5. Darlehensweise Übernahme (insbes. auch bei Versorgungssperre) 
 
Kann die Nachzahlung nicht im Rahmen des § 22 Abs. 1 SGB II als KdU-Bedarf übernommen 
werden, da sie nicht aus einem Mehrverbrauch resultiert, sondern aus nicht gezahlten Abschlä-
gen, sieht § 22 Abs. 8 SGB II die Möglichkeit einer darlehensweisen Übernahme dieser Schulden 
vor. Vorrangig von entsprechenden Darlehen ist grundsätzlich der Einsatz vorhandenen   
(Schon-)Vermögens. 
 
Die darlehensweise Übernahme von Schulden durch den Leistungsträger kann erfolgen, wenn 
Bedarfe für Unterkunft und Heizung erbracht werden und die Schuldenübernahme zur Siche-
rung der Unterkunft oder zur Behebung einer vergleichbaren Notlage gerechtfertigt ist, § 22 
Abs. 8 S. 1 SGB II. Die Übernahme von Mietschulden kommt grundsätzlich nur bei Wohnungen 
mit angemessenen Unterkunftskosten in Betracht. 
 
Schulden sollen übernommen werden, wenn dies gerechtfertigt und notwendig ist und andern-
falls Wohnungslosigkeit droht, § 22 Abs. 8 S. 2 SGB II. An der Rechtfertigung und Notwendigkeit 
der Schuldenübernahme fehlt es, wenn eine andere, angemessene Wohnung bezogen werden 
kann. Die Übernahme von Mietschulden für unangemessene Wohnungen kommt nur in Aus-
nahmefällen in Betracht.  

 
 
109 BSG v. 25.06.2015 - B 14 AS 40/14 R 
110 vgl. zum Ganzen: BSG vom 30.03.2017 - B 14 AS 13/16 R sowie v. 13.07.2017 - B 4 AS 12/16 R 
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Eine der Wohnungslosigkeit vergleichbare Notlage kann insbesondere bei Rückständen in Be-
zug auf Energie- oder Wasserkosten gegeben sein. Die Rechtsprechung geht davon aus, dass 
das Fehlen von Energie- oder Wasserversorung eine faktische Unbewohnbarkeit der Wohnung 
zur Folge haben kann, die der Wohnungslosigkeit gleich zu setzen ist. Voraussetzungen und 
Umfang sind im Einzelfall zu prüfen. 
 
Unterbrechung der Gasversorgung bei Schulden aus Gaslieferverträgen: Soweit eine Unterbre-
chung der Gasversorgung durch den Heizenergieversorger angekündigt wird, gelten für die 
Sperrung der Gasversorgung sehr ähnliche Voraussetzungen, wie für die Sperrung der Strom-
versorgung. Aus diesem Grund werden die besonderen Voraussetzungen der Gasgrundversor-
gungs-Verordnung (GasGVV) gemeinsam mit den Voraussetzungen der Stromgrundversor-
gungs-Verordnung (StromGVV) unter Ziffer 5.7.6.3. näher beschrieben.  
 

5.7.6. Stromschulden 
 

5.7.6.1. Grundlagen 
 
Stromkosten für Haushaltsenergie sind Bestandteil der Regelleistung. Erforderliche Nachzah-
lungen aufgrund der Jahresabrechnung sind daher grundsätzlich aus der laufenden Regelleis-
tung zu zahlen. Dies gilt grundsätzlich auch für während der Bedarfszeit aufgelaufene Strom-
schulden. Unter bestimmten Umständen können Stromschulden darlehensweise nach § 24 Abs. 
1 S. 2 SGB II bzw. § 22 Abs. 8 SGB II übernommen werden. 
 
Bei Stromschulden (Haushaltsstrom) bzw. bei Nachzahlungen für Energiekosten (Haushalts-
strom) ist das Darlehen nicht an sämtliche Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft zu vergeben, 
sondern ausschließlich an den Vorstand der Bedarfsgemeinschaft und dessen Ehe- oder Leben-
spartner. 
 
Sind Stromschulden entstanden und hat sich die leistungsberechtigte Person aufgrund   unwirt-
schaftlichen Verhaltens als ungeeignet erwiesen, mit dem Regelbedarf nach § 20 SGB II ihren 
Bedarf zu decken (Stromabschläge sind an den Energieversorger nicht überwiesen worden), 
können die künftigen monatlichen Abschläge nach § 24 II SGB II direkt an den Energieversorger 
überwiesen werden (Strom als Sachleistung).  
 

5.7.6.2. Abgrenzung: Stromschuldendarlehen nach § 22 Abs. 8 SGB II oder nach § 24 Abs. 1 SGB II 
 
Ist bereits eine Stromsperrung erfolgt (Strom wurde abgeschaltet), ist § 22 Abs. 8 SGB II die 
einschlägige Vorschrift für die Übernahme von Nachzahlungen bzw. Stromschulden. Bei der er-
folgten Stromsperrung handelt es sich um eine der drohenden Wohnungslosigkeit vergleich-
bare Notlage im Sinne des § 22 Abs. 8 SGB II, da der Gebrauchswert einer Wohnung ohne Strom-
versorgung deutlich vermindert ist. Die Übernahme von Nachzahlungen bzw. Stromschulden 
nach § 22 Abs. 8 SGB II erfolgt in der Regel als Darlehen (§ 22 Abs. 8 Satz 4 SGB II: „Geldleistun-
gen sollen als Darlehen erbracht werden“). 
 
Aufwendungen für Strom im Zusammenhang mit den Kosten der Unterkunft und Heizung (Heiz-
strom) sind nicht Bestandteil des Regelbedarfs und werden nicht von § 24 SGB II erfasst. Sofern 
hieraus Schulden bestehen oder drohen, ist eine Beurteilung im Rahmen des § 22 Abs. 8 SGB II 
erforderlich. 
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Das gleiche gilt für Stromschulden aus der Vergangenheit, sog. „Altschulden“ (Fälligkeit liegt 
außerhalb der Bedarfszeit), die bereits vor der Beantragung der SGB II-Leistungen, also vor Be-
ginn der Bedarfszeit, vorlagen. Zu den „Altschulden“ gehören auch Nachzahlungsverpflichtun-
gen, die sich aus einer vor der Antragstellung eingegangenen Jahresabrechnung ergeben.  
 
Ist eine Stromsperrung (noch) nicht erfolgt, ist § 24 Abs. 1 Satz 1 SGB II die anzuwendende Vor-
schrift. Stromnachzahlungen und Stromschulden können nach § 24 Abs. 1 Satz 1 SGB II nur dann 
übernommen werden, wenn ein unabweisbarer Bedarf vorliegt. Ein unabweisbarer Bedarf ist 
dann gegeben, wenn die Deckung des Bedarfes keinen Aufschub duldet. Ein unabweisbarer Be-
darf im Sinne des § 24 Abs. 1 Satz 1 SGB II ist zumindest dann gegeben, wenn eine Sperrung der 
Stromversorgung droht. Der Bedarf darf nicht auf andere Weise, insbesondere aus vorhande-
nem Vermögen (auch Schonvermögen i.S.d. § 12 SGB II) gedeckt werden können. Auf andere 
Weise kann der Bedarf beispielweise auch dann gedeckt werden, wenn die Versorgung bei ei-
nem anderen Stromanbieter beantragt werden kann oder indem die Leistungsberechtigten eine 
Ratenzahlung mit dem Versorgungsunternehmen vereinbaren. 
 
Hinweis: Die LSB soll die Kunden aktiv beraten, dass derartige Schuldensituationen frühzeitig 
zur Kenntnis gebracht werden. 
 

5.7.6.3. Unterbrechung der Versorgung: Besondere Voraussetzungen der Grundversorgungs-Verord-
nungen 
 
Die Unterbrechung der Energieversorgung kann nur unter bestimmten Voraussetzungen erfol-
gen. Dabei sind die Regelungen zur Stromgrundversorgungs-Verordnung (StromGVV) sehr ähn-
lich zu den Regelungen der Gasgrundversorgungs-Verordnung (GasGVV) ausgestaltet, sodass 
die Voraussetzungen für die Sperrung der Gaszufuhr und der Stromzufuhr hier gemeinsam nä-
her beschrieben werden. 
 
Die Voraussetzungen zur Sperrung von Anschlüssen für sog. Sonderkunden (d. h. Kunden, die 
nicht über die Grundversorgung beliefert werden) sind in der Regel in den Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen der Versorger näher beschrieben und orientieren sich dabei regelmäßig 
sehr eng an den Voraussetzungen der GasGVV/StromGVV. 
 
Zentrale Vorschriften für die Versorgungsunterbrechung in der Grundversorgung sind § 19 Gas-
GVV und § 19 StromGVV. Die Versorgungsunterbrechung läuft hiernach wie folgt ab: 
 
 
 
 
 
 

5.7.6.3.1. Voraussetzung zur Sperrung 
 
In der Regel wird eine Versorgungsunterbrechung damit begründet, dass sich der Kunde in Zah-
lungsverzug befindet. Der Energieversorger ist allerdings nur dann zur Unterbrechung der Ver-
sorgung berechtigt, wenn die folgenden Voraussetzungen vorliegen: 
 

• Bei Vorauszahlungen muss der nicht gezahlte Betrag mindestens zwei Monatsabschlägen 
entsprechen. Die offene Zahlung muss zudem mehr als 100,00 Euro betragen. 
 

Zahlungs-
verzug 

Mahnung 
Androhung 
der Sper-

rung 

konkrete 
Sperr-ankün-

digung 

Sperrung 
des An-

schlusses 
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• Die Unterbrechung darf zudem nicht außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung 
des Kunden stehen (eigene Prüfpflicht des Energieversorgers). 

 

• Die Unterbrechung darf darüber hinaus auch dann nicht erfolgen, wenn der Kunde darlegt, 
dass hinreichende Aussicht darauf besteht, dass er seinen Zahlungsverpflichtungen nach-
kommt. Dies dürfte insbesondere bei niedrigen, säumigen Beträgen der Fall sein, wenn die 
Zahlung der laufenden Abschläge wieder aufgenommen wurde111 und der Kunde erklärt, 
die Außenstände zeitnah zu begleichen (z. B. durch Ratenzahlung). 

 

• Die Sperrung darf zudem nicht vorgenommen werden, wenn der Kunde vorträgt, dass die 
Unterbrechung unverhältnismäßig ist (Möglichkeit zur Darlegung durch den Kunden). Gas-
GVV und StromGVV sehen vor, dass eine Sperrung „insbesondere“ dann unverhältnismäßig 
ist, wenn sie eine Gefahr für Leib oder Leben darstellt. 
 
o Eine Gefahr für Leib oder Leben dürfte vorliegen, wenn infolge einer Stromsperre me-

dizinisch notwendige oder lebenswichtige Geräte nicht mehr betrieben werden können 
(z. B. Beatmungs- oder Dialysegeräte). 

o Gleiches gilt, wenn die ausreichende Pflege/Betreuung von pflegebedürftigen oder be-
hinderten Familienangehörigen nur bei bestehender Energieversorgung möglich ist112 

 
Darüber hinaus kann insbesondere in den Wintermonaten eine Gefahr für Leib oder Leben 
durch eine Versorgungsunterbrechung eintreten, wenn 
 
o Die fehlende Möglichkeit zur Beheizung der Unterkunft auf Grund der Außentempera-

turen gesundheitsgefährdend erscheint 
o Bei Familien mit Kleinkindern die Unterbrechung der Versorgung dazu führt, dass eine 

ausreichende Versorgung mit warmen Mahlzeiten und/oder Warmwasser nicht mehr 
gewährleistet ist113 

 
5.7.6.3.2. Androhung der Sperrung 

 
Bei Zahlungsverzug erfolgt zunächst eine Mahnung durch den Energieversorger. Der Energie-
versorger ist dazu berechtigt, die Mahnung direkt mit einer Sperrandrohung zu verbinden. So-
weit ersichtlich, wird von dieser Möglichkeit allerdings nur selten Gebrauch gemacht, sodass 
die Androhung der Sperrung in der Regel gesondert mitgeteilt wird. 
 
Die Androhung der Sperrung muss spätestens vier Wochen vor dem geplanten Sperrungstermin 
erfolgen. 
 
Der Energieversorger ist verpflichtet, den Kunden mit der Androhung der Unterbrechung über 
folgende Möglichkeiten zur Vermeidung der Sperrung zu informieren: 
 

• Dem Kunden ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, dass die Sperrung unverhältnis-
mäßig ist (siehe zu möglichen Gründen oben Ziffer 5.7.6.3.1.). 

• Der Energieversorger ist zudem verpflichtet, über die Möglichkeiten zur Vermeidung der 
Unterbrechung zu informieren, die für den Kunden keine Mehrkosten verursachen. Hierzu 

 
 
111 vgl. AG Brandenburg v. 24.06.2009 – 34 C 106/08 
112 vgl. AG Oldenburg v. 22.04.2008 – 22 C 930/07 
113 vgl. LG Neubrandenburg v. 20.04.2010 – 1 S 130/09 
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gehören beispielsweise örtliche Hilfsangebote zur Abwendung der Unterbrechung, Voraus-
zahlungssysteme (Karten- oder Münzzähler), Hinweise auf staatliche Unterstützungsmög-
lichkeiten der sozialen Mindestsicherung oder auf eine anerkannte Schuldner- oder Ver-
braucherberatung. 

 
5.7.6.3.3. Konkrete Sperrankündigung 

 
Die konkrete Sperrung muss spätestens acht Werktage vor dem Sperrungstermin brieflich an-
gekündigt werden. 
 
Mit der konkreten Sperrankündigung muss der Grundversorger eine sog. Abwendungsverein-
barung anbieten. Diese muss folgendes beinhalten: 
 

• Ein Angebot einer zinsfreien Ratenzahlungsvereinbarung. Diese muss so gestaltet sein, dass 
die Außenstände in einem wirtschaftlich zumutbaren Zeitraum vollständig ausgeglichen 
werden (in der Regel zumutbar: 6 – 18 Monate). Bei hohen Außenständen ist allerdings 
nicht auszuschließen, dass das Ratenzahlungsangebot die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
des Kunden überschreitet, was insbesondere bei Leistungsbeziehern schnell der Fall sein 
kann. 

 

• Ein Angebot zur Weiterversorgung auf Vorauszahlungsbasis, d. h., dass die Versorgung von 
der Zahlung des voraussichtlich anfallenden Restbetrags für den Abrechnungszeitraum ab-
hängig gemacht wird. Alternativ kann der Grundversorger beim Kunden einen Münz- oder 
Kartenzähler einrichten. 

 
Nimmt der Kunde die Abwendungsvereinbarung vor der Versorgungsunterbrechung an, darf 
die Sperrung nicht durchgeführt werden. 
 

5.7.6.3.4. Vorrang der Selbsthilfe zur Vermeidung der Sperrung 
 
Die antragstellenden Personen sind vorrangig auf die oben beschriebenen Möglichkeiten der 
Selbsthilfe hinzuweisen (insbes. Angebot der Ratenzahlung, Vortrag der Unverhältnismäßigkeit 
der Sperrung).  Bei Weigerung seitens des Versorgungsunternehmens, von der Sperrung der 
Energieversorgung abzusehen bzw. diese aufzuheben, ist den Betroffenen grundsätzlich auch 
ein Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung beim Amtsgericht auf Unterlassung der be-
absichtigten bzw. Aufhebung der bereits durchgeführten Sperrung zumutbar.114 
 
Soweit eine Ratenzahlung mit dem Energieversorger vereinbart werden konnte, kann ein Dar-
lehen zur Abwendung der Versorgungssperre nur gewährt werden, wenn der Leistungsbezieher 
die vereinbarten Raten nicht zahlen kann. 
 

5.7.6.3.5. Voraussetzungen zur Wiederaufnahme der Versorgung nach Sperrung 
 
Soweit eine Sperrung bereits vollzogen wurde, wird die Wiederaufnahme der Versorgung von 
der Zahlung sowohl der bestehenden Zahlungsrückstände als auch derjenigen Kosten abhängig 
gemacht, die für die Durchführung der Sperrung entstanden sind.  
 

 
 
114 vgl. Beschluss LSG Niedersachsen-Bremen v. 19.08.2005 – Az.: L 7 AS 182/05 ER 
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Soweit die Voraussetzungen zur Gewährung eines Darlehens nach § 22 Abs. 8 SGB II vorliegen, 
muss der gewährte Betrag die im Zusammenhang mit der Sperrung entstandenen Kosten mit-
einschließen, da anderenfalls die Versorgung nicht wieder aufgenommen wird, sodass die der 
Wohnungslosigkeit vergleichbare Notlage nicht behoben wird. 
 

5.8. Heiz- und Nebenkostenguthaben 
 

5.8.1. Berücksichtigungsfähige Guthaben 
 

5.8.1.1. Guthaben, die dem Bedarf für Unterkunft und Heizung zuzuordnen sind 
 
Unter die Anrechnungsregelung des § 22 Abs. 3 SGB II fallen Betriebs- und Heizkostenguthaben. 
Zu den Heizkosten gehören auch die Aufwendungen für die zentrale Warmwasserversorgung 
(vgl. § 20 Abs. 1 SGB II), sodass auch Warmwasserguthaben unter die Regelung des § 22 Abs. 3 
SGB II fallen. 
 

5.8.1.2. Guthaben aus Abrechnungszeiträumen, in denen keine Leistungen nach dem SGB II bezogen 
wurden 
 
Auch Betriebs- und Heizkostenguthaben, die in Zeiträumen vor Beginn oder während einer Un-
terbrechung des Leistungsbezugs erwirtschaftet wurden, jedoch erst während des Leistungsbe-
zugs zufließen, sind nach § 22 Abs. 3 SGB II leistungsmindernd anzurechnen115 (es handelt sich 
auch nicht um „nicht anerkannte Aufwendungen“ nach § 22 Abs. 3 Halbsatz 2 SGB II). 
 

5.8.1.3. Gutschrift während eines laufenden Insolvenzverfahrens 
 
Guthaben aus Betriebs- und Heizkostenabrechnungen sind auch dann mindernd auf die KdU 
anzurechnen, wenn der Leistungsberechtigte einen Insolvenzantrag gestellt hat. 
 
Einkommen des Insolvenzschuldners, das bei der Deckung seines Bedarfs nach dem SGB II zu 
berücksichtigten ist, unterliegt nicht der Pfändung und Zwangsvollstreckung, da die Pfändung 
anderenfalls (mittelbar) zu Lasten öffentlicher Mittel erfolgen würde. Das Guthaben wird aus 
diesem Grund nicht Teil der Insolvenzmasse.116 
 

5.8.2. Nicht zu berücksichtigende Guthaben 
 

5.8.2.1. Guthaben für Haushaltsenergie, Guthaben für nicht anerkannte Aufwendungen für Unter-
kunft und Heizung 
 
Nicht unter § 22 Abs. 3 SGB II fallen Guthaben für Haushaltsenergie sowie Guthaben für nicht 
anerkannte Aufwendungen für Unterkunft und Heizung (vgl. den zweiten Halbsatz von Abs. 3). 
 

• Aufwendungen für Haushaltsenergie sind die Kosten für den Haushaltsstrom (nicht: Heiz-
strom). Aufwendungen für Haushaltsenergie gehören nicht zum KdU-Bedarf, sodass dem-
entsprechend ein Haushaltsstromguthaben auch nicht über § 22 Abs. 3 SGB II als KdU-Gut-
haben berücksichtigt wird. 

 

 
 
115 vgl. BSG v. 24.06.2020 – B 4 AS 7/20 R 
116 BSG v. 16.10.2012 – B 14 AS 188/18 R, ferner auch BGH v. 20.06.2013 – IX ZR 310/12 
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• Guthaben für nicht anerkannte Aufwendungen für Unterkunft und Heizung: 
Hierunter fallen Guthaben aus Leistungsfällen, in denen nur die angemessenen KdU ge-
währt wurden oder eine Absenkung auf den bisherigen Bedarf nach einem nicht erforder-
lichen Umzug innerhalb desselben Wohnungsmarktes erfolgt ist (§ 22 Abs. 1 S. 2 SGB II). In 
diesen Fällen können Guthaben entstehen, die nur teilweise gem. § 22 Abs. 3 SGB II zu be-
rücksichtigen sind: Siehe hierzu Ziffer 5.8.4.2. (Minderung der tatsächlichen KdU). 
 

5.8.2.2. Keine Anrechnung „fiktiver Guthaben“ (Überzahlungen, die aus der Nichtzahlung von Ab-
schlägen resultieren) 
 
Sofern die tatsächlichen KdU an den Leistungsberechtigten ausgezahlt werden und dieser die 
Beträge (anteilig oder vollständig) nicht an den Vermieter weiterleitet, ergibt sich rechnerisch 
ein „fiktives Guthaben“ in Höhe der nicht an den Vermieter weitergeleiteten KdU. 
 
Dieses „fiktive Guthaben“ kann nicht unter den Voraussetzungen der §§ 45, 47, 48 SGB X zu-
rückgefordert werden. 
 
Ebenso scheidet eine „Rückforderung“ eines so berechneten Guthabens nach § 22 Abs. 3 SGB 
II aus: Einerseits kann § 22 Abs. 3 SGB II als reine Rechenregel nicht ohne die entsprechende 
Verfahrensvorschrift (§§ 44 ff. SGB X) angewendet werden (siehe hierzu noch unten Ziffer 
5.8.5.). Zum anderen liegt im Zeitpunkt, in dem die Nichtweiterleitung von Leistungen an den 
Vermieter festgestellt wird, keine Gutschrift im Sinne des § 22 Abs. 3 SGB II vor.117 
 
In derartigen Fällen ist jedoch zu prüfen, ob die Übernahme von Mietschulden und Nachzah-
lungen ungerechtfertigt erscheint. Zudem wird die Direktzahlung zukünftiger Unterkunftskos-
ten direkt an den Vermieter/Energieversorger geboten sein. 
 

5.8.2.3. Nach Ende der Hilfebedürftigkeit zufließende Guthaben 
 
Scheidet der Leistungsbezieher im Folgemonat nach der Gutschrift oder Rückzahlung aus dem 
Leistungsbezug aus, kann das Guthaben bzw. die Rückzahlung leistungsrechtlich nicht berück-
sichtigt werden: § 22 Abs. 3 SGB II ist eine abschließende Regelung, die die bedarfsmindernde 
Berücksichtigung von Guthaben nur während des Leistungsbezugs ermöglicht. Eine Rückforde-
rung ist ebenso ausgeschlossen.  
 

5.8.3. Sonderfall: „Verrechnung“ des Guthabens 
 

Zahlt der Vermieter ein Guthaben nicht an den Leistungsberechtigten aus, sondern „verrech-
net“ es mit bestehenden Mietschulden oder künftigen Mietzahlungen, ist § 22 Abs. 3 SGB II 
grundsätzlich trotzdem anwendbar. Da es sich bei entsprechenden Guthaben um Einkommen 
handelt, kommt es auf die Verwendung (hier z.B. Schuldentilgung) gerade nicht an. Vorausset-
zung ist lediglich, dass durch die Verrechnung ein wertmäßiger Zuwachs in Form einer Schuld-
befreiung bzw. der Verringerung von Verbindlichkeiten eintritt. Eine Anrechnung auf die Unter-
kunftskosten scheidet nur dann aus, wenn der Vermieter rechtsverbindlich einseitig über das 
Guthaben verfügt (Aufrechnung) und der Leistungsberechtigte rechtlich keinerlei Verfügungs-
gewalt über das Guthaben hat, da dann wie bei gepfändetem Einkommen auch keine bereiten 
Mittel zur Verfügung stehen.118 

 
 
117 vgl. BSG v. 16.05.2012 – B 4 AS 159/11 R 
118 BSG v. 16.05.2012 – B 4 AS 132/11 R 
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Gleiches gilt, wenn ein Versorgungsunternehmen Guthabenbeträge mit Nachzahlungsforderun-
gen verrechnet. So zum Beispiel, wenn eine Person Strom und Heizenergie von demselben Ver-
sorgungsunternehmen bezieht.  
Das sich aus der Abrechnung eines Energieversorgers nur rechnerisch ergebende Guthaben 
mindert die Hilfebedürftigkeit nicht, wenn dieses Guthaben sogleich mit einer Stromkosten-
nachforderung verrechnet/aufgerechnet wird. Der Leistungsempfänger kann durch die "ver-
meintliche" Gutschrift an Heizkostenguthaben gerade nicht seine Aufwendungen für die Unter-
kunft und Heizung im Zeitpunkt des "Zuflusses" teilweise selbst bestreiten, weil das Guthaben 
nicht als bereites Mittel zur Bedarfsdeckung zur Verfügung steht. Auch das mögliche Ergebnis 
der Schuldentilgung rechtfertigt danach keine die Grundsätze der Einkommensanrechnung und 
den Bedarfsdeckungsgrundsatz außer Acht lassende Kürzung der existenznotwendigen Aufwen-
dungen für Unterkunft und Heizung.119 
 
Die „Nichtanrechnung“ von potentiellem Guthaben steht dabei immer unter dem Vorbehalt, 
dass der Leistungsempfänger seine Gutschrift tatsächlich nicht „ohne Weiteres“ realisieren 
kann. Dabei genügt es für die Annahme eines nicht bzw. nicht ohne Weiteres realisierbaren 
Betriebskostenguthabens im Falle einer Aufrechnung nach der Rechtsprechung des BSG, dass 
eine hinreichend bestimmte und fällige Gegenforderung besteht und ein Zusammenwirken zwi-
schen den Leistungsberechtigten und ihrem Vertragspartner zum Ausgleich von Schulden der 
Leistungsberechtigten nicht festgestellt wird.120 
 
Verrechnet der Vermieter das Guthaben mit laufenden (zukünftigen) Mietforderungen, redu-
ziert sich damit zwangsläufig der entsprechende KdU-Bedarf für den Zeitraum, indem das Gut-
haben seitens des Vermieters berücksichtigt wird. Der verringerte KdU-Bedarf ist bei der Leis-
tungsgewährung entsprechend zu berücksichtigen. 
 
Wichtig! 
Erstattungen aus einer Betriebs- und Heizkostenabrechnung stellen Einkommen i.S. des § 11 
SGB II dar. Einkommen, das bei der Deckung seines Bedarfs nach dem SGB II zu berücksichtigten 
ist, unterliegt nicht der Pfändung und Zwangsvollstreckung, da die Pfändung anderenfalls (mit-
telbar) zu Lasten öffentlicher Mittel erfolgen würde. Aus diesem Grund wird auch Guthaben aus 
einer Betriebs- oder Heizkostenabrechnung nicht Teil der Insolvenzmasse; etwa in einem Pri-
vatinsolvenzverfahren (vgl. § 36 Abs. 1 S. 1 InsO i.V.m. § 811 ZPO).121 
 
Damit ist auch eine Aufrechnung des Guthabens mit (Miet-)Schulden grundsätzlich nicht wirk-
sam möglich (vgl. § 394 BGB).122 Behält der Vermieter das Guthaben dennoch zur (Miet-)Schul-
dentilgung ein und verweigert die Auszahlung an den Mieter, ist eine Anrechnung des Gutha-
bens auf das Bürgergeld mangels tatsächlicher Verfügungsgewalt zwar nicht möglich. Der Aus-
zahlungsanspruch des Mieters aufgrund unwirksamer Aufrechnung geht allerdings auf den Leis-
tungsträger über (vgl. § 33 SGB II). Der Anspruchsübergang ist dem aufrechnenden Gläubiger 
(Vermieter) anzuzeigen und der Anspruch durch den Leistungsträger weiter zu verfolgen. 
 
➔ Hierfür ist der Fall an die Unterhaltsstelle des Jobcenters abzugeben. 

 

 
 
119 LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 30.10.2018, Az.: L 9 AS 1368/15; SG Braunschweig, Urteil vom 
     20. Februar 2015 – S 44 AS 121/14 –, juris. 
120 BSG,Urteil vom 16. Mai 2012 – B 4 AS 132/11 R, Rn. 23. 
121 vgl. BSG v. 16.10.2012 – B 14 AS 188/18 R, ferner auch BGH v. 20.06.2013 – IX ZR 310/12. 
122 Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 24. November 2015 – L 7 AS 1148/14 –, Rn. 
34, juris. 
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5.8.4. Zeitpunkt, Bezugspunkt und Höhe der Minderung nach § 22 Abs. 3 SGB II 
 

5.8.4.1. Zeitpunkt der Minderung 
 
Das Guthaben mindert die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung im Folgemonat nach der 
Gutschrift oder Rückzahlung. Auf den Folgemonat bezieht sich die Minderung unabhängig da-
von, ob das Guthaben für die Zukunft berücksichtigt werden kann oder ob rückwirkend ein Än-
derungsbescheid erstellt werden muss (siehe zur verfahrensrechtlichen Umsetzung unten Ziffer 
5.8.5.). 
 
Entscheidend für den Zeitpunkt der Berücksichtigung ist, wann eine Gutschrift bzw. Rückzah-
lung im Sinne des § 22 Abs. 3 S. 1 SGB II vorliegt, sprich: der Leistungsbezieher die Verfügungs-
gewalt erlangt hat bzw. eine wirtschaftliche Mehrung eintritt: 
 

1) Bei Auszahlung der Gutschrift an den Leistungsbezieher werden die KdU nach § 22 Abs. 3 
SGB II im Folgemonat nach der Barauszahlung oder der Gutschrift auf dem Bankkonto ge-
mindert. 

2) Bei einer Gutschrift auf dem Mietkonto des Vermieters, das dem Leistungsbezieher zuge-
ordnet ist, mindern sich die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung im Folgemonat 
nach der Gutschrift auf dem Mietkonto123 

 
5.8.4.2. Bezugspunkt von § 22 Abs. 3 SGB II: Keine Anrechnungsreihenfolge und Minderung der tat-

sächlichen KdU 
 
Bei der Bedarfsminderung wird nicht zwischen Kaltmiete, Betriebs- und Heizkosten unterschie-
den. Das entstandene Guthaben kann auf alle Bestandteile KdU angerechnet werden, eine An-
rechnungsreihenfolge ist nicht gesetzlich vorgeschrieben. 
 

• Beispiel: Tatsächliche Kosten der Unterkunft = 400,00 Euro Grundmiete, 100,00 Euro Be-
triebskostenvorauszahlungen, 75,00 Euro Heizkostenabschlag. Dem Leistungsbezieher 
fließt infolge der Jahresabrechnung eine Heizkostengutschrift in Höhe von 200,00 Euro zu, 
gewährt werden aktuell die tatsächlichen KdU. 
 
Infolge der Rückzahlung werden die KdU nach § 22 Abs. 3 SGB II im Folgemonat der Gut-
schrift um 200,00 Euro gemindert. Die Minderung bezieht sich auf die Gesamtmiete. Eine 
Anrechnungsreihenfolge besteht hierbei nicht. Gemindert werden im Ergebnis die auf die 
Gesamtmiete (575,00 Euro) entfallenden Leistungen für KdU um 200,00 Euro auf 375,00 
Euro im Folgemonat der Rückzahlung. Beispiel für die Aufteilung der Minderung: Minde-
rung um 75,00 Euro Heizkosten, 100,00 Euro Betriebskosten und 25,00 Euro Kaltmiete. 
 

Das entstandene Guthaben mindert immer die tatsächlichen KdU. Dies ist insbesondere dann 
zu berücksichtigen, wenn die KdU nur anteilig erbracht werden. Dass sich die Minderung immer 
auf die tatsächlichen KdU bezieht, dient dazu, der Einschränkung des § 22 Abs. 3 Halbsatz 2 
Rechnung zu tragen („Rückzahlungen, die sich auf die […] nicht anerkannten Aufwendungen für 
Unterkunft und Heizung beziehen, bleiben außer Betracht“). 
 

 
 
123 vgl. LSG Berlin-Brandenburg v. 27.01.2020 – L 31 AS 1781/19 
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• Beispiel: Tatsächliche KdU (Gesamtmiete) = 600,00 Euro. Vom Leistungsträger wurden im 
Abrechnungszeitraum lediglich die KdU in Höhe von 500,00 Euro übernommen (Gesamt-
angemessenheitsgrenze). Der eLb erhält für diesen Abrechnungszeitraum eine Betriebs- 
und Heizkostengutschrift in Höhe von 200,00 Euro. 
 
Im Folgemonat nach der Gutschrift werden 200,00 Euro von den tatsächlichen KdU abge-
zogen. Dementsprechend mindert sich der zu gewährende Betrag auf 400,00 Euro (600,00 
Euro tatsächliche KdU abzüglich 200,00 Euro Gutschrift). 

 
5.8.4.3. Höhe der Minderung (insbes. bei den Leistungsanspruch übersteigenden Guthaben) 

 
Das Guthaben wird in voller Höhe so lange und ausschließlich auf die Leistungen für Unterkunft 
und Heizung angerechnet, bis es komplett „abgeschmolzen“ ist. 
 

• Beispiel: KdU gesamt = 600,00 Euro, Guthaben = 750,00 Euro. Minderung der KdU im Mo-
nat nach der Gutschrift in voller Höhe, im darauf folgenden Monat in Höhe von 150,00 
Euro. 
 

Eine gleichmäßige Aufteilung auf mehrere Monate erfolgt selbst dann nicht, wenn der Leis-
tungsanspruch durch die Anrechnung des Guthabens vollständig entfällt.124 
 

• Beispiel: Die erwerbstätige Leistungsempfängerin erhält Leistungen nach dem SGB II inklu-
sive Leistungen für Unterkunft und Heizung für den Bewilligungszeitraum 01/2024 bis 
12/2024: 
 

Regelleistung  563,00 Euro 

KdU (Bruttokaltmiete zzgl. Heizkosten)  415,00 Euro 

Gesamtbedarf monatlich  978,00 Euro 

abzüglich Einkommen (nach Bereinigung) in Höhe von   700,00 Euro 

Auszahlungsbetrag monatlich  278,00 Euro 

 
Das Einkommen der Leistungsempfängerin mindert zunächst den Regelbedarf in Höhe von 
563,00 Euro und nachrangig die KdU in Höhe von 137,00 Euro (vgl. § 19 Abs. 3 S. 2 SGB II). 
Der Auszahlungsbetrag in Höhe von 278,00 Euro entfällt also ausschließlich auf den KdU-
Anteil. 
 
Im Monat 02/2024 wird der Leistungssachbearbeiterin bekannt, dass der Leistungsempfän-
gerin ein Betriebskostenguthaben in Höhe von 435,00 Euro im Monat 03/2024 zufließen 
wird. Das Guthaben wird ab dem Monat 04/2024 bedarfsmindernd berücksichtigt. 
 
Im Monat 04/2024 entfällt der Leistungsanspruch durch das Einkommen und das Betriebs-
kostenguthaben vollständig. Das Guthaben wird im Monat 04/2024 auf den verbleibenden 
Leistungsanspruch (278,00 Euro) in voller Höhe angerechnet. Das übrige Guthaben (435,00 
Euro abzgl. 278,00 Euro = 157,00 Euro) wird im Monat 05/2024 bedarfsmindernd berück-
sichtigt. 
 

 
 
124 vgl. zum Ganzen zuletzt BSG v. 24.06.2020 – B 4 AS 8/20 R 
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5.8.5. Umsetzung: Anrechnung des Guthabens 
 

5.8.5.1. Anrechnung des Guthabens ausschließlich nach den Regeln des § 22 Abs. 3 SGB II 
 
Betriebs- und Heizkostenguthaben stellen Einkommen des Leistungsberechtigten dar. Die An-
rechnung des Guthabens erfolgt allerdings in keinem Fall über die Regeln der §§ 11 ff. SGB II, 
sondern ausschließlich nach § 22 Abs. 3 SGB II. 
 
§ 22 Abs. 3 SGB II ist bereits seit seinem Inkrafttreten eine spezielle Regel zur Anrechnung von 
Einkommen aus Heiz- und Betriebskostenguthaben, die die §§ 11 ff. SGB II verdrängt.125 
 
Gegenüber §§ 11 ff. SGB II ergeben sich die folgenden, wichtigsten Abweichungen: 
 

• Die Anrechnung des Guthabens mindert ausschließlich die Aufwendungen für Unterkunft 
und Heizung (nie den Regelbedarf) 

• Nach § 22 Abs. 3 SGB II wird das Guthaben stets im Monat nach der Gutschrift des Betrags 
angerechnet (nie im Zuflussmonat) 

• Übersteigt das Guthaben die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung im Monat nach 
der Gutschrift, wird das Guthaben in den darauf folgenden Monaten so lange auf die Leis-
tungen für Unterkunft und Heizung angerechnet, bis der gutgeschriebene Betrag vollstän-
dig „abgeschmolzen“ ist (keine gleichmäßige Aufteilung des Guthabens auf sechs Monate). 

 
Auch bei abschließenden Entscheidungen nach § 41a SGB II erfolgt die Anrechnung des Gutha-
bens im Folgemonat nach der Gutschrift. § 22 Abs. 3 ist keine Verfahrensvorschrift, sondern 
ausschließlich eine Anrechnungsregel für Einkommen.  
Die verfahrensrechtliche Umsetzung erfolgt daher bei Änderungen/Aufhebungen von Leis-
tungsbescheiden immer nach den §§ 44 ff. SGB X bzw. abschließende Entscheidungen nach          
§ 41a SGB II. 
 

5.8.5.2. Kenntniserlangung über das Guthaben vor Auszahlung der Leistungen 
 
Erlangt die Leistungssachbearbeitung vor Auszahlung der Leistungen für den Monat, in dem ein 
Betriebs- bzw. Heizkostenguthaben anzurechnen ist, Kenntnis von dem Guthaben, muss ein Än-
derungsbescheid erlassen werden.  
 
Das Guthaben wird mit Wirkung für die Zukunft gem. § 22 Abs. 3 SGB II ab dem Folgemonat der 
Gutschrift auf die Leistungen für Unterkunft und Heizung angerechnet, sodass von vorneherein 
ein geringerer Leistungsanspruch an die Leistungsberechtigten ausgezahlt wird. 
 
 Verfahrensrechtliche Vorschrift ist § 48 SGB X mit Wirkung für die Zukunft, die Anrechnung 

des Guthabens erfolgt gem. § 22 Abs. 3 SGB II 
 

5.8.5.3. Kenntniserlangung über das Guthaben nach Auszahlung der Leistungen 
 
Wird nach der Auszahlung der Leistungen für den Anrechnungsmonat einer Gutschrift bekannt, 
dass ein Guthaben für Betriebs- bzw. Heizkosten gutgeschrieben wurde, erfolgt eine rückwir-
kende Aufhebung und Änderung des Leistungsbescheids gem. §§ 45, 48 SGB X. 
 

 
 
125 vgl. BSG v. 14.06.2018 – B 14 AS 22/17 R sowie bereits aus der älteren Rspr. LSG BW v. 20.01.2010 – L 
3 AS 3759/09 
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Das Guthaben wird auch in diesem Fall nach der Regel des § 22 Abs. 3 SGB II im Monat nach der 
Gutschrift auf die Leistungen für Unterkunft und Heizung angerechnet. 
 

• Beispiel: Der eLb erhält am 11.07.2025 eine Gutschrift aus einer Betriebskostenabrechnung. 
Auf Nachfrage teilt der eLb der Leistungssachbearbeitung die Erzielung des Guthabens erst 
am 05.09.2025 mit. 
 
Lösung: Gem. § 22 Abs. 3 SGB II muss das Guthaben auf die Leistungen für Unterkunft und 
Heizung für den Monat 08/2025 angerechnet werden. Ob eine Aufhebung nach § 45 SGB X 
oder § 48 SGB X erfolgt, richtet sich nach dem Zeitpunkt des Beginns des Bewilligungszeit-
raums. 

 
a) Der Bewilligungszeitraum läuft von 05/2025 bis 04/2026. 

 

In diesem Fall ergeht ein Änderungsbescheid nach § 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB X (Erzielung 
von Einkommen nach Antragstellung). Mit dem Änderungsbescheid wird das Guthaben 
für den Monat 08/2025 auf die Leistungen für Unterkunft und Heizung angerechnet      
(§ 22 Abs. 3 SGB II). 
 

b) Der Bewilligungszeitraum läuft von 08/2025 bis 07/2026 
 

Die Mitteilung des Guthabens erfolgte erst im Monat 09/2025. Mit Blick auf den Beginn 
des Bewilligungszeitraums (ab 08/2021) liegt ein von Anfang an rechtswidriger, begüns-
tigender Leistungsbescheid vor, da die Gutschrift gem. § 22 Abs. 3 SGB II eigentlich be-
reits auf Leistungen für Unterkunft und Heizung für den Monat 08/2025 angerechnet 
werden muss. Die Aufhebung erfolgt hier nach § 45 SGB X (Vertrauensschutz besteht 
im Beispielsfall nicht). 
 

 Verfahrensrechtliche Vorschriften sind die §§ 45, 48 SGB X mit Wirkung für die Vergangen-
heit, die Anrechnung des Guthabens erfolgt gem. § 22 Abs. 3 SGB II 

 
5.8.5.4. Anrechnung, wenn das Guthaben die Leistungen für Unterkunft und Heizung übersteigt 

 
Anders als bei einer einmaligen Einnahme i. S. d. § Abs. 3 SGB II wird das Guthaben in voller 
Höhe so lange auf die Leistungen für Unterkunft und Heizung in den Folgemonaten angerech-
net, bis es komplett „abgeschmolzen“ ist. Eine gleichmäßige Aufteilung des Guthabens auf meh-
rere Monate erfolgt selbst dann nicht, wenn der Leistungsanspruch durch die oben beschrie-
bene Anrechnung des Guthabens vollständig entfällt.126 
 
Beispiel: Die eLb erhält Leistungen nach dem SGB II inklusive Leistungen für Unterkunft und 
Heizung für den Bewilligungszeitraum 11/2024 bis 10/2025. Übernommen werden die tatsäch-
lichen KdU in Höhe von insgesamt 415,00 Euro (325,00 Euro Kaltmiete, 35,00 Euro Betriebskos-
ten und 55,00 Euro Heizkosten). Im Monat 05/2025 erlangt die zuständige Leistungssachbear-
beiterin Kenntnis davon, dass der eLb im Monat 02/2025 ein Betriebskostenguthaben in Höhe 
von 535,00 Euro zugeflossen ist. 
 
Das zugeflossene Guthaben mindert die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach dem 
Monat der Gutschrift, § 22 Abs. 3 SGB II (hier ab 03/2025). Es ergeht ein Änderungsbescheid 
gem. § 48 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB X. 

 
 
126 vgl. zum Ganzen zuletzt BSG v. 24.06.2020 – B 4 AS 8/20 R 
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Für den Monat 03/2025 mindert das Guthaben den Anspruch auf Unterkunft und Heizung in 
voller Höhe. (415,00 Euro Bedarf abzüglich Guthaben in Höhe von 415,00 Euro = 0,00 Euro Leis-
tungsanspruch KdU). Das Restguthaben in Höhe von 120,00 Euro wird im Monat 04/2025 auf 
die Leistungen für Unterkunft und Heizung angerechnet. 
 

5.9. Aufteilung der Kosten für Kohlendioxidemissionen 
 

5.9.1. Grundlagen 
 
Seit Januar 2021 beinhalten die Kosten für den Bezug fossiler Energieträger eine sog. CO2-Ab-
gabe oder auch CO2-Steuer. Der Energieversorger weist diesen Kostenpunkt separat auf seinen 
Abrechnungen aus. Eigenheimbesitzer und Mieter zahlen diese zusätzlichen Kosten daher di-
rekt im Rahmen der Abrechnungen ihrer Energieversorger oder anhand der jährlichen Betriebs-
kostenabrechnung im Rahmen der Kostenumlage an ihren Vermieter. 
 
Das Gesetz zur Aufteilung der Kohlendioxidkosten (Kohlendioxidaufteilungsgesetz – 
CO2KostAufG) regelt nun die Aufteilung dieser Kosten zwischen Vermieter und Mieter entspre-
chend ihren Verantwortungsbereichen und Einflussmöglichkeiten auf den Kohlendioxidausstoß 
eines Gebäudes. 
Da Mieter häufig keinen Einfluss auf den Sanierungsstand und die Energieeffizienz des Wohn-
gebäudes haben, sollen diese nämlich nicht allein auf den erhöhten Kosten für den Energiever-
brauch sitzen bleiben. Vielmehr sollen nicht nur Mieter zum Energiesparen, sondern auch die 
Gebäudeeigentümer zu Investitionen in klimaschonende, verbrauchsarme Heizungssysteme 
und zu energetischen Sanierungen angereizt werden.    
 

5.9.2. Anwendung des CO2-Aufteilungsgesetzes  
 
Die Berechnung und Aufteilung der Kohlendioxidkosten obliegt im Regelfall dem Vermieter und 
wird im Rahmen der Betriebskostenabrechnung durchgeführt. Mieter, bei denen die Heizkos-
ten Bestandteil der Miete sind (Bruttowarmmiete), müssen also nichts weiter unternehmen. 
Der Vermieter hat die Kostenausteilung bei der Erstellung der jährlichen Betriebskostenabrech-
nung zu berücksichtigen und vorzunehmen.127 
 
Sollte der Vermieter seiner Pflicht, die CO2 Kostenanteile zu bestimmen nicht nachkommen, 
hat der Mieter das Recht, den gemäß der Heizkostenabrechnung auf ihn entfallenden Anteil an 
den Heizkosten pauschal um 3 % zu kürzen.128 
 
Mieter, die sich selbst mit Wärme und Warmwasser versorgen, etwa durch eine Gasetagenhei-
zungen, führen die Berechnung und Aufteilung anhand der Rechnungen ihres Versorgers selbst 
durch129 und nehmen anschließend ihren Vermieter auf Erstattung seines Anteiles an den Koh-
lendioxidkosten in Anspruch.130 Der Erstattungsanspruch ist innerhalb von 12 Monaten ab dem 
Zeitpunkt in Textform geltend zu machen, ab dem der Energielieferant gegenüber dem Mieter 
abgerechnet hat.131 
 
 

 
 
127 Vgl. §§ 5, 7 CO2KostAufG. 
128 Vgl. § 7 Abs. 4 CO2KostAufG. 
129 Vgl. § 5 Abs. 3 CO2KostAufG. 
130 Vgl. § 6 Abs. 2 CO2KostAufG.  
131 Vgl. § 5 Abs. 2 S. 2 CO2KostAufG. 
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5.9.2.1. Auswirkungen auf die KdU-Leistungen 
 
Kürzt der Mieter den auf der vom Vermieter erstellten Heizkostenabrechnung/Betriebskosten-
abrechnung auf ihn entfallenden Betrag um 3 %, da der Vermieter seiner Pflicht nicht nachge-
kommen ist, reduziert sich eine eventuelle Nachforderung bzw. erhöht sich ein ausgewiesenes 
Guthaben entsprechend. Dies ist bei der Berücksichtigung von Nachforderungen bzw. bei der 
Anrechnung von Guthaben gem. § 22 Abs. 3 SGB II zu beachten. 
 
Versorgt sich der Mieter selbst mit Heizenergie und macht dieser seinen Anspruch gegenüber 
seinem Vermieter geltend, bestehen zwei Möglichkeiten, wie der Vermieter mit der Erstat-
tungsforderung umgehen kann: 
 

1. Haben die Parteien des Mietvertrags Vorauszahlung auf die sonstigen Betriebskosten 
vereinbart, so kann der Vermieter einen vom Mieter geltend gemachten Erstattungs-
betrag im Rahmen der nächsten auf die Anzeige folgenden jährlichen Betriebskosten-
abrechnung verrechnen.132 
In diesem Fall reduziert sich die kommende Betriebskostenabrechnung um den geltend 
gemachten Betrag.  
 

2. Erfolgt keine Betriebskostenabrechnung oder findet keine Verrechnung statt, so hat der 
Vermieter dem Mieter den geltend gemachten Betrag spätestens zwölf Monate nach 
Anzeige zu erstatten.133 
In diesem Fall ist der an den Mieter erstattete Betrag nach den Vorgaben des § 22 Abs. 3 
SGB II auf die gewährten KdU-Leistungen anzurechnen.     

 
Leitungsempfänger sind nach überschlägiger Prüfung der eingereichten Betriebskostenabrech-
nung und je nach Fallgestaltung auf die Rechte nach dem CO2KostAufG hinzuweisen. Für etwa-
ige Beratung im Einzelfall kann die Fachaufsicht zur Unterstützung hinzugezogen werden. 
 

5.9.3. Übergang des Anspruchs nach dem CO2KostAufG auf den Leistungsträger und Ersatzanspruch 
 
Grundsätzlich kann nach § 33 Abs. 1 SGB II jeder Anspruch gegen Dritte übergehen, und zwar 
unabhängig davon, ob er auf wiederkehrende oder einmalige Leistungen gerichtet ist.134 
In zeitlicher Hinsicht gilt allerdings, dass der Leistungsberechtigte für die Zeit, für die ihm Hilfe-
leistungen gewährt wurden, einen Anspruch gegen einen Dritten haben muss. Die erforderliche 
zeitliche Deckungsgleichheit liegt u.a. nur vor, wenn die Forderung (der Anspruch) zum Zeit-
punkt der Hilfegewährung auch fällig ist.135  
Der Anspruch auf Erstattung wird aber erst fällig, wenn der Mieter diesen tatsächlich gegen den 
Vermieter geltend macht. Die Geltendmachung des Anspruchs auf Kostenaufteilung kann allein 
durch den Mieter erfolgen; eine entsprechende Befugnis zur Geltendmachung geht nicht im 
Rahmen des § 33 SGB II auf das Jobcenter über.136 
Das bedeutet, dass in Fällen, in denen die nach dem SGB II leistungsberechtigte Person ihren 
Anspruch gegen den Vermieter nicht geltend macht, im Ergebnis § 33 Abs.1 SGB II keine An-
wendung findet. Das Jobcenter hat mangels Rechtsgrundlage auch keine Möglichkeit, die nach 

 
 
132 Vgl. § 5 Abs. 2 S. 3 CO2KostAufG 
133 Vgl. § 5 Abs. 2 S. 4 CO2KostAufG 
134 Grote-Seifert in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5. Aufl., § 33 (Stand: 02.05.2025), Rn. 38 
135 Grote-Seifert in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5. Aufl., § 33 (Stand: 02.05.2025), Rn. 49 
136 Stellungnahme des BMAS zum Übergang von Ansprüchen nach dem CO2KostAufG 
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dem SGB II leistungsberechtigte Person per Verwaltungsakt aufzufordern, ihren Erstattungsan-
spruch gegenüber dem Vermieter geltend zu machen, und auch keine Möglichkeit, selbst er-
satzweise für diese Person deren Anspruch geltend zu machen.137  
 
Sofern eine leistungsberechtigte Person trotz Kenntnis seiner Rechte, einen möglichen Erstat-
tungsanspruch nicht geltend macht, ist zur Prüfung eines in Betracht kommenden Ersatzan-
spruchs nach § 34 Abs. 1 gegenüber der leistungsberechtigten Person die Fachaufsicht hinzuzu-
ziehen.   
 

6. Untervermietung 
 

6.1. Grundlagen 
 
Die Untervermietung setzt bereits begrifflich voraus, dass eine angemietete Unterkunft durch 
den Mieter an einen Dritten ganz oder teilweise weitervermietet wird (vgl. § 540 Abs. 1 BGB). 
 
Sollte aufgrund der Größe und Beschaffenheit des Eigenheimes oder der Mietwohnung der leis-
tungsbeziehenden Person die Teilvermietung zumutbar sein, so ist die vorrangige Verpflichtung 
zum Untervermieten zu fordern, die aufgrund des Nachranggrundsatzes aus § 2 II SGB II be-
steht.  
 
Ein Untermietverhältnis besteht dann, wenn die Partei des Untervermieters und die des Unter-
mieters jeweils getrennt für sich wirtschaften (Wohngemeinschaft: getrennte Haushaltsfüh-
rung, getrennte Haushaltskassen, eigenständige Einkäufe etc.). Erst dann darf von der grund-
sätzlichen Regelung dahingehend abgewichen werden, dass bei jeder Person nicht die kopfan-
teiligen Unterkunftskosten, sondern die vertraglich vereinbarten und tatsächlich gezahlten 
Mietanteile zu berücksichtigen sind. 
 
Bei Antragstellung sollte in diesen Fällen gezielt nach dem Bestehen einer Haushalts- oder 
Wohngemeinschaft gefragt und Erklärungen beider Parteien angefordert werden. Eine derar-
tige Wohngemeinschaft wird zwischen den Eltern und dem im Haushalt lebenden Kind in der 
Regel nicht bestehen (ggf. § 9 Abs. 5 SGB II), so dass in diesen Fällen die anteiligen Unterkunfts-
kosten anzusetzen sind. Behaupten jedoch beide Parteien, dass lediglich eine Wohngemein-
schaft und Haushaltsgemeinschaft bestehe, sollte bei Vorliegen von Zweifeln an der wahrheits-
gemäßen Angabe ein Hausbesuch durchgeführt werden. 
 
Einnahmen aus Untervermietung (Vermietung von selbst angemieteten und/oder bewohnten 
Wohnflächen) sind nicht als Einkommen anzusetzen, sondern sind mindernd bei den Kosten der 
Unterkunft zu berücksichtigen. Schließlich führt § 22 Abs. 1 S. 7 SGB II ausdrücklich die Vermie-
tung als Mittel zur Senkung der Unterkunftskosten auf. 
 
Abgetretene Mieteinnahmen, die der leistungsberechtigten Person direkt zufließen, sind als de-
ren Einkommen zu berücksichtigen. Sofern die Mieteinnahmen direkt vom Mieter an den Gläu-
biger des Vermieters gezahlt werden, können diese Mieteinnahmen nicht als Einkommen des 
Vermieters berücksichtigt werden. Ist die Abtretung der Mieteinnahmen allerdings erst wäh-
rend des Bezugs von Sozialleistungen erfolgt, können die Mieteinnahmen immer dem Vermie-
ter als Einkommen angerechnet werden, da er sich durch die Abtretung vorsätzlich bedürftig 
gemacht hat. 

 
 
137 Wie zuvor 
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6.2. Besonderheiten bei vermieteten Immobilien 
 
Vom Einkommen aus der Vermietung einer nicht selbst bewohnten Immobilie (nicht Einnahmen 
aus Untervermietung einer selbst benutzten Wohnung nach Ziff. 6.1.) sind entsprechend §§ 11 
II Nr. 5 SGB II, 7 II, IV DVO zu § 82 SGB XII die Kosten für den Erhaltungsaufwand, mithin Instand-
setzungs- und Instandhaltungskosten, nicht jedoch Ausgaben für Verbesserungen bzw. Moder-
nisierungen, abzusetzen. 
 
Sofern keine Nachweise vorgelegt werden, sind bei Wohngrundstücken, die vor dem 
01.01.1925 bezugsfertig geworden sind, monatlich pauschal 15 % und bei Wohngrundstücken, 
die nach dem 31.12.1924 bezugsfertig geworden sind, monatlich pauschal 10% der Monats-
grundmiete als Erhaltungsaufwand zu berücksichtigen. 
 
Als Mieteinkünfte sind 
 

• bei Leerwohnungen 100 %,  

• bei möblierten Wohnungen 80 %,  

• bei Leerzimmern 90 % und  

• bei möblierten Zimmern 70 %  
 

der Grundmiete (ohne Nebenkosten) anzusetzen. 
 
Sofern tatsächliche Instandsetzungs- bzw. Instandhaltungskosten nachgewiesen werden, sind 
diese - statt o.g. Pauschalen - in tatsächlicher Höhe zu berücksichtigen. Von diesen tatsächlichen 
Kosten sind diejenigen in den Vorjahren für den Erhaltungsaufwand berücksichtigten Pauscha-
len abzuziehen, die noch nicht durch tatsächlich durchgeführte Maßnahmen aufgebraucht wor-
den sind. Da die Einkünfte nur um den für die Einkünfte notwendigen Erhaltungsaufwand zu 
bereinigen sind, ist darauf zu achten, dass nur Instandsetzungs- und Instandhaltungsausgaben 
für den vermieteten Teil der Immobilie absetzbar sind. 
 

7. Umzug 
 

7.1. Zusicherung 
 

7.1.1. Grundlagen 
 
Die tatsächlichen Unterkunftskosten und Leistungen nach § 22 Abs. 6 SGB II (u. a. Umzugskos-
ten, Mietkaution) sollen grundsätzlich nur dann gewährt werden, wenn die Kosten für die neue 
Unterkunft angemessen sind und vor dem Vertragsschluss (Mietvertrag, bei Umzugskosten: 
Dienstleistungsvertrag) die entsprechenden Zusicherungen nach § 22 Abs. 4 SGB II bzw. § 22 
Abs. 6 SGB II eingeholt worden sind. 
 
 
Dabei ist zu unterscheiden: 
 

• Die vorherige Zusicherung nach § 22 Abs. 4 SGB II ist nicht zwingende Voraussetzung zur 
Erbringung von KdU und Heizkosten für die neue Wohnung. Wurde eine Zusicherung nicht 
eingeholt oder wurde die Zusicherung abgelehnt, werden die Aufwendungen allerdings ma-
ximal in angemessener Höhe erbracht (Zusicherung ist keine Leistungsvoraussetzung, Ver-
säumnis hat jedoch nachteilige Folgen für den Leistungsbezieher – siehe Ziffer 4.2.). 
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• Die vorherige Zusicherung nach § 22 Abs. 6 SGB II ist zwingende Voraussetzung zur Erbrin-
gung der in Abs. 6 genannten Leistungen (u. a. Umzugskosten, Mietkaution). Fehlt die Zusi-
cherung nach Abs. 6, können die dort genannten Leistungen grundsätzlich nicht gewährt 
werden (die vorherige Zusicherung ist hier Leistungsvoraussetzung). 

 
Eine Zusicherung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Form (§ 34 Abs. 1 S. 1 SGB X). 
Das Formerfordernis ist zu beachten. Die Behörde ist an die Zusicherung nicht mehr gebunden, 
wenn sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der Zusicherung derart ändert, dass die Be-
hörde bei Kenntnis der nachträglich eingetretenen Änderung die Zusicherung nicht gegeben 
hätte (§ 34 Abs. 3 SGB X). 
 

7.1.2. Zusicherung nach § 22 Abs. 4 SGB II 
 

7.1.2.1. Zusicherungen bei Umzügen über die Grenzen des örtlichen Wohnungsmarktes bisher maß-
geblichen Vergleichsraums hinweg 
 
Bei einem Umzug in ein anderes für die Prüfung der Angemessenheit maßgebliches Gebiet ist 
der für die neue Unterkunft örtlich zuständige kommunale Träger zur Zusicherung verpflichtet, 
wenn die Aufwendungen für die neue Unterkunft angemessen sind.138 
 
Mit Einführung des 13. Änderungsgesetzes zum SGB II wird damit nicht mehr zwischen Umzü-
gen innerhalb oder außerhalb des örtlichen Wohnungsmarktes unterschieden. Die Unterschei-
dung bezieht sich nunmehr darauf, ob Umzüge innerhalb oder über die Grenzen des für die 
Prüfung der Angemessenheit bisher maßgeblichen Gebietes hinaus stattfinden. Das für die Prü-
fung der Angemessenheit maßgebliche Gebiet ist gleichzusetzen mit den für den Landkreis Göt-
tingen festgelegten Vergleichsräumen. Zieht ein Leistungsbezieher von einem Vergleichsraum 
in einen anderen, liegt ein Umzug über die Grenzen des für die Prüfung der Angemessenheit 
maßgeblichen Gebietes vor.  
 
Vor Abschluss eines Vertrags über eine neue Unterkunft soll der Leistungsberechtigte eine Zu-
sicherung des Sozialleistungsträgers am Zuzugsort einholen (§ 22 Abs. 4 S. 1 SGB II). 
 
Der Träger ist zur Zusicherung verpflichtet, wenn die Kosten der Unterkunft angemessen sind 
(§ 22 Abs. 4 S. 2 SGB II). Wenn die leistungsberechtigte Person eine unangemessene Wohnung 
beziehen möchte, ist die Zusicherung im absoluten Regelfall abzulehnen. 
 
Innerhalb der Karenzzeit des § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II werden nach einem Umzug Höhere als an-
gemessene Kosten werden nur dann übernommen, wenn der Träger die Anerkennung vorab 
zugesichert hat (§ 22 Abs. 4 S. 3 SGB II). Es besteht also die Möglichkeit, höhere als angemessene 
Kosten zuzusichern (Ermessen). Die Zusicherung höherer als angemessener Kosten stellt jedoch 
einen begründungspflichtigen Ausnahmefall dar, da die Zusicherung Bindungswirkung für den 
Leistungsträger hat und die Übernahme unangemessener KdU grundsätzlich nicht dauerhaft 
erfolgen darf. 
 
Zusicherungsfähig sind Unterkünfte also dann, wenn die Bruttokaltmiete angemessen ist (vgl. 
Wortlaut des § 22 Abs. 4 S. 3 SGB II). Auf die Angemessenheit der Heizkosten kommt es für die 
Zusicherung nicht an.139 

 
 
138 Vgl. § 22 Abs. 4 S. 2 SGB II 
139 klarstellend u. a. LSG Berlin/Brandenburg v. 27.10.2008 – L 5 B 2010/08 AS ER 
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7.1.2.2. Rechtsfolge 
 
Fehlt die Zusicherung (d. h. wurde sie nicht beantragt oder abgelehnt) und zieht der Leistungs-
bezieher dennoch in die neue Wohnung ein, werden die KdU und die KdH ab dem Umzug nur 
in angemessener Höhe erbracht (siehe zur Begründung der unmittelbaren Absenkung oben Zif-
fer 4.2.). Die Heizkosten werden in § 22 Abs. 4 SGB II zwar nicht ausdrücklich erwähnt – sind im 
Hinblick auf die Kostensenkungsobliegenheit insoweit nach Abs. 1 S. 9 wohl dennoch ebenfalls 
einzubeziehen.140 Der Leistungsanspruch erstreckt sich nämlich nur auf die i.S.d. Abs. 1 ange-
messen Kosten, die die Heizkosten miteinbeziehen.141 
 

7.1.2.3. Zusicherung bei Umzügen innerhalb desselben Wohnungsmarktes Vergleichsraums 
 
Nach dem Wortlaut von § 22 Abs. 4 S. 3 SGB II ist der Leistungsträger zur Zusicherung verpflich-
tet, wenn die KdU für die neue Unterkunft angemessen sind. Gleichzeitig ist die Kostenüber-
nahme auf die Erbringung des bisherigen Bedarfs begrenzt, wenn Personen innerhalb desselben 
Wohnungsmarktes umziehen und der Umzug nicht erforderlich ist (§ 22 Abs. 1 S. 6 SGB II). 
Bei einem Umzug innerhalb des für die Prüfung der Angemessenheit maßgeblichen Gebiets 
wird höchstens der bisherige Bedarf für die Unterkunft anerkannt, wenn der Umzug nicht er-
forderlich ist oder war.142 
Bei Umzügen innerhalb desselben Vergleichsraums muss der Umzug daher zusätzlich noch er-
forderlich sein oder gewesen sein. 
 
Für die Zusicherung nach § 22 Abs. 4 SGB II ist also bei Umzügen innerhalb des örtlichen Woh-
nungsmarktes innerhalb desselben Vergleichsraums (und nur bei solchen Umzügen) sowohl die 
Angemessenheit der Aufwendungen als auch die Erforderlichkeit des Umzugs zu prüfen. Denn 
es ist schlechterdings nicht möglich, eine Zusicherung nach § 22 Abs. 4 SGB II zu erteilen, wenn 
zugleich die Voraussetzungen des     § 22 Abs. 1 S. 6 SGB II vorliegen, nach der die Aufwendungen 
auf den bisherigen Bedarf begrenzt werden müssen. 
 

7.1.2.4. Übersicht – Zusicherungen nach § 22 Abs. 4 SGB II 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
140 BeckOK SozR/Breitkreuz, 74. Ed. 1.9.2024, SGB II § 22 Rn. 23, beck-online 
141 Knickrehm/Roßbach/Waltermann/S. Knickrehm, 8. Aufl. 2023, SGB II § 22 Rn. 35, beck-online 
142 Vgl. § 22 Abs. 4 S. 4 SGB II 

Umzug über die Grenzen des bisherigen 
Vergleichsraums hinweg: 

 
Zusicherung ist bei Angemessenheit der 
KdU für die neue Unterkunft zu erteilen 

(§ 22 Abs. 4 S. 2 SGB II) 

Zusicherung nach § 22 Abs. 4 SGB II 

Umzug innerhalb desselben Vergleichs-
raums: 

 
Angemessenheit der KdU (Abs. 4 S. 2) + 
Erforderlichkeit des Umzugs (Abs. 4 S. 4) 
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7.1.3. Zusicherung nach § 22 Abs. 6 SGB II 
 
Die Zusicherung nach § 22 Abs. 6 SGB II setzt die Erforderlichkeit des Umzugs voraus. Neben der 
Erforderlichkeit des Auszugs aus der aktuell bewohnten Unterkunft muss auch die Erforderlich-
keit des Einzugs in die neue Unterkunft vorliegen (der Begriff „Umzug“ erfasst sowohl Auszug 
als auch Einzug). Der Einzug in die neue Unterkunft ist dann nicht erforderlich, wenn damit der 
Grund für den Auszug nicht behoben werden kann und/oder die Aufwendungen für die neue 
Unterkunft (Bruttokaltmiete) nicht angemessen sind. 
 
Voraussetzung für die Übernahme von Wohnungsbeschaffungs- und Umzugskosten nach § 22 
Abs. 6 SGB II ist grundsätzlich die vorherige Zusicherung. Die Zusicherung muss erteilt worden 
sein, bevor der Leistungsberechtigte die entsprechende Verpflichtung eingegangen ist, welche 
die Kosten entstehen lässt; also vor dem Abschluss des Mietvertrages für die neue Unterkunft 
(Kaution) oder eines Mietvertrages über einen Umzugswagen (Umzugskosten). D.h. selbst wenn 
sich nach dem Umzug herausstellt, dass die Voraussetzungen für die Erteilung der Zusicherung 
nach § 22 Abs. 6 SGB II vorgelegen haben, können Umzugs- und Wohnungsbeschaffungskosten 
nicht übernommen werden, wenn eine vorherige Zusicherung tatsächlich nicht eingeholt und 
erteilt worden ist. 
 
Die Zusicherung nach § 22 Abs. 6 SGB II setzt die Erforderlichkeit des Umzugs voraus. Neben der 
Erforderlichkeit des Auszugs aus der aktuell bewohnten Unterkunft muss auch die Erforderlich-
keit des Einzugs in die neue Unterkunft vorliegen (der Begriff „Umzug“ erfasst sowohl Auszug 
als auch Einzug). Der Einzug in die neue Unterkunft ist dann nicht erforderlich, wenn damit der 
Grund für den Auszug nicht behoben werden kann und/oder die Aufwendungen für die neue 
Unterkunft (Bruttokaltmiete) nicht angemessen sind. 
 
Grundsätzlich kommt keine Zusicherung in Betracht, wenn der Hilfeempfänger durch eigenhän-
dige Wohnungskündigung die Ursache für den Umzug selbst gesetzt hat und andere Umzugs-
gründe nicht nachvollziehbar sind. Ein Umzug, für den kein Umzugsgrund bestand, wird also 
nicht dadurch erforderlich, dass der Leistungsempfänger die Wohnung selbst kündigt.143 Um-
zugs- und Wohnungsbeschaffungskosten können nicht übernommen werden. Ggf. sind gem.     
§ 22 Abs. 1 S. 2 SGB II nur die vorherigen KdU anzuerkennen (s. Ziff. 7.2.1.). 
Ist die vorherige Zusicherung nach § 22 Abs. 4 SGB II nicht eingeholt worden und sind keine 
wichtigen Gründe erkennbar, die das rechtzeitige Einholen einer Zusicherung verhinderten, sind 
bei einem Umzug in eine unangemessene Unterkunft lediglich die angemessenen Unterkunfts-
kosten zu übernehmen. Ein Anspruch auf Übernahme der Kosten nach § 22 Abs. 6 SGB II (Woh-
nungsbeschaffungskosten, Umzugskosten, Mietkaution) besteht grundsätzlich nicht. 
 
Lediglich wenn die neue Unterkunft auch angemessen ist, können bei fehlender Zusicherung 
nach § 22 Abs. 4 SGB II die Kosten nach § 22 Abs. 6 SGB II dennoch übernommen werden, sofern 
die Zusicherung nach § 22 Abs. 6 SGB II vorher eingeholt wird. Die Behauptung, von dem Erfor-
dernis einer vorherigen Zusicherung nichts gewusst zu haben, ist kein wichtiger Grund. 
 

 
 
143 SG Lüneburg v. 19.05.2008 - S 25 AS 625/08 ER; SG Hildesheim v. 22.12.2009 - Az: S 26 AS 2257/09 ER 
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7.2. KdU-Leistungen infolge eines Umzugs 
 
Die folgende Übersicht stellt die möglichen Rechtsfolgen für die Gewährung von Kosten der 
Unterkunft und von Wohnungsbeschaffungskosten nach § 22 Abs. 6 SGB II bei einem Umzug 
dar (das grundsätzliche Zusicherungserfordernis ist zu beachten): 
 

 Umzug nicht notwendig Umzug notwendig 

neue Wohnung 
ist nicht ange-
messen 

• Übernahme der zuvor gewährten 
KdU, sofern der Umzug innerhalb 
desselben Vergleichsraums erfolgt ist 
(§ 22 Abs. 4 S. 4 SGB II) 

• Ansonsten Übernahme der maximal 
angemessenen KdU 

• keine zusätzlichen Kosten nach § 22 
Abs. 6 SGB II 

• Übernahme angemessener KdU (§ 22 
Abs. 4 S. 4 SGB II greift nicht), Kosten-
senkungsverfahren beachten 

• keine zusätzlichen Kosten nach § 22 
Abs. 6 SGB II 

neue Wohnung 
ist angemessen 

• Übernahme der zuvor gezahlten KdU 
(§ 22 IV 4 SGB II), wenn derselbe Ver-
gleichsraum 

• Ansonsten Übernahme der maximal 
angemessenen KdU 

• keine zusätzlichen Kosten nach § 22 
Abs. 6 SGB II 

• Übernahme der tatsächlichen KdU 

• Zusätzliche Kosten nach § 22 Abs. 6 
SGB II (wenn die entsprechende Zusi-
cherung vorliegt) 

 

 
7.2.1. Berücksichtigung des bisherigen Bedarfs nach einem nicht erforderlichen Umzug, § 22 Abs. 4 

S. 4 SGB II 
 

7.2.1.1. Grundlagen 
 
Erhöhen sich nach einem nicht erforderlichen Umzug ohne oder nach Ablehnung der Zusiche-
rung innerhalb desselben Wohnungsmarktes die Aufwendung für Unterkunft und Heizung, wer-
den die Leistungen für Unterkunft und Heizung nur in Höhe der bis dahin zu tragenden Aufwen-
dungen erbracht (§ 22 Abs. 1 S. 2 SGB II). 
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Bei einem Umzug innerhalb des für die Prüfung der Angemessenheit maßgeblichen Gebiets 
wird höchstens der bisherige Bedarf für die Unterkunft anerkannt, wenn der Umzug nicht er-
forderlich ist oder war.  
Infolge des nicht erforderlichen Umzugs innerhalb desselben Wohnungsmarktes schafft § 22 
Abs. 4 S. 4 SGB II eine individuelle Angemessenheitsgrenze („bisheriger Bedarf“).  
 
Kein Anwendungsfall von § 22 Abs. 4 S. 4 SGB II liegt vor, wenn 
 

• die bisherige Wohnung unangemessen gewesen ist, oder 
 

• Wohnraum auf dem freien Wohnungsmarkt bisher gar nicht in Anspruch genommen 
wurde. Der Umstand, dass ein Hilfebedürftiger einmal mietfrei oder zu völlig marktun-
typischen Bedingungen untergekommen ist, kann nicht zur Folge haben, dass er sich 
während des Leistungsbezugs nur noch außerhalb des regulären Wohnungsmarktes be-
wegen darf. Das grundsätzlich auch Leistungsbeziehern zuzubilligende Recht auf freie 
Wohnortwahl überwiegt in diesen Fällen.144 

  
§ 22 Abs. 4 S. 4 SGB II ist zudem nur dann anwendbar, wenn der Umzug in eine teurere Unter-
kunft innerhalb desselben örtlichen Wohnungsmarktes tatsächlich nicht erforderlich gewesen 
ist. Ist der Umzug erforderlich und wurde lediglich keine Zusicherung eingeholt, besteht ein An-
spruch auf Übernahme der tatsächlichen KdU, wenn die Kosten für die neue Unterkunft ange-
messen sind. Sind die Kosten für die neue Unterkunft unangemessen, werden nur die angemes-
senen Beträge übernommen (vgl. entsprechend Ziffer 4.2.) 
 
Für die Begrenzung der KdU auf den bisherigen Bedarf wird entsprechend der Produkttheorie 
auf die Bruttowarmmiete abgestellt, sodass die Summe aus den Kosten der Unterkunft und den 
Heizkosten bis zum Erreichen der individuellen Angemessenheitsgrenze erbracht wird. Auch 
wenn Abs. 4 S. 4 des § 22 die Heizkosten im Vergleich zum § 22 Abs. 1 S. 6 a.F. nicht mehr explizit 
erwähnt, ist davon auszugehen, dass mit der Formulierung „bisherige Bedarf für die Unter-
kunft“ sämtlicher Bedarf, und damit auch die angefallenen Heizkosten der bisherigen Unter-
kunft umfasst ist. Auch der Gesetzesbegründung ist nicht zu entnehmen, dass der Gesetzgeber 
mit der Neuformulierung von der bisherigen Praxis derart abweichen wollte, dass eine Begren-
zung der Heizkosten auf den bisherigen Bedarf nicht mehr stattfinden solle.145     
 
Mit der Begrenzung auf den bisherigen Bedarf werden die KdU nicht auf Dauer auf einen be-
stimmten Wert festgesetzt. Der bisherige Bedarf ist vielmehr an die allgemeine Marktentwick-
lung anzupassen (Dynamisierung). 
 
Die Begrenzung auf den bisherigen Bedarf endet, wenn Änderungen in den tatsächlichen Ver-
hältnissen die Übernahme höherer KdU rechtfertigt oder die Hilfebedürftigkeit aus eigener 
Kraft (vorübergehend) überwunden wird. 
 

7.2.1.2. Voraussetzungen zur Begrenzung auf den bisherigen Bedarf 
 

7.2.1.2.1. Umzug innerhalb desselben Wohnungsmarktes Vergleichsraums 
 
§ 22 Abs. 4 S. 4 SGB II ist grundsätzlich nur dann anwendbar, wenn der Umzug innerhalb des 
bisherigen für die Prüfung des Angemessenheit maßgeblichen Gebiets stattgefunden hat. Unter  

 
 
144 Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 7. August 2008 – L 5 B 940/08 AS ER –, Rn. 22, 
juris. 
145 Vgl. BT-Drucksache 21/3541, S. 67 f., Zu Nummer 20 (§ 22) 
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„örtlichem Wohnungsmarkt“ im Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 6 SGB II ist die jeweilige politische 
Gemeinde (z. b. Bovenden, Radolfshausen, Adelebsen) zu verstehen, nicht der Vergleichsraum, 
in dem dieselben Angemessenheitsgrenzen gelten. 
 
Das für die Prüfung der Angemessenheit maßgebliche Gebiet entspricht den festgelegten Ver-
gleichsräumen im Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Göttingen. 
 
Diese Begrenzung des Anwendungsbereichs lässt sich dem Wortlaut von § 22 Abs. 1 S. 2 SGB II 
nicht entnehmen, ist allerdings die Folge der Auslegung der Norm durch die Rechtsprechung.146 
 

7.2.1.2.2. Umzug ist nicht erforderlich 
 
Die Begrenzung auf den bisherigen Bedarf setzt nach § 22 Abs. 4 S. 4 SGB II voraus, dass der 
Umzug nicht erforderlich gewesen ist oder war. 
 
Das Merkmal „erforderlich“ i. S. d. § 22 Abs. 4 S. 4 SGB II ist identisch mit dem Merkmal „not-
wendig“ des § 22 Abs. 6 SGB II. Für die Auslegung des § 22 Abs. 4 S. 4 SGB II können also alle 
Gründe herangezogen werden, die auch für § 22 Abs. 6 SGB II relevant sind. 
 
Ein Umzug wird dann als erforderlich anzusehen sein, wenn ein für den Umzug plausibler, nach-
vollziehbarer und verständlicher Anlass vorliegt, von dem sich auch ein Nichtleistungsempfän-
ger hätte leiten lassen und der nicht zumutbar auf andere Weise beseitigt werden kann.147 
 
Notwendig für die Beurteilung der Erforderlichkeit ist die umfassende Berücksichtigung und Ab-
wägung aller Umstände des Einzelfalls. Als Orientierung können die folgenden Beispiele heran-
gezogen werden (die Auflistung ist nicht abschließend!): 
 

• Der Umzug dient zur Beseitigung unzumutbarer Wohnverhältnisse. Unzumutbare Wohn-
verhältnisse können z. B. bei Gefährdung oder Verletzung der körperlichen oder seelischen 
Unversehrtheit vorliegen (z. B. durch Mängel an der Bausubstanz wie Schimmelbefall, fort-
währende Ruhestörungen oder Bedrohungen durch andere Bewohner des Hauses, Stalking, 
häusliche Gewalt etc.). Die Wohnverhältnisse müssen sich als unzumutbar darstellen: Bloße 
Beeinträchtigungen reichen nicht aus, wobei die tatsächlichen Verhältnisse des Einzelfalles 
für die Entscheidung umfassend zu würdigen sind. Vor dem Umzug muss sich der Leistungs-
bezieher allerdings im Rahmen des Zumutbaren um die Beseitigung der Missstände bemü-
hen, bei Konflikten mit anderen Bewohnern des Hauses und Baumängeln auch unter Her-
anziehung des Vermieters. Erst, wenn eine Abhilfe nicht möglich ist bzw. sich der Leistungs-
bezieher erfolglos um Abhilfe bemüht hat, dürfte der Umzug als erforderlich anzusehen 
sein. 
 

• Der Umzug führt zur Verbesserung bei der Ausübung einer konkreten Erwerbstätigkeit 
durch Herstellung der räumlichen Nähe. Die Erforderlichkeit liegt vor, wenn die nach dem 
SGB III zumutbaren Pendelzeiten von der aktuellen Unterkunft aus überschritten werden 
(vgl. § 140 Abs. 4 S. 2 SGB III: „Als unverhältnismäßig lang sind im Regelfall Pendelzeiten von 
insgesamt mehr als zweieinhalb Stunden von einer Arbeitszeit von mehr als sechs Stunden 
und Pendelzeitgen von mehr als zwei Stunden bei einer Arbeitszeit von sechs Stunden und 

 
 
146 vgl. z. B. BSG v. 01.06.2010 – B 4 As 60/09 R; LSG Nds.-Bremen vom 26.10.2007; L 13 AS 168/07 ER 
147 vgl. u. a. LSG Sachsen v. 04.03.2011 – L 7 AS 753/10 B ER sowie v. 25.01.2010 – L 3 AS 700/09 B ER, 
LSG Berlin-Brandenburg v. 10.11.2009 – L 29 AS 1196/09 B ER 
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weniger anzusehen“). Nicht erforderlich wird der Umzug anzusehen sein, wenn nur die vage 
Hoffnung auf die Verbesserung der Arbeitsmarktposition besteht. 

 

• Erfordernis weiterer Wohnflächen bzw. weiterer Zimmer bei Geburt eines Kindes. Auch zu-
künftiger Wohnbedarf in Erwartung der Geburt eines Kindes kann die Erforderlichkeit des 
Umzugs bereits vor der Geburt begründen. 

 

• Gesundheitliche Gründe (z. B. Erreichbarkeit der Unterkunft beim Vorliegen von Behinde-
rungen, Umzug in das Nahumfeld pflegender Angehöriger, Umzug zur Ermöglichung der 
Pflege eines nahen Angehörigen) 

 

• Soziale Gründe, die einen Auszug aus der alten Unterkunft rechtfertigen (z. B. Herstellung 
der Lebensgemeinschaft mit Begründung eines gemeinsamen Hausstandes nach Eheschlie-
ßung, bei gemeinsamem Wohnen: Trennung vom Partner, schwerwiegende und nachhal-
tige Zerrüttung des Vertrauensverhältnisses in einer Wohngemeinschaft) 

• Erforderlich kann der Umzug zum Zweck der Ausübung des Umgangsrechts sein. Nicht aus-
reichend ist aber der Wunsch, den erwachsenen Kindern räumlich näher zu sein 

 
7.2.1.2.3. Änderung der Höhe der KdU infolge des nicht erforderlichen Umzugs 

 
§ 22 Abs. 4 S. 4 SGB II setzt die Erhöhung der KdU infolge des Umzugs voraus. Erfasst wird nicht 
nur die unmittelbare Erhöhung der KdU (höhere KdU ab Einzug), sondern auch spätere Erhö-
hungen der KdU nach dem Einzug (Mieterhöhungen, aber auch Nachzahlungen für Heiz- und 
Nebenkosten). 
 
§ 22 Abs. 4 S. 4 SGB II ist nicht anwendbar, wenn die KdU für die alte Unterkunft unangemessen 
gewesen sind. In diesem Fall werden die angemessenen Kosten anerkannt. 
 
Fallgruppen zur Abgrenzung (jeweils nicht erforderlicher Umzug innerhalb desselben Ver-
gleichsraums): 
 

• Aufwendungen für die bisherige Unterkunft = angemessen 
Aufwendungen für die neue Unterkunft = angemessen und niedriger als vorher 
 
Ab Einzug in die neue Unterkunft werden zunächst die tatsächlichen KdU erbracht. Der bis-
herige Bedarf für die alte Unterkunft stellt die individuelle Angemessenheitsgrenze dar: Er-
höhen sich die KdU zu einem späteren Zeitpunkt nach dem Einzug, werden diese nur bis zur 
Grenze des bisherigen Bedarfs für die alte Unterkunft erbracht. 
 

• Aufwendungen für die bisherige Unterkunft = angemessen 
Aufwendungen für die neue Unterkunft = angemessen, aber höher als vorher 
 
Ab Einzug in die neue Unterkunft werden KdU in Höhe des bisherigen Bedarfs für die alte 
Unterkunft erbracht. Bei Schwankungen der tatsächlichen KdU werden die Leistungen auch 
in der Folgezeit in Höhe des bisherigen Bedarfs begrenzt. 
 

• Aufwendungen für die bisherige Unterkunft = angemessen 
Aufwendungen für die neue Unterkunft = unangemessen 
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Ab Einzug in die neue Unterkunft werden KdU in Höhe des bisherigen Bedarfs für die alte 
Unterkunft erbracht. Bei Schwankungen der tatsächlichen KdU werden die Leistungen auch 
in der Folgezeit in Höhe des bisherigen Bedarfs begrenzt. 
 

• Aufwendungen für die bisherige Unterkunft = unangemessen 
Aufwendungen für die neue Unterkunft = angemessen 

 
In diesem Fall ist der Umzug regelmäßig als erforderlich anzusehen, da sowohl der Auszug 
aus der alten Wohnung wegen Kostenunangemessenheit als auch der Einzug in die neue 
Wohnung mit der Folge der Senkung der Kosten geboten erscheint. Ab dem Einzug werden 
KdU in tatsächlicher Höhe erbracht. § 22 Abs. 4 S. 4 SGB II ist nicht anwendbar, auch nicht 
bei Kostensteigerungen in der Zukunft. 

 

• Aufwendungen für die bisherige Unterkunft = unangemessen 
Aufwendungen für die neue Unterkunft = unangemessen, aber niedriger als vorher 
 
§ 22 Abs. 4 S. 4 SGB II ist nicht anwendbar, da die Anwendung einer individuellen Angemes-
senheitsgrenze („bisheriger Bedarf“) nicht zu einer Erhöhung der maximal übernahmefähi-
gen KdU über die abstrakte Angemessenheitsgrenze hinaus führen darf. Zur Lösung solcher 
Fälle siehe oben Ziffer 4.2.. 
 

• Aufwendungen für die bisherige Unterkunft = unangemessen 
Aufwendungen für die neue Unterkunft = unangemessen und höher als vorher 
 
§ 22 Abs. 4 S. 4 SGB II ist nicht anwendbar, da die Anwendung einer individuellen Angemes-
senheitsgrenze („bisheriger Bedarf“) nicht zu einer Erhöhung der maximal übernahmefähi-
gen KdU über die abstrakte Angemessenheitsgrenze hinaus führen darf. Zur Lösung solcher 
Fälle siehe oben Ziffer 4.2.. 

 
7.2.1.3. Rechtsfolge: Berücksichtigung des bisherigen Bedarfs 

 
Der „bisherige Bedarf“ ist die Summe aller berücksichtigungsfähigen Aufwendungen für die Un-
terkunft und Heizung für die alte Wohnung. Die individuelle Angemessenheitsgrenze ist also die 
Summe aller berücksichtigungsfähigen KdU-Bestandteile (= „Bruttowarmmiete“, ähnlich der 
Gesamtangemessenheitsgrenze nach § 22 Abs. 10 SGB II). 
 
Dementsprechend sind die Aufwendungen für die neue Unterkunft innerhalb der individuellen 
Angemessenheitsgrenze untereinander substituierbar. 
 
Beispiel: 
A zieht innerhalb von Göttingen um. Der Umzug ist nicht erforderlich, die alte Unterkunft war 
angemessen. 

 

• Alte Unterkunft: Bruttokaltmiete = 340,00 Euro, Heizkosten = 60,00 Euro 

• Neue Unterkunft: Bruttokaltmiete = 370,00 Euro, Heizkosten = 40,00 Euro 
 
In welcher Höhe können die neuen KdU übernommen werden? 

 
Lösung: Übernommen werden können insgesamt 400,00 Euro für die neue Unterkunft.  Be-
trachtet werden für die neue Unterkunft nicht jeweils die Teilbeträge KdU und Heizkosten der 
alten Unterkunft, sondern die Gesamtsumme (= bisheriger Bedarf). Daraus folgt: 
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Richtig ist: Falsch wäre: 
Übernahme von 360,00 Euro Brutto-
kaltmiete und 40,00 Euro Heizkosten, 
da die Summe der Teilbeträge der in-
dividuellen Angemessenheitsgrenze 
entspricht (= 400,00 Euro bisheriger 
Bedarf für die alte Unterkunft) 

Übernahme von 340,00 Euro Bruttokaltmiete und 
40,00 Euro Heizkosten mit der Begründung, dass 

• die Bruttokaltmiete auf 340,00 Euro begrenzt ist 
(= Bruttokaltmiete der alten Unterkunft), 

• die Heizkosten in Höhe der tatsächlichen Auf-
wendungen (40,00 Euro) gezahlt werden, da 
diese niedriger sind als der bisherige Bedarf (= 
60,00 Euro Heizkosten für die alte Unterkunft) 

 
7.2.1.4. Anpassung der individuellen Angemessenheitsgrenzen an die Marktentwicklung: Dynamisie-

rung 
 

7.2.1.4.1. Grundlagen 
 
Die Regelung des § 22 Abs. 4 Satz 4 SGB II ist einschränkend auszulegen. Erhöhen sich nach 
einem nicht erforderlichen Umzug innerhalb eines örtlichen Wohnungsmarktes desselben Ver-
gleichsraums die angemessenen Kosten der Unterkunft, so stellt der Deckelungsbetrag der bis-
herigen Bruttowarmmiete keinen starren Wert dar, sondern ist zu dynamisieren.148 
 
Mit der Dynamisierung soll zugunsten der Leistungsberechtigten trotz Beschränkung auf die 
„bisherigen Unterkunftskosten“ die Entwicklung des allgemeinen Mietwohnungsmarktes abge-
bildet werden. 
 
Die Dynamisierung des bisherigen Bedarfs erfolgt, indem die Anteile des bisherigen Bedarfs 
(Anteil KdU und Anteil Heizkosten) jeweils in Höhe der prozentualen Änderungen der allgemei-
nen Angemessenheitsgrenzen (Angemessenheitsgrenze KdU und Angemessenheitsgrenze Heiz-
kosten) angepasst werden. Siehe hierzu die Berechnungsbeispiele aus Ziffer 7.2.1.4.4.. 
 
Die Dynamisierung in laufenden Fällen muss nach jeder Anpassung der Angemessenheitsgren-
zen für die KdU bzw. Heizkosten erfolgen. 
 

7.2.1.4.2. Datengrundlage für die Dynamisierung 
 
Für die Dynamisierung werden die Grunddaten der neuen Unterkunft berücksichtigt. 
 
Beispiel: 
A zieht innerhalb von Osterode um. Seine alte Unterkunft wurde mit einer Gasheizung beheizt, 
die Gebäudefläche betrug 350 m². Die neue Unterkunft wird mit einer Ölheizung beheizt, die 
Gebäudefläche beträgt jetzt 150 m². 
Für die Dynamisierung wird der Änderungsfaktor für den Energieträger Heizöl und die Gebäu-
defläche 100 – 250 m² zu Grunde gelegt, da die Dynamisierung der Marktentwicklung für mit 
der derzeit bewohnten Unterkunft vergleichbaren Mietwohnungen Rechnung tragen soll. 
 

7.2.1.4.3. Berechnung der Anpassungsbeträge 
 
Die Dynamisierung erfolgt mittels folgender Berechnung: 
 

• Schritt 1: 

 
 
148 BSG, B 14 AS 6/14 R vom 29.04.2015 in Verbindung mit B 4 AS 12/15 R vom 17.02.2016 
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Berechnung der prozentualen Änderung der Angemessenheitsgrenzen (Vergleich der alten 
Angemessenheitsgrenzen mit den neuen Angemessenheitsgrenzen). Diese Steigerungsbe-
träge werden als Änderungsfaktoren bei Anpassung der allgemeinen Angemessenheits-
grenzen durch die Fachaufsicht zur Verfügung gestellt. 
 

• Schritt 2: 
 

Anpassung der individuellen Angemessenheitsgrenze anhand der mitgeteilten Änderungs-
faktoren: 
 
Bisheriger KdU-Bedarf    x   Änderungsfaktor KdU =   neuer KdU-Anteil 
 
Bisheriger Heizkosten-Bedarf   x   Änderungsfaktor Heizkosten =   neuer Heizkosten-Anteil 

 

• Schritt 3: 
 
Bildung der Summe aus den Beträgen „neuer KdU-Anteil“ und „neuer Heizkosten-Anteil“. 
Diese Summe ist die neue individuelle Angemessenheitsgrenze. 
 

Soweit einer der beiden Werte (KdU-Bedarf oder Heizkostenbedarf) nicht der Anpassung un-
terliegt, wird für die Dynamisierung der ursprüngliche Wert beibehalten (siehe unten Ziffer 
7.2.1.4.4., Beispiel 2). 
 

7.2.1.4.4. Beispiele für die Dynamisierung der individuellen Angemessenheitsgrenze 
 
Beispiel 1 (neue Angemessenheitsgrenzen für KdU und Heizkosten): 
A zieht innerhalb der Stadt Göttingen um. Seine alte Wohnung war kostenangemessen: Brutto-
kaltmiete = 480,00 Euro, Heizkosten = 60,00 Euro. 
 
Die tatsächlichen Aufwendungen für die neue Unterkunft betragen 600,00 Euro Bruttokalt-
miete und 100,00 Euro Heizkosten pro Monat (Gasheizung, 225 m² Gebäudefläche). 
 
Der Umzug ist nicht erforderlich. Leistungen für Unterkunft und Heizung werden in Höhe des 
bisherigen Bedarfs für die alte Unterkunft erbracht, insgesamt 540,00 Euro (= bisheriger Bedarf, 
individuelle Angemessenheitsgrenze). 
 
Nach etwa einem Jahr werden neue Angemessenheitsgrenzen für die Kosten der Unterkunft 
und für die Heizkosten festgelegt: 
 

Kosten der Unterkunft 
50 m² angemessene Wohnfläche (eine Person) 

Angemessenheitsgrenze alt  Angemessenheitsgrenze neu Steigerung in % Änderungsfaktor 

491,00 Euro 540,10 Euro 10,00 % 1,1 

 
 

Heizkosten (Energieträger: Gas) 
Berechnet nach angemessener Wohnfläche (50 m²) und Gebäudefläche (100 – 250 m²) 

Angemessenheitsgrenze alt  Angemessenheitsgrenze neu Steigerung in % Änderungsfaktor 

70,88 Euro 170,11 Euro 140,00 % 2,4 
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In welcher Höhe können die Kosten der Unterkunft nach der Anpassung der Angemessenheits-
grenzen übernommen werden? 
 
Lösungsschritte:  
 
1. Der bisherige KdU-Anteil wird mit dem Änderungsfaktor 1,1 multipliziert: 
 

480,00 Euro   x   1,1   =   528,00 
 
2. Der bisherige Heizkosten-Anteil wird mit dem Änderungsfaktor 2,4 multipliziert: 
 

60,00 Euro   x   2,4   =   144,00 Euro 
 
3. Die Summe aus den dynamisierten KdU und den dynamisierten Heizkosten ist die neue, 

individuelle Angemessenheitsgrenze: 
 

528,00 Euro dynamisierte KdU   +   144,00 Euro dynamisierte Heizkosten   =   672,00 Euro 
neue individuelle Angemessenheitsgrenze 

 
Ergebnis: Von den 700,00 Euro tatsächlichen Unterkunftskosten für die neue Wohnung können 
nach der Dynamisierung 672,00 Euro übernommen werden (bisher 540,00 Euro). 
 
Beispiel 2 (neue Angemessenheitsgrenze nur für die Heizkosten): 
A zieht innerhalb von Hann. Münden um. Seine alte Wohnung war kostenangemessen: Brutto-
kaltmiete = 320,00 Euro, Heizkosten = 45,00 Euro. 
 
Die tatsächlichen Aufwendungen für die neue Unterkunft betragen 420,00 Euro Bruttokalt-
miete und 75,00 Euro Heizkosten pro Monat (Ölheizung, 200 m² Gebäudefläche). 
 
Der Umzug ist nicht erforderlich. Leistungen für Unterkunft und Heizung werden in Höhe des 
bisherigen Bedarfs für die alte Unterkunft erbracht, insgesamt 365,00 Euro (= bisheriger Bedarf, 
individuelle Angemessenheitsgrenze). 
 
Nach etwa einem Jahr werden neue Angemessenheitsgrenzen für die Heizkosten festgelegt: 
 

Heizkosten (Energieträger: Öl) 
Berechnet nach angemessener Wohnfläche (50 m²) und Gebäudefläche (100 – 250 m²) 

Angemessenheitsgrenze alt  Angemessenheitsgrenze neu Steigerung in % Änderungsfaktor 

75,45 Euro 139,58 Euro 85,00 % 1,85 

 
Lösungsschritte: 
 
1. Der KdU-Anteil verändert sich nicht.  

 

2. Der Heizkosten-Anteil wird mit dem Änderungsfaktor 1,85 multipliziert 

45,00 Euro   x   1,85   =   83,25 Euro 
 

3. Die Summe aus dem unveränderten KdU-Anteil und dem dynamisierten Heizkostenanteil 
ist die neue individuelle Angemessenheitsgrenze 

320,00 Euro KdU-Anteil (unverändert) +   83,25 Euro dynamisierte Heizkosten   =   403,25 
Euro neue individuelle Angemessenheitsgrenze 
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Ergebnis: Von den 495,00 Euro Unterkunftskosten für die neue Unterkunft können nach der 
Dynamisierung 403,25 Euro übernommen werden (bisher: 365,00 Euro). 
 

7.2.1.5. Gründe für die Aufhebung der Begrenzung auf den bisherigen Bedarf 
 

• Tritt während des weiteren Leistungsbezuges eine Änderung in den tatsächlichen Verhält-
nissen ein, aufgrund derer ein Umzug in eine größere bzw. teurere Wohnung als notwendig 
anzuerkennen wäre (z.B. Geburt eines Kindes, Auftreten gesundheitliche Beeinträchtigun-
gen etc.), ist von Amts wegen zu prüfen, ob mit Eintritt dieser Änderung höhere Unter-
kunftskosten zu übernehmen sind. 
 

• Die Beschränkung auf die bisherigen Kosten der Unterkunft und Heizung gilt nur, solange 
durchgehend SGB II-Leistungen bezogen werden. Eine Überwindung der Hilfebedürftigkeit 
und damit die Unterbrechung des Leistungsbezuges für einen oder mehrere Monate auf-
grund von bedarfsüberschreitendem Einkommen führt dazu, dass die Regelung des § 22 
Abs. 4 Satz 4 SGB II bei einem erneuten Leistungsbezug nicht mehr anwendbar ist. Werden 
nach der Unterbrechung erneut SGB II-Leistungen bezogen, sind daher zunächst die tat-
sächlichen Kosten der Unterkunft zu übernehmen. 
 
Abzustellen ist auf eine Überwindung der Hilfebedürftigkeit aus eigener Kraft, d.h. durch 
eigenes, zusätzliches Einkommen, nicht aber durch einen Rückgriff auf vorhandenes Schon-
vermögen oder nicht nachhaltige Zuwendungen Dritter (also beispielsweise keine Darlehen 
Dritter). Nicht ausreichend ist es zudem, wenn sich Personen trotz andauernder Hilfebe-
dürftigkeit lediglich für einen Monat aus dem Leistungsbezug abmelden.149 

 
7.2.2. Wohnungsbeschaffungs- und Umzugskosten 

 
7.2.2.1. Gewährung als Darlehen oder als Zuschuss 

 
Nach § 22 Abs. 6 SGB II können Wohnungsbeschaffungskosten und Umzugskosten bei vorheri-
ger Zusicherung übernommen werden. Das eingeräumte Ermessen ist nicht nur dahingehend 
auszuüben, ob die Leistung erbracht wird (Entschließungsermessen), sondern auch dahinge-
hend, wie die Gewährung zu erfolgen hat (Auswahlermessen). Demnach ist bei einem notwen-
digen Umzug auch eine darlehensweise Gewährung der Leistungen nach § 22 Abs. 6 SGB II nach 
Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens möglich. 
 
Ein Darlehen kommt insbesondere dann in Betracht, wenn die leistungsberechtigte Person die 
Kündigung des Mietvertrages aufgrund des eigenen Verhaltens verursacht hat (z.B. Kündigung 
des Mietvertrages aufgrund pflichtwidrigen Verhaltens – Lärmbelästigung, Verunreinigung, 
Mietschulden etc.). Im Rahmen der Ermessensausübung sind jedoch weitere individuelle Be-
sonderheiten zu beachten (z.B. Anzahl der bereits vorhandenen Darlehen, Häufigkeit der Um-
züge). Die Tilgung des Darlehens erfolgt nach § 42a SGB II durch Aufrechnung. 
 
Lediglich für Mietkautionen und Genossenschaftsanteile wird das oben beschriebene Auswahl-
ermessen auf intendiertes Ermessen eingegrenzt: Gem. § 22 Abs. 6 S. 3 SGB II sollen Aufwen-
dungen für Mietkautionen und Genossenschaftsanteile als Darlehen erbracht werden. 
 

 
 
149 BSG v. 09.04.2014 - Az.: B 14 AS 23/13 R 



Leitfaden  gültig ab: 01.07.2026 

Unterkunftskosten - § 22 SGB II gültig bis:   

 

116 
 

7.2.2.2. Wohnungsbeschaffungskosten 
 
Als Wohnungsbeschaffungskosten können doppelte Mietzahlungen übernommen werden, so-
fern der Umzug notwendig ist und die leistungsberechtigte Person belegen kann, dass sie alles 
ihr Zumutbare getan hat, um die doppelten Mietzahlungen zu vermeiden150 (Erklärungen des 
vorherigen und des neuen Vermieters). Auch Inserate können von der antragstellenden Person 
gefordert werden. 
Ebenfalls zu den Wohnungsbeschaffungskosten gehören diejenigen notwendigen Besichti-
gungs- und Fahrtkosten, die mit der tatsächlichen Anmietung der Wohnung und dem Abschluss 
des Mietvertrages aufgrund einer vorherigen Zusicherung entstanden sind. Es werden keine 
Fahrt- bzw. Besichtigungskosten übernommen für Wohnungen, die nicht angemietet wurden. 
Die Hilfeempfänger sollen darauf hingewiesen werden, sich bei einem geplanten Wohnort-
wechsel mehrere Wohnungen gleichzeitig anzuschauen. Auf keinen Fall dürfen gem. § 22 Abs. 
6 S. 1 SGB II Besichtigungskosten für Wohnungen übernommen werden, die nicht angemessen 
sind bzw. wenn der Umzug oder die entstandenen Kosten nicht notwendig waren. 
 
Nicht zu übernehmen sind Maklergebühren, da genügend anmietbarer Wohnraum ohne Mak-
lerkosten vorhanden ist. 
 

7.2.2.3. Mietkaution und Genossenschaftsanteile 
 
Die Übernahme der Mietkaution und Genossenschaftsanteile ist von der Zusicherung nach § 22 
Abs. 6 S. 1 SGB II abhängig. Grundsätzlich sind diese als Darlehen zu gewähren (§ 22 Abs. 6 S. 3 
SGB II). 
 
In atypischen Sonderfällen kann die Mietkaution auch als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt 
werden. Ein atypischer Sonderfall liegt vor, wenn die Lebenssituation des Betroffenen in kör-
perlicher, seelischer und sozialer Hinsicht von besonderen Schwierigkeiten geprägt ist, so dass 
es nicht gerechtfertigt erscheint, ihn mit den typischen Folgen eines Darlehens zu belasten 
(Bsp.: Der Betroffene ist in seiner Erwerbsfähigkeit aus gesundheitlichen Gründen einge-
schränkt oder aufgrund seines Alters schwer vermittelbar151). 
 
Liegen Anhaltspunkte für das Vorliegen eines solchen atypischen Sonderfalles vor, muss hin-
sichtlich der Form der Gewährung der Kaution Ermessen ausgeübt werden. Wenn das Ergebnis 
der Ermessensausübung ist, dass die Gewährung der Mietkaution als Darlehen erfolgt, muss 
der Darlehensbescheid die entsprechenden Ermessenserwägungen enthalten.   
 
Die Zahlung der Mietkaution oder Genossenschaftsanteile ist im Rahmen pflichtgemäßen Er-
messens immer dann abzulehnen, sofern aufgrund vorhandenen Vermögens nach § 12 Abs. 2 
Nr. 1 oder Nr. 4 SGB II der leistungsberechtigten Person die Zahlung dieser Mietsicherheit mög-
lich ist. 
 
Die Tilgung von Kautionsdarlehen erfolgt gem. § 42a SGB II durch Aufrechnung. 
 
 

 
 
150 BSG, Urteil vom 30. Oktober 2019 – B 14 AS 2/19 R –, SozR 4-4200 § 22 Nr. 104. 
151 LSG Hamburg v. 23.02.2017 - L 4 AS 135/15, LSG Nordrhein-Westfalen v. 03.02.2014 - L 2 AS 2280/13 
B 
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7.2.2.4. Umzugskosten 
 
Im Zuge der allgemeinen Verpflichtung, die Hilfebedürftigkeit so gering wie möglich zu halten, 
ist es Leistungsberechtigten grundsätzlich zumutbar, einen Umzug in Eigenregie durchzuführen. 
Umzugskosten fallen daher in der Regel nur für einen Umzugswagen an. Hierbei ist auf das 
günstigste Angebot abzustellen, mindestens drei Kostenvoranschläge / Angebote sind von den 
Leistungsberechtigten rechtzeitig vor dem Umzugstermin vorzulegen. Daneben können Benzin-
kosten und ggf. eine Pauschale für Mehraufwendungen (Verpflegung für kostenlos mithelfende 
Familienangehörige und Bekannte in Höhe von 7,50 € pro Person, max. 30 € – nicht Lohn/Auf-
wandsentschädigung für Umzugshelfer) übernommen werden. 
 
Hinsichtlich der angemessenen Größe eines Mietwagens kann in strittigen Fällen auf die Richt-
werte unter www.europcar.de (LKW-Angebote & Services) zurückgegriffen oder mit Hilfe des 
Umzugsrechners das benötigte Ladevolumen genauer bestimmt werden. 
 
Nur in Ausnahmefällen, wenn Selbsthilfe z.B. aus gesundheitlichen Gründen, wegen Alters oder 
einer Behinderung nicht möglich oder nicht zumutbar ist, können die Kosten für fremde Helfer 
übernommen werden. Die bloße Aussage, dass Verwandte und Bekannte nicht helfen können, 
stellt keinen solchen besonderen Einzelfall dar.152 
 
Die kostengünstigste Alternative (keine gewerbliche Umzugsfirma) ist dabei auszuschöpfen. 
Diese liegt in der Regel in der Anmietung eines Umzugswagens und der Beauftragung studenti-
scher Hilfskräfte (Anfragen nach Umzugshelfern können über die Internetseite www.Stellen-
werk-goettingen.de getätigt werden. Daneben gibt es weitere einschlägige Internetportale, wie 
z. B. www.jobruf.de). 
 
Sind keine studentischen Hilfskräfte verfügbar, kann der Leistungsbezieher eigene Aushänge 
erstellen oder selbst auf (die zumeist preisgünstigen) Umzugsangebote von Privatpersonen, 
Hausmeisterservices o.ä. reagieren. Die entsprechenden Bemühungen und entstehenden Kos-
ten sind durch die Hilfebedürftigen nachzuweisen. 
Die Tätigkeit wird wenigstens mit dem Mindestlohn vergütet.153 Bei kurzen Umzügen (ca. 2 – 4 
Stunden Arbeitszeit) erscheinen geringfügig höhere Stundensätze als angemessen (Mindest-
lohn plus 13 – 18 %). 
 
Für den Umzug eines 2 – 3 Personenhaushalts sind in der Regel 2 Umzugshelfer zu je maximal 
10 Stunden angemessen. Der Umfang der benötigten Zeit variiert mit der Größe des Haushaltes.  
 
Der Umfang der Kostenübernahme ist vorab schriftlich zuzusichern. Die Kosten müssen von der 
leistungsberechtigten Person nachgewiesen werden (z.B. Kostenvoranschlag). Erst dann sind 
die Leistungen zu bewilligen. Sofern die leistungsberechtigte Person in Vorkasse treten muss 
bzw. sofort die Leistungen bezahlen muss, sind die Leistungen unter der Auflage zu gewähren, 
dass die entsprechenden Ausgaben nachgewiesen werden müssen (Vorlage der Quittun-
gen/Rechnungen). Ferner ist in dem Bewilligungsbescheid schriftlich zu belehren, dass sofern 
die entsprechenden Leistungen nicht für den vorgesehenen Zweck verwendet werden, der Be-
scheid widerrufen werden kann, § 47 II Nr. 1 SGB X. 
 

 
 
152 SG Dresden v. 15.08.2005 - S 23 AS 692/05 ER 
153 Vgl. zur Höhe des Mindestlohns die Übersicht „Geänderte Regelbedarfe und Erhöhungen“ in der je-
weils geltenden Fassung. 
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Werden die Umzugshelfer durch die leistungsberechtigte Person zwecks Durchführung des Um-
zuges engagiert, handelt es sich um kurzfristige Beschäftigungsverhältnisse. Die Unfallversiche-
rung wird über den beauftragenden Haushalt gewährleistet. Der Abschluss bzw. Anmeldung bei 
einer Versicherung ist jedoch nicht notwendig. Ein evtl. auftretender Schaden kann über den 
GUV (Gemeinde-Unfallversicherungsverband) abgewickelt werden. Voraussetzung ist lediglich, 
dass ein kurzzeitiges Beschäftigungsverhältnis entsteht und dass die auftraggebende Person 
und der Umzugshelfer sich weder kennen noch befreundet sind. Der entstehende Schaden 
(Sach-/Körperschaden) ist dann durch die leistungsberechtigte Person bei dem GUV unverzüg-
lich zu melden. Zu beachten ist, dass bei Arztbesuchen angegeben werden muss, dass die Kos-
tenabrechnung nicht über die Krankenversicherung, sondern durch den GUV erfolgt. Die an-
tragstellende Person ist diesbezüglich zu belehren. 
 
Soweit ein Umzug bedingt durch die Aufnahme einer Beschäftigung an einem anderen Ort er-
folgt, sind die Umzugskosten auf Grundlage der spezielleren und gegenüber § 22 SGB II vorran-
gigen Vorschrift aus §§ 16 Abs. 1 SGB II i.V.m 44 SGB III zu prüfen (Mobilitäts-Hilfen). 
 
Kosten für die Bereitstellung eines Telefon- und Internetanschlusses in der neuen Wohnung 
und Kosten für einen Nachsendeauftrag sind Umzugskosten im Sinne des § 22 Abs. 6 SGB II und 
daher zu übernehmen.154 
 

7.2.2.5. Renovierungskosten 
 

7.2.2.5.1. Auszugsrenovierung und Schönheitsreparaturen 
 
Periodisch auszuführende Schönheitsreparaturen gehören zu den angemessenen Kosten der 
Unterkunft und sind nicht bereits mit dem Regelbedarf abgegolten.155 Zur Ermittlung der Höhe 
steht in OPEN/PROSOZ die Berechnungshilfe „Renovierungskosten Berechnung“ im unter O-
PEN > Vorlagenauswahl > SGB II > LSB > KdU zur Verfügung. 
 
Da es gem. § 535 Abs. 1 S. 2 BGB grundsätzlich dem Vermieter obliegt, die Mietsache während 
der Mietzeit in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu erhalten, ist der 
Mieter zu Instandhaltungsmaßnahmen und Schönheitsreparaturen nur verpflichtet, wenn sie 
ihm durch Vertrag rechtmäßig auferlegt wurden. 
 
In aller Regel werden bei Mietverhältnissen Formmietverträge genutzt, die für eine Vielzahl 
gleicher Rechtsgeschäfte verwendet werden sollen. Daher handelt es sich in den meisten Fällen 
bei den nicht individuell vereinbarten Klauseln im Mietvertrag aus rechtlicher Perspektive um 
allgemeine Geschäftsbedingungen. Die Anforderungen an die Rechtswirksamkeit sind bei sol-
chen Klauseln (allgemeinen Geschäftsbedingungen) verhältnismäßig streng (vgl. §§ 305 ff. BGB). 
 
Rechtsunwirksam ist eine Klausel, nach der die Wohnung „weiß gestrichen“ zurückgegeben 
werden muss. 
Rechtsunwirksam sind auch Klauseln, mit denen Schönheitsreparaturen nach einem „starren“ 
Fristenplan auf den Mieter übertragen werden, welche also lediglich an feste zeitliche Grenzen 
anknüpfen, während der Erhaltungszustand der Wohnung für die Verpflichtung keine Rolle 
spielt. In diesen Fällen wird auch kein Darlehen gewährt. Ausnahmen sind nur für Klauseln zu-
gelassen, die eine Renovierung innerhalb bestimmter Fristen nur für den Regelfall vorsehen, 

 
 
154 BSG v. 10.08.2016 - B 14 AS 58/15 R 
155 BSG v. 19.03.2008 - B 11 b AS 31/06 R 
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diese aber vom tatsächlichen Erhaltungszustand abhängig machen.156 Renovierungsklauseln 
sind in Formmietverträgen regelmäßig enthalten, auch mit der Angabe von Fristen. Ein „starrer“ 
Fristenplan liegt dann nicht vor, wenn eine Öffnungsklausel enthalten ist, nach der von der 
Durchführung in den Regelabständen („alle drei Jahre“ etc.) im Einzelfall abgewichen werden 
kann, wenn die Renovierungsmaßnahme noch nicht erforderlich ist. Eine solche Öffnungsklau-
sel wird sich – sofern im Mietvertrag enthalten – in unmittelbarer Nähe zum Fristenplan finden, 
meistens direkt davor oder dahinter. Enthält der Mietvertrag eine solche Öffnungsklausel, ist 
die Renovierungsklausel wirksam, da dann gerade kein „starrer“ Fristenplan vorliegt. 
 
Reparaturen, die z.B. nach nicht vertragsgemäßem Gebrauch notwendig werden (z.B. Beschä-
digungen, fehlerhafte Handhabung wie mangelnde Lüftung), können auch unabhängig vom 
Vorliegen einer vertraglichen Vereinbarung zu Lasten des Mieters gehen. 
 
In der Regel enthalten Formmietverträge zudem Klauseln, nach der Kleinreparaturen auf Kosten 
des Mieters (in der Regel bis zur Höhe von 100,00 Euro) vorgenommen werden. Wird ein Antrag 
auf Kostenübernahme auf Grundlage einer solchen Klausel eingereicht, ist genau zu prüfen, ob 
die durchgeführte Reparatur tatsächlich unter die Kleinreparatur-Klausel fällt: Zulässige Klein-
reparaturklauseln haben in der Regel nur einen verhältnismäßig engen Anwendungsbereich, da 
viele Reparaturarbeiten vertraglich nicht auf den Mieter umgelegt werden dürfen. Da die Un-
wirksamkeit einer Vertragsklausel in der Regel nachteilige Folgen für den Vermieter nach sich 
zieht, werden deswegen zumeist auch nur noch zulässige Klauseln vereinbart. 
 
Weiter sind diejenigen Teile der Miete ebenfalls als Unterkunftskosten zu übernehmen, welche 
nach dem Mietvertrag monatlich vom Leistungsbezieher an den Vermieter als „Anteil Instand-
haltungskosten für vom Vermieter übernommene Schönheitsreparaturen“ zu zahlen sind. Dies-
bezüglich ist der Vermieter gem. § 28 IV 2 der II. BV berechtigt, allein für die Kosten von Schön-
heitsreparaturen Beträge von bis zu 8,50 EUR je Quadratmeter Wohnfläche im Jahr in der Miete 
anzusetzen. 
 
Beispiel: Bei einer 2-Personen-BG in Göttingen schlüsselt sich die Bruttokaltmiete wie folgt auf: 
Kaltmiete 255 €, Betriebskosten 100 €, Anteil Instandhaltungskosten 35 €. Es handelt sich bei 
allen Positionen um Unterkunftskosten gem. § 22 SGB II. Mit einer Bruttokaltmiete in Höhe von 
390 € sind die KdU angemessen und vollständig zu übernehmen. 
 
Soweit ein Umzug nach § 22 SGB II notwendig ist und der Mieter vertraglich verpflichtet ist, eine 
Auszugsrenovierung durchzuführen, können die Reparaturkosten im Rahmen der Kosten der 
Unterkunft (§ 22 I SGB II) übernommen werden. 
 
Ist mietvertraglich keine Auszugsrenovierung geschuldet, wurde jedoch im Mietvertrag rechts-
wirksam die Übernahme von Schönheitsreparaturen vereinbart, sind diese zu übernehmen, so-
fern und soweit sie an Stelle der Auszugsrenovierung treten und fällig sind.  
 

7.2.2.5.2. Einzugsrenovierung 
 
Kosten für eine Einzugsrenovierung sind in der Regel nicht zu übernehmen. Die Übernahme der 
Kosten für eine Einzugsrenovierung ist sozialleistungsrechtlich nicht gerechtfertigt, da auf dem 
Wohnungsmarkt üblicherweise Wohnungen vermietet werden, die ohne weiteres bezugsfertig 

 
 
156 BGH v. 08.10.2008 - XII ZR 84/06 
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sind und bei denen nicht insgesamt oder in einzelnen Räumen neue Tapeten und Anstriche so-
wie das Anbringen eines normalen Fußbodenbelags notwendig sind.157 
 
Dies gilt auch dann, wenn die Verpflichtung, diese Renovierungsarbeiten durchzuführen, per 
Mietvertrag von der leistungsberechtigten Person anerkannt wird und wenn die neue Wohnung 
angemessen ist. Die Zusicherung für die betreffende Wohnung ist daher entsprechend einzu-
schränken. Die Frage der Renovierungspflicht ist im Einzelfall zu prüfen. 
 

7.2.2.5.3. Kosten für Renovierungshelfer 
 
Sind die antragstellende Person und die mit ihr lebenden Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft 
nicht in der Lage, die erforderliche Renovierung (s.o.) selbst durchzuführen, können Kosten für 
(studentische) Renovierungshelfer, welche in der Regel 10 € pro Stunde betragen, gewährt wer-
den Ein Anspruch auf Übernahme der Kosten für einen (Maler-)fachbetrieb besteht nicht. 
Bei der Prüfung der Notwendigkeit der Hilfskräfte handelt es sich um eine Einzelfallprüfung, die 
vom Sachbearbeiter vorzunehmen ist. Eine Niederschrift mit den Ausführungen in Bezug auf 
die Gründe, die familiäre Situation und das soziale Umfeld ist zur Akte zu nehmen. Ist die Selbst-
hilfe aufgrund körperlicher Eignung nicht möglich, ist in Zweifelsfällen das Gesundheitsamt mit 
der Begutachtung zu beauftragen. 
 

7.3. Zusicherung bei Überbelegung (Nds. Wonraumschutzgesetz [NWoSchG]) 
 

7.3.1. Allgemeines  
Gem. § 6 Abs. 1 NWoSchG ist es verboten, Wohnraum oder eine Unterkunft für Beschäftigte 
rechtsgeschäftlich zu überlassen und zu nutzen, soweit er oder sie dadurch überbelegt wäre.  
 
Bei der Verbotsnorm des § 6 Abs. 1 NWoSchG handelt es sich um ein Verbotsgesetz im Sinne 
des § 134 BGB.158 
Kommt es durch die Vermietung einer Wohnung zu einer Überbelegung, so ist der zu Grunde 
liegende Mietvertrag zivilrechtlich unwirksam (§ 6 Abs. 1 NWoSchG iVm § 134 BGB: Nichtigkeit 
des Mietvertrags). 
 
Eine Überbelegung von Wohnraum liegt gem. § 2 Nr. 5 a) NWoSchG vor, wenn nicht für jede 
Bewohnerin und jeden Bewohner eine Wohnfläche von mindestens 10m² vorhanden ist. 
Für die Berechnung der Wohnfläche bleiben u. a. Wintergärten, Balkone, Loggien und Terrassen 
außer Betracht.  
 
 
Zudem werden gemeinschaftlich genutzte „Wohnräume“ nicht berücksichtigt, wie etwa ge-
meinschaftlich genutzte Küchen oder Badezimmer. Es kommt auf die Grundfläche an, die aus-
schließlich zu der genutzten „Wohnung“ gehören.159 
 
Anders ist dies nur bei Wohnheimen. Die Wohnfläche eines Wohnheims umfasst die Grundflä-
chen der Räume, die zur alleinigen und gemeinschaftlichen Nutzung durch die Bewohner be-
stimmt sind.160 
 

 
 
157 LSG Niedersachsen-Bremen v. 17.10.2006 – L 13 AS 16/06 ER 
158 Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 1.04.2022 – L 11 AS 18/22 B ER 
159 Vgl. § 2 Abs. 1 S. 1 der Wohnflächenverordnung (WoFlV) 
160 Vgl. § 2 Abs. 1 S. 2 WoFlV 
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7.3.2. Auswirkung auf Zusicherungen 
 
Zusicherungen für Unterkünfte gem. § 22 Abs. 4 und Abs. 6 SGB II, die infolge der Anmietung 
überbelegt wären, sind aus folgenden Gründen nicht zu erteilen: 
 

• Die Aufwendungen für die Unterkunft sind unangemessen iSd § 22 Abs. 1 SGB II. Die 
Unangemessenheit der Aufwendungen folgt aus der zivilrechtlichen Unwirksamkeit der 
Forderung. Eine auf Grund einer unwirksamen Vereinbarung getätigte Zahlung ist nicht 
angemessen.161 

 
Aufwendungen für überbelegte Unterkünfte sind demnach auch dann unangemessen, wenn 
die monatlichen Unterkunftskosten tatsächlich unter den geltenden Angemessenheitsgrenzen 
liegen. 
 

• Die Erteilung einer Zusicherung für überbelegten Wohnraum wäre zudem mit dem 
Grundsatz der Gesetzesmäßigkeit der Verwaltung (Art. 20 Abs. 3 GG) unvereinbar. 

 
Die mit Zusicherung einhergehende Förderung des Abschlusses eines Mietvertrags würde dem 
Verstoß gegen gesetzliche Verbote und der Vornahme ordnungswidriger Handlungen Vorschub 
leisten: Die Nutzung und rechtsgeschäftliche Überlassung überbelegter Wohnungen ist verbo-
ten, die rechtsgeschäftliche Überlassung ist zudem ordnungswidrig.162 
 

7.3.3. Umsetzung 
 
Liegen bei einem Antrag auf Zusicherung nach § 22 Abs. 4 und Abs. 6 SGB II Tatsachen vor, die 
die Annahme einer Überbelegung von Wohnraum rechtfertigen, ist ergänzend zu der allgemei-
nen Prüfung der Zusicherungsfähigkeit zu ermitteln, ob auf Grundlage der eingereichten Unter-
lagen und/oder Erklärungen des Antragstellers die Mindestwohnfläche von 10 m² pro Person 
bei Anmietung der Unterkunft unterschritten wird.  
 
Das Ergebnis ist mit dem „Dokumentationsbogen Überbelegung“ zu dokumentieren.163 
 
Unterschreitet die Wohnfläche 10 m² pro Person, ist die Zusicherung abzulehnen.  
 
Für die Ablehnung eines Antrags auf Zusicherung nach § 22 Abs. 4 SGB II wegen Überbelegung 
ist die Bescheidvorlage mit dem Namen „Zusicherung Ablehnung Überbelegung“ zu verwen-
den.164 
 
Für die Ablehnung eines (isolierten) Antrags auf Zusicherung von Wohnungsbeschaffungs- und 
Umzugskosten gem. § 22 Abs. 6 SGB II ist die Bescheidvorlage „Zusicherung Ablehnung § 22 
Abs. 6“ zu verwenden. Als Begründung ist in diesem Bescheid der „Textbaustein“: „Überbele-
gung der Wohnung“ auszuwählen. 
 
 
 

 
 
161 vgl. BSG Urteil v. 22.09.2009 – B 4 AS 8/09 R 
162 Vgl. § 6 Abs. 1 und § 10 Abs. 1 Nr. 3 NWoSchG 
163 Ablageort: Menüleiste Fall > Drucken (=Vorlagenauswahl) im Ordner SGB II/LSB/KdU 
164 Ablageort: Menüleiste Fall > Drucken (=Vorlagenauswahl) im Ordner SGB II/LSB/KdU 
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8. Leistungen für Unterkunft und Heizung bei Personen unter 25 Jahren (§ 22 Abs. 5 SGB II) 
 

8.1. Anwendungsbereich 
 
Sofern Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, umziehen, werden Bedarfe 
für Unterkunft und Heizung für die Zeit nach dem Umzug bis zur Vollendung des 25. Lebensjah-
res nur anerkannt, wenn vor Abschluss des Mietvertrages der Träger die Übernahme der Kosten 
zugesichert hat.  
 
Die Regelung des § 25 Abs. 5 SGB II ist nur dann einschlägig, wenn der unter 25-jährige Leis-
tungsberechtigte bereits vor dem Umzug entweder bereits Empfänger von SGB II-Leistungen 
war oder bereits derartige Leistungen zumindest beantragt hatte. Ausnahme hiervon ist der in 
§ 25 Abs. 5 Satz 4 SGB II aufgeführte Fall, dass unter 25-jährige vor der Beantragung von Leis-
tungen in eine Unterkunft in der Absicht umziehen, die Voraussetzungen für die Gewährung 
der Leistungen herbeizuführen. 
 
Die Regelung des § 22 Abs. 5 SGB II gilt nur für den Erstauszug aus der elterlichen Wohnung und 
nicht für Folgeumzüge, wenn der Leistungsberechtigte bereits eine eigene Wohnung inne-
hatte.165 Zieht der Leistungsberechtigte nach dem Auszug wieder zurück zu den Eltern, greift § 
22 Abs. 5 SGB II bei erneutem Auszug nicht (kein Erstauszug). 
 
Grundsätzlich ist § 22 Abs. 5 SGB II nicht anwendbar, wenn die Eltern ausziehen und der U-25-
Jährige die bisherige Wohnung weiterhin, aber nun alleine bewohnt. Eine Pflicht zum gemein-
samen Umzug beinhaltet § 22 Abs. 5 SGB II nicht. Zudem lässt sich daraus ableiten, dass § 22 
Abs. 5 SGB II auch dann nicht greift, wenn die Bedarfsgemeinschaft auseinanderzieht, also der 
U-25-Jährige anlässlich eines Wohnungswechsels der Eltern nicht mit ihnen gemeinsam um-
zieht, sondern eine eigene Wohnung anmietet. 
 

8.2. Zusicherung unter den Voraussetzungen des § 22 Abs. 5 S. 1 – 3 SGB II 
 
Ist die vorherige Zusicherung (schriftlich gem. § 34 Abs. 1 SGB X) nicht eingeholt worden, be-
steht auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 22 Abs. 5 S. 2 SGB II grundsätzlich kein 
Anspruch auf die Übernahme von Unterkunfts- und Heizkosten – auch nicht in angemessener 
Höhe. Anders als in § 22 Abs. 4 SGB II ist bei § 22 Abs. 5 SGB II die Zusicherung Anspruchsvo-
raussetzung. Lediglich unter den in § 22 Abs. 5 S. 3 SGB II genannten Voraussetzungen kann von 
dem Erfordernis der Zusicherung abgesehen werden, wenn es dem Betroffenen aus wichtigem 
Grund nicht zumutbar war, die Zusicherung einzuholen.  
 
Die Fälle, in denen die Zusicherung erteilt werden muss, sind in § 22 Abs. 5 S. 2 SGB II geregelt.  
 
Demnach ist der Träger unter folgenden Voraussetzungen zur Zusicherung verpflichtet: 
 
Der Betroffene kann aus schwerwiegenden sozialen Gründen nicht auf die Wohnung der Eltern 
oder eines Elternteils verwiesen werden: 
 

 
 
165 BT-Drucksache 16/688, S. 14 zu Nr. 6a, LSG Baden-Württemberg v. 28.11.2016 - L 1 AS 4236/16 ER-B, 
LSG Mecklenburg-Vorpommern v. 21.05.2008 - L 10 AS 72/07, LSG Berlin-Brandenburg v. 15.02.2010 - L 
25 AS 35/10 B ER 
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Mit dem Begriff der „schwerwiegenden sozialen Gründe“ nimmt der Gesetzgeber Bezug auf 
§ 64 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 SGB III. Demnach liegt ein derartiger Grund insbesondere dann vor,  
 

• wenn es sich um eine dauerhaft gestörte Eltern-Kind-Beziehung handelt (z.B. vorhergegan-
gene dauerhafte auswärtige Unterbringung durch das Jugendamt),  

• wenn das körperliche, das geistige oder das seelische Wohl des Kindes durch die Eltern oder 
deren Umfeld gefährdet ist (z.B. Alkohol, Drogen, Prostitution), 

• wenn den Eltern ein Zusammenleben mit dem Kind unzumutbar ist (z.B. Gewalttätigkeit 
gegenüber den Eltern), 

• wenn bei einem erneuten Umzug in den elterlichen Haushalt (das Kind hatte vorher eine 
eigene Wohnung), nicht ausreichend Platz in der elterlichen Wohnung vorhanden wäre. 

 
Gelegentliche Spannungen zwischen Eltern und Kind, provozierendes Verhalten, empfundene 
Dominanz und einzelne sprachliche Entgleisungen reichen als Umzugsgrund nicht aus. Auch der 
Wunsch, mit dem Freund oder der Freundin eine Wohngemeinschaft gründen zu wollen, stellt 
keinen Grund im Sinne des § 22 Abs. 5 SGB II dar. 
 
Der Bezug der Unterkunft ist zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt erforderlich: 
 
Die Erforderlichkeit bemisst sich an diversen Faktoren und ist vom Einzelfall abhängig. Dabei 
können insbesondere die Entfernung der elterlichen Wohnung zur neuen Arbeitsstätte, Schule 
u.ä., die Dauer dieser neuen Beschäftigung (z.B. Ausbildung, Teilnahme an einer Maßnahme, 
Arbeit), die Verkehrsanbindungen und das Vorhandensein eines Pkw maßgebend sein. Ggf. ist 
vom Fallmanager eine Stellungnahme erforderlich, inwiefern diese „Beschäftigung“ zur Einglie-
derung in den Arbeitsmarkt führt bzw. notwendig ist. 
 
Ein sonstiger, ähnlich schwerwiegender Grund liegt vor:  
 

• Den Gesetzesmaterialien zufolge166 sind Einzelfälle wie z.B. eine Schwangerschaft gemeint, 
bei denen der Leistungsträger einen Entscheidungsspielraum habe. Grundsätzlich darf bei 
schwangeren Personen demnach eine Zusicherung nach § 22 V 2 Nr. 3 SGB II erteilt werden, 
insbesondere wenn ein Schwangerschaftskonflikt aufgrund der ablehnenden Haltung der 
Eltern gegenüber dem ungeborenen Kind entsteht. Um Leistungsmissbrauch vorzubeugen, 
ist eine Zusicherung regelmäßig dann abzulehnen, wenn der Umzug seinen Grund nicht in 
Umständen hat, die sich aus der Schwangerschaft herleiten (Konflikt mit Eltern, beengte 
Wohnverhältnisse), sondern allein der Schaffung eigenen Wohnraumes dient.  

• Der Vater des Kindes zieht mit der Kindesmutter in eine gemeinsame Wohnung bzw. die 
betroffene Person (U 25) hat oder gründet eine Familie (Ehe, Lebenspartnerschaft). 

 
8.3. Angemessenheit der zu beziehenden Wohnung 

 
Auch die Zusicherung nach Abs. 5 kann nur bei Bezug einer Unterkunft mit angemessenen Kos-
ten erfolgen. § 22 Abs. 5 zielt nur auf die Übernahme angemessener KdU ab. Die Angemessen-
heit der Unterkunftskosten ist zwar keine in Abs. 5 ausdrücklich normierte Voraussetzung für 
die Erteilung der Zusicherung, muss aber aus gesetzessystematischen Gründen mitgedacht wer-
den. Aus der insoweit entsprechend heranzuziehenden Grundnorm des § 22 Abs. 4 SGB II ergibt 

 
 
166 BT-Drucksache 16/688. 
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sich, dass die Angemessenheit der KdU stets als (ungeschriebene) Gesetzesvoraussetzung zu 
prüfen ist.167 
 
Wird die Zusicherung für eine unangemessen teure Wohnung beantragt, liegen die sonstigen 
Voraussetzungen des Abs. 5 jedoch vor, ist der Ablehnungsbescheid mit dem zusätzlichen Hin-
weis zu versehen, dass dem Auszug aus der elterlichen Wohnung zwar grundsätzlich zuge-
stimmt wird, eine Zusicherung jedoch nur für den Bezug von angemessenen Wohnraum erfol-
gen kann.  
 

8.4. Wohnungserstausstattung 
 
Entsprechend § 24 Abs. 6 SGB II werden Erstausstattungen für die Wohnung bei dem betroffe-
nen Personenkreis nur dann übernommen, wenn eine Zusicherung im Sinne des § 22 Abs. 5  
SGB II vorliegt oder vom Erfordernis der Zusicherung nach § 22 Abs. 5 S. 3 SGB II abgesehen 
werden konnte. Bei einem Umzug ohne Zusicherung entfällt zudem der Anspruch auf einen 
Zuschuss gem. § 27 Abs. 3 SGB II. 
 

8.5. Auswirkungen auf die Höhe des Regelbedarfs 
 
Bei Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und ohne Zusicherung des 
zuständigen Trägers nach § 22 Abs. 5 SGB II umziehen, wird bis zur Vollendung des 25. Lebens-
jahres ein monatlicher Regelbedarf in Höhe von 80 % (§ 20 Abs. 3 i.V.m. Abs. 2 S. 2 Nr. 2 SGB II) 
anerkannt. 
 

8.6. Sondervorschrift § 22 Abs. 5 S. 4 SGB II 
 
Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben, nicht anerkannt, wenn diese vor der Beantragung von Leistungen in eine Unter-
kunft in der Absicht umziehen, die Voraussetzungen für die Gewährung der Leistungen herbei-
zuführen, § 22 Abs. 5 S. 4 SGB II. Mit dieser Ergänzung im Fortentwicklungsgesetz will der Ge-
setzgeber sicherstellen, dass Jugendliche und junge Erwachsene die notwendige Zusicherung 
des Leistungsträgers nicht dadurch umgehen können, dass sie unmittelbar vor Beginn des Leis-
tungsbezuges eine Wohnung beziehen. 
 
Die Absicht, die Voraussetzungen für die Gewährung der Leistungen nach § 22 I SGB II herbei-
zuführen, ist insbesondere dann zu bejahen, wenn zum Zeitpunkt der Unterschrift des Mietver-
trages absehbar war, dass die Hilfebedürftigkeit mit dem Umzug eintreten wird. 
 
 
 
 
 

 
 
167 Luik/Harich/Luik, 6. Aufl. 2024, SGB II § 22 Rn. 249; a.A. BSG v. 25. 4. 2018 - B 14 AS 21/17 R, welches 
das Zusicherungserfordernis jedoch auch nur dann für gegeben hält, wenn tatsächlich ein Vertrag über 
eine (neue) Unterkunft begründet wird. Nach den allgemeinen Voraussetzungen des § 22 SGB II können 
allerdings nur die Kosten für angemessenen Wohnraum als Bedarf berücksichtigt werden. Aus verwal-
tungspraktischen Gründen und zur Vermeidung zweier Zusicherungsverfahren, ist bei einem Zusiche-
rungsverlagen für eine konkrete Wohnung daher das Erfordernis der Angemessenheit gleich mitzube-
rücksichtigen.     
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9. Darlehen zur Sicherung der Unterkunft (§ 22 Abs. 8) 
 

9.1. Grundlagen 
 
Eine Übernahme von Mietschulden gem. § 22 Abs. 8 SGB II ist ausschließlich für Personen mög-
lich, für die Bedarfe für Unterkunft und Heizung nach § 22 Abs. 1 SGB II erbracht werden.  
Schulden zur Sicherung der Unterkunft und zur Behebung einer vergleichbaren Notlage von 
Personen, die nicht hilfebedürftig im Sinne des § 9 SGB II sind, können ggf. nach § 36 SGB XII 
i.V.m. § 21 S. 2 SGB XII übernommen werden. Ein entsprechender Antrag ist an den/die SGB XII-
Sachbearbeiter/in weiterzuleiten. 
 
Unter 25-jährige hilfebedürftige Personen, denen die Übernahme ihrer laufenden Unterkunfts-
kosten nach § 22 V SGB II verwehrt wird, sind von der Möglichkeit der Mietschuldenübernahme 
ausgeschlossen. Da diese Personen jedoch dem Grunde nach weiterhin hilfebedürftig im Sinne 
des §§ 7 I 1 SGB II i.V.m. § 9 SGB II sind, können sie auch keine Leistungen nach § 36 SGB XII 
erhalten. 
 
Unter den Voraussetzungen des § 27 Abs. 3 SGB II können auch Auszubildenden Leistungen für 
die Übernahme von Schulden darlehensweise erbracht werden. 
 
Die Darlehensvergabe nach § 22 Abs. 8 ist eine „Kann“-Vorschrift und steht damit im Ermessen 
des Leistungsträgers (vgl. § 22 Abs. 8 S. 1 SGB II). Sofern jedoch Wohnungslosigkeit droht und 
die Übernahme der Mietschulden gerechtfertigt und notwendig ist, ist eine gebundene Ermes-
sensentscheidung vorgesehen, so dass lediglich bei atypischen Einzelfällen von einer Leistungs-
gewährung abgesehen werden kann.168 
 
Ist Schonvermögen nach § 12 Abs. 2 S. 1 SGB II und Abs. 4 S. 1 SGB II vorhanden, ist dieses 
vorrangig zur Begleichung von Mietschulden einzusetzen.169 Die Leistungsgewährung hat regel-
mäßig als Darlehen zu erfolgen.170 
 

9.2. Voraussetzungen der Mietschuldenübernahme 
 

9.2.1. Schulden 
 
„Schulden“ sind Verbindlichkeiten, die nicht im laufenden Bürgergeldbezug (monatsweise Be-
trachtung) fällig werden, sondern bereits zuvor bestanden. Gegenwärtige und künftige Bedarfe 
(=Zahlungsverpflichtungen) sind demnach von § 22 Abs. 8 SGB II nicht erfasst. 
 
Schulden, die nicht aus der Verletzung der Primärpflichten des Mietverhältnisses, wie die regel-
mäßige Mietzahlung, resultieren, werden von Abs. 8 nicht erfasst. So etwa aus dem Mietver-
hältnis resultierende Schadensersatzpflichten, da diese auch nicht zu den Bedarfen gehören, 
die nach Abs. 1 geltend gemacht werden können.171 
   

 
 
168 vgl. § 22 Abs. 8 S. 2 SGB II. 
169 vgl. § 22 Abs. 8 S. 3 SGB II. 
170 vgl. § 22 Abs. 8 S. 4 SGB II. 
171 Ernst-Wilhelm Luthe in: Hauck/Noftz SGB II, 4. Ergänzungslieferung 2024, § 22 SGB 2, Rn. 403 mit 
Verweis auf: BVerwG, Beschluss vom 3. Juni 1996 – 5 B 24/96 –, juris; a.A. Luik/Harich/Luik, 6. Aufl. 2024, 
SGB II § 22 Rn. 320. 
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Als berücksichtigungsfähige Schulden gelten auch (neue) Schulden gegenüber einem Dritten, 
die der Hilfebedürftige eingegangen ist, um drohende Wohnungslosigkeit durch Zahlung rück-
ständiger Miete abzuwenden, wie etwa die Aufnahme eines Darlehens bei einer Bank. Dies al-
lerdings nur, wenn die Übernahme der Mietschulden zuvor beantragt worden war.172 
Wenn die Schulden gegenüber dem Vermieter dagegen vor Antragstellung anderweitig getilgt 
wurden und die Unterkunft damit gesichert ist, scheidet ein Anspruch nach Abs. 8 regelmäßig 
aus. Es handelt sich zwar noch um Schulden, die Sicherung der Unterkunft steht dann aber nicht 
mehr in Rede.173 
Für einen „Antrag“ ist es allerdings ausreichend, wenn die leistungsberechtigte Person die Not-
wendigkeit von zusätzlichen Geldleistungen zur Sicherung der konkreten Unterkunft gegenüber 
dem Jobcenter zum Ausdruck bringt.174 
 

9.2.2. (Gerechtfertigte) Sicherung der Unterkunft 
 
Die Schuldenübernahme muss zur dauerhaften Sicherung der Unterkunft führen (Prognose). 
Ein Darlehen kommt daher in folgenden Fällen grundsätzlich nicht in Betracht: 
 

• Löschung eines Schufa-Eintrags, um den Zugang zum Wohnungsmarkt zu erleichtern,175 

• Aufrechterhaltung eines gewerblichen Mietverhältnisses zur Fortsetzung der selbstän-
digen Tätigkeit,176 

• Mietschuldenübernahme einer nicht mehr genutzten Wohnung,177 

• Neben einer ggf. abwendbaren fristlosen Kündigung wegen Zahlungsverzugs (hierzu s. 
unten) liegt noch eine ordentliche Kündigung (Gründe hierfür in § 573 Abs. 2 BGB) vor 
und der Vermieter ist auch bei Ausgleich der Mietschulden nicht bereit, von der or-
dentlichen Kündigung Abstand zu nehmen (→ der Leistungsberechtigte ist bei dem Ver-
such einer Einigung mit dem Vermieter zu unterstützen).178 

• Eine fristlose Kündigung kann durch Zahlung oder Schuldbeitritt nicht mehr abgewen-
det werden, da die Schutzfrist bereits abgelaufen oder in den zurückliegenden 2 Jahren 
bereits eine Kündigung durch Zahlung unwirksam gemacht wurde (vgl. § 569 Abs. 3 Nr. 
2 S.1 BGB, Erläuterungen s. unten) und der Vermieter auch bei Ausgleich der Mietschul-
den nicht bereit ist, von der fristlosen Kündigung Abstand zu nehmen (→ der Leistungs-
berechtigte ist bei dem Versuch einer Einigung mit dem Vermieter zu unterstützen; 
diesbezüglich ist der Vordruck „Mietschulden Verhandlung mit Vermieter“ in O-
PEN/PROSOZ unter OPEN > Vorlagenauswahl > SGB II > LSB > KdU hinterlegt. 

• Es liegt bereits ein rechtskräftiger Räumungstitel vor.179 
 
Die Sicherung der Wohnung muss zudem „gerechtfertigt“ sein.  Der Erhalt der Wohnung ist nur 
dann gerechtfertigt, wenn die Kosten der Unterkunft innerhalb der nach § 22 Abs. 1 als Bedarf 
zu berücksichtigenden Angemessenheitsgrenzen liegen.180 Dies gilt auch dann, wenn die lau-
fenden Kosten vom Leistungsträger noch für eine Übergangszeit übernommen werden, eine 

 
 
172 BSG, Urteil vom 17. Juni 2010 – B 14 AS 58/09 R –, BSGE 106, 190-199, SozR 4-4200 § 22 Nr 41. 
173 Ernst-Wilhelm Luthe in: Hauck/Noftz SGB II, 4. Ergänzungslieferung 2024, § 22 SGB 2, Rn. 402. 
174 Luik/Harich/Luik, 6. Aufl. 2024, SGB II § 22 Rn. 331. 
175 LSG Bln-Bbg 29.7.2010, Az.: L 25 AS 1343/10 B ER. 
176 LSG Bln-Bbg 2.6.2009, Az.: L 14 AS 618/09 B ER. 
177 LSG Bln-Bbg 22.1.2009, Az.: L 14 AS 118/09 B ER. 
178 Ernst-Wilhelm Luthe in: Hauck/Noftz SGB II, 4. Ergänzungslieferung 2024, § 22 SGB 2, Rn. 414. 
179 LSG NRW Bes. v. 14.5.2018 – L 2 AS 557/18 B ER. 
180 BSG Urt. v. 17.6.2010 – B 14 AS 58/09 R, BeckRS 2011, 65326 Rn. 26, beck-online. 
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Obliegenheit zur Kostensenkung aber nach den konkreten Umständen des Einzelfalles besteht 
(laufendes Kostensenkungsverfahren).181 
 
Ausnahmen:  

- Während einer laufenden Karenzzeit sind die Kosten der Unterkunft in tatsächlicher 
Höhe anzuerkennen. Der Schutz des Wohnraums steht im Vordergrund. Diesem fol-
gend, ist nach hiesiger Auffassung die Sicherung der Unterkunft auch dann gerechtfer-
tigt, wenn die Kosten der Unterkunft außerhalb der Karenzzeit unangemessen hoch wä-
ren.  

- Ein Umzug ist aus gravierenden Gründen nicht zumutbar (s. Ziffer 4.3.5.3.1.). 
- Leistungsberechtigte können die Differenz zwischen angemessener und tatsächlicher 

Miete aus den Freibeträgen einer Erwerbstätigkeit decken und eine Prognose ergibt, 
dass die Freibeträge auch tatsächlich zu diesem Zweck verwendet werden.182  

 
Gerechtfertigt ist eine Mietschuldenübernahme auch dann nicht, wenn eine andere, den Ange-
messenheitskriterien entsprechende Wohnung konkret anmietbar ist.183 
 

9.2.3. Drohende Wohnungslosigkeit (§ 22 Abs. 8 S. 2 SGB II) oder vergleichbare Notlage 
 
Die konkrete Gefahr der Wohnungslosigkeit droht auf jeden Fall dann, wenn bereits Räumungs-
klage beim Amtsgericht erhoben wurde. 
 
Drohende Wohnungslosigkeit besteht jedoch nicht erst dann, wenn der Vermieter gerichtlich 
gegen den Mieter vorgeht, sondern bereits ab dem Zeitpunkt, ab dem ernsthafte Konsequenzen 
im Hinblick auf den Erhalt den Wohnung drohen.184 Dies ist insbesondere bereits dann anzu-
nehmen, wenn die angehäuften Mietschulden den Vermieter zur Kündigung des Mietverhält-
nisses berechtigen würde und eine Räumungsklage droht, da der Leistungsberechtigte zu die-
sem Zeitpunkt die Fortsetzung des Mietverhältnisses nicht mehr selbst in der Hand hat und die 
Möglichkeiten die Wohnung gegen den Willen des Vermieters die Wohnung zu erhalten stark 
eingeschränkt sind.185 
 
Exkurs: Vorliegen einer Kündigungslage und Abwendung 
Die Voraussetzungen der fristlosen Kündigung eines Mietverhältnisses wegen Mietschulden sind 
in § 543 BGB geregelt. 
Die fristlose Kündigung ist in folgenden Fällen begründet: 

 

• Der Mieter ist für zwei aufeinander folgende Termine (zwei aufeinander folgende Mo-
nate) mit der Zahlung eines nicht unerheblichen Teils der Miete in Verzug (§ 543 Abs. 2 
Nr. 3a BGB). Die Höhe des „nicht unerheblichen Teils“ beträgt mindestens eine Monats-
miete (§ 569 Abs. 3 Nr. 1 BGB). Übersteigt also der für zwei aufeinander folgende Mo-
nate nicht gezahlte Anteil die vereinbarte Monatsmiete um nur einen Euro, liegt ein 
Kündigungsgrund vor. 

 
 
181 Ernst-Wilhelm Luthe in: Hauck/Noftz SGB II, 4. Ergänzungslieferung 2024, § 22 SGB 2, Rn. 415. 
182 LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 23.08.2023, Az.: L 31 AS 627/23 B ER. 
183 Ernst-Wilhelm Luthe in: Hauck/Noftz SGB II, 4. Ergänzungslieferung 2024, § 22 SGB 2, Rn. 409. 
184 Luik/Harich/Luik, 6. Aufl. 2024, SGB II § 22 Rn. 325. 
185 LSG NRW v. 14. 12. 2015 - L 6 AS 1258/15 B ER, Rz 25; Ernst-Wilhelm Luthe in: Hauck/Noftz SGB II, 4. 
Ergänzungslieferung 2024, § 22 SGB 2, Rn. 411; Luik/Harich/Luik, 6. Aufl. 2024, SGB II § 22 Rn. 325. 
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• Der Mieter über einen längeren Zeitraum (nicht: zwei aufeinander folgende Monate) 
Mietschulden an, die der Höhe von zwei Monatsmieten entspricht (§ 543 Abs. 2 Nr. 3b 
BGB). 

• Nichtzahlung der Mietkaution, sofern die Kautionshöhe (mindestens) zwei Monatsmie-
ten entspricht (§ 569 Abs. 2a BGB). 

 
Die Kündigung wird nach § 569 Abs. 3 Nr. 2 S.1 BGB unwirksam, wenn der Vermieter spätestens 
zum Ablauf von 2 Monaten (Schutzfrist) nach Eintritt der Rechtshängigkeit des Räumungsan-
spruchs (= Tag der Zustellung der Räumungsklage) hinsichtlich der fälligen Miete und der fälli-
gen Nutzungsentschädigung (= bisherige Miete als Nutzungsentschädigung für den angefange-
nen Monat) befriedigt wird oder sich der Träger der Leistungen nach dem SGB II zu Befriedigung 
verpflichtet (Befriedigungserklärung). Demnach kann der SGB II-Träger im Rahmen der Schutz-
frist durch Befriedigungserklärung (Fristeinhaltung durch Fax möglich) die Kündigung unwirk-
sam machen. 
Sonstige dem Vermieter entstandenen Kosten (z.B. Rechtsanwalts- und Gerichtskosten sowie 
Bereitstellungskosten für den Gerichtsvollzieher) müssen nicht ausgeglichen werden, damit das 
Mietverhältnis weiterhin bestehen kann. Diese offenen Forderungen gegenüber dem Mieter bie-
ten auch keine Grundlage für eine Kündigung des Mietverhältnisses. 
 
Die Befriedigungserklärung ist als Schuldbeitritt zu bewerten und daher grundsätzlich bedin-
gungsfeindlich. Die sich verpflichtende Behörde darf demnach in der Erklärung keine Bedingun-
gen stellen und auch keine Summe einsetzen, da sonst ggf. die Erklärung nichtig ist. Ein entspre-
chender Vordruck ist in OPEN/PROSOZ unter dem Namen „Mietschulden Befriedigungserklä-
rung“ (OPEN > Vorlagenauswahl > SGB II > LSB > KdU) hinterlegt. 
 
Eine mit Wohnungslosigkeit „vergleichbare Notlage“ liegt z.B. vor bei 

 

• Heizkostenrückständen (vgl. Ziff. 5.7.5.), wenn das Sperren der Energiezufuhr konkret 
von dem Versorgungsunternehmen ggf. mit Termin angedroht worden ist, 

• drohender Sperrung der Wasserversorgung, 

• oder erfolgter Sperrung der Stromversorgung (drohende Stromsperre: § 24 Abs. 1 
SGB II). 

 
9.3. Ermessen 

 
Im Falle drohender Wohnungslosigkeit (§ 22 Abs. 8 S. 2 SGB II) oder vergleichbarer Notlagen 
besteht in aller Regel kein Raum für Ermessen („sollen übernommen werden“).   
Wirtschaftlich unvernünftiges Handeln, das die drohende Wohnungslosigkeit mitverursacht 
hat, tritt zurück. Eine zweckwidrige Verwendung der gewährten Leistungen steht einer Darle-
hensgewährung grundsätzlich nicht entgegen. Es wird nicht gefordert, dass der Leistungsbe-
rechtigte unverschuldet in die zu behebende Notlage geraten ist.186 
Ausnahmen: 
 

Selbst bei Vorliegen drohender Wohnungslosigkeit kann im Rahmen des Ermessens vom Regel-
fall der Darlehensgewährung abgewichen werden, wenn 
 

• die Mietrückstände gezielt, vorsätzlich herbeigeführt wurden (sog. Missbrauchsfälle), 
oder 

 
 
186 Landessozialgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 17. 
September 2013 – L 19 AS 1501/13 B –, juris; Piepenstock/Senger in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5. 
Aufl., § 22 (Stand: 06.02.2023), Rn. 279 
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• wiederholte Mietrückstände ohne erkennbaren Selbsthilfewillen, wie etwa Verweige-
rung des Einsatzes von vorhandenem Einkommen bzw. der Freibeträge oder Widerruf 
der Direktzahlungen, auftreten.187     

 
Liegt kein Fall des § 22 Abs. 8 S. 2 vor, muss der eine pflichtgemäße Ermessensentscheidung 
getroffen werden. Die verbleibenden Fallmöglichkeiten dürften als gering eingeschätzt werden, 
könnte jedoch Fälle betreffen in denen die aufgelaufenen Mietschulden noch nicht zu einer 
Kündigung berechtigen würden. 
 
Im Rahmen der Ermessensausübung ist zu berücksichtigen, welche negativen Folgen finanziel-
ler, sozialer, gesundheitlicher oder sonstiger Art ein Verlust gerade der konkreten Wohnung für 
die Betroffenen hätte. Abzuwägen sein können persönliche Umstände (Gesundheitszustand, 
Alter, Zumutbarkeit eines Umzuges), aus welchem Grund Schulden entstanden sind und ob für 
die Zukunft eine allgemeine Zahlungsbereitschaft dokumentiert ist (bspw. durch eine Anwei-
sung zur Direktzahlung nach § 22 Abs. 7).  
Darüber hinaus können auch finanzielle Erwägungen, wie die Differenz zwischen den Aufwen-
dungen für Unterkunft und Heizung (§ 22 Abs 1 SGB II) der derzeit bewohnten Wohnung und 
den in einer anderen Unterkunft maximal zu übernehmenden Aufwendungen und der Umfang 
der vom Jobcenter ggf. zu übernehmenden Umzugskosten, eine Rolle spielen.188 
 

9.4. Darlehensnehmer 
 
Bei der Gewährung eines Darlehens zur Übernahme von Miet- oder Energieschulden sind nur  
die Personen als Darlehensnehmer anzusehen, die durch den Miet- oder Energieversorgungs-
vertrag zivilrechtlich verpflichtet sind. Kinder in einer Bedarfsgemeinschaft sind nicht als Darle-
hensnehmer einzusetzen. Diese haften nicht für Miet- oder Energieschulden ihrer Eltern.189 
 

10. Leistungszeitraum, § 41 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 SGB II 
 
Nach § 41 Abs. 3 Satz 1 SGB II ist über den Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts nach dem SGB II in der Regel für ein Jahr zu entscheiden (Bewilligungszeitraum). 
 
Der Bewilligungszeitraum soll insbesondere in Fällen regelmäßig auf sechs Monate verkürzt 
werden, in denen die Aufwendungen für die Unterkunft und Heizung unangemessen sind (§ 41 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 SGB II). 
 
Hierbei ist die Regelung des § 41 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 SGB II (Verkürzung des Bewilligungszeit-
raums auf sechs Monate) einschränkend auszulegen. Der Bewilligungszeitraum soll nur in sol-
chen Fällen auf sechs Monate verkürzt werden, in denen das Jobcenter unangemessene Kosten 
der Unterkunft und/oder unangemessene Heizkosten erbringt. 
 
Werden durch das Jobcenter nur noch angemessene Kosten der Unterkunft und angemessene 
Heizkosten geleistet, ist die Regelung des § 41 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 SGB II nicht anzuwenden, auch 
wenn die Aufwendungen des Kunden für die Unterkunft und/oder Heizung unangemessen sind. 

 
 
187 LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 21.03.2023, Az.: L 6 AS 90/23 B ER; Landessozialgericht 
für das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 17. September 2013 – L 19 AS 1501/13 B –, juris. 
188 BSG, Urteil vom 13. Juli 2022 – B 7/14 AS 52/21 R –, SozR 4 (vorgesehen), Rn. 28; Winkler SGB II/Apel, 
3. Aufl. 2024, SGB II § 22 Rn. 155. 
189 vgl. BSG v. 18.11.2014 - B 4 AS 3/14 R; LSG NRW 25.5.2016, Az.: L 7 AS 580/16 B ER; Luik/Harich/Luik, 
6. Aufl. 2024, SGB II § 22 Rn. 340.  
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In diesem Fall ist die Bewilligung der Leistungen für einen Zeitraum von 12 Monaten vorzuneh-
men. 
 

11. Sonstiges 
 
Soweit der Antrag auf Leistungen nach dem SGB II nicht zum Ersten des Monates, sondern erst 
nach der Zahlung der monatlichen Miete erfolgt, sind die Unterkunftskosten trotzdem anteilig 
für den restlichen Monat ab Antragstellung zu gewähren.190 Bei einem Anspruch nur für einen 
Teil des Monats wird die Zahl der Anspruchstage gem. § 41 Abs. 1 S. 2 SGB II dann mit einem 
Dreißigstel der vollen monatlichen Leistung multipliziert.  
 
Ein Mieter, der seine Wohnung vor dem 01.09.2001 angemietet hat und dessen Mietvertrag 
folgende Formularklausel (oder auch sinngemäße Formulierung) enthält – „Bei einem Mietver-
hältnis über Wohnraum ist die Kündigung spätestens am dritten Werktag eines Kalendermonats 
für den Ablauf des übernächsten Monats zulässig. Nach fünf, acht und zehn Jahren verlängert 
sich die Kündigungsfrist um jeweils drei Monate.“ –, kann ab dem 01.06.2005 unabhängig von 
seiner Mietzeit mit einer dreimonatigen Frist das Mietverhältnis kündigen. 
Nach § 22 Abs. 1a SGB II (a. F.) bestimmt sich bei leistungsberechtigten Personen, die einer 
Wohnsitzauflage nach § 12a Abs. 2 und 3 AufenthG unterliegen, die Angemessenheit der Auf-
wendungen für KdU und Heizkosten nach dem Ort, an dem die leistungsberechtigte Person ih-
ren Wohnsitz zu nehmen hat. 
 
Wenn eine Person eine Wohnsitzauflage im Landkreis Göttingen bzw. Stadt Göttingen für eine 
bestimmte Gemeinde hat, sind die KdU für die dort zu nehmende und tatsächlich angemietete 
Wohnung zu zahlen. Wenn die Wohnsitzauflage für eine Gemeinde in einem anderen Landkreis 
ausgestellt ist, erhält die Person vom SGB II-Träger „Landkreis Göttingen“ keine SGB II-Leistun-
gen, auch keine KdU. Bei Wohnsitzauflagen innerhalb des Landkreises Göttingen ist der Stand-
ort zuständig, der die jeweilige Gemeinde zugeordnet hat. Stadt und Landkreis Göttingen haben 
jeweils eigene Ausländerbehörden, so dass in der Regel Wohnsitzauflagen entweder für die 
Stadt Göttingen (ohne LK) oder den Landkreis Göttingen (ohne Stadt) ausgestellt werden. Die 
Zuweisung auf eine konkrete Gemeinde ist nicht zwingend. Wenn die Wohnsitzauflage nur für 
den Landkreis Göttingen ausgestellt ist, ist der Standort zuständig, bei dem der SGB II-Antrag 
gestellt wird. Dies ergibt sich aus dem neuen § 36 SGB II, nachdem unabhängig vom tatsächli-
chen Aufenthalt der Person der Träger am Ort der Wohnsitzauflage zuständig ist. 
  
 
Freigegeben am/durch 
30.06.2026 
 

gez. Kobold 

 
 
190 BSG v. 07.05.2009 - B 14 AS 13/08 R 


